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Die Umsetzung des AGG in die betriebliche Praxis 
- Möglichkeiten der Konfliktprävention - 

1. Einleitung 
Ich bin in einem Dienstleistungsunternehmen der Call-Center-Branche in der privaten 
Versicherungswirtschaft mit rd. 240 Beschäftigten tätig und habe dort u. a. die Funkti- 
on des Betriebsratsvorsitzenden. In diesem Betrieb treten alltäglich Konflikte auf, so- 
wohl zwischen den Arbeitnehmern als auch zwischen Institutionen, hier Geschäftslei- 
tung und Betriebsrat, sowie zwischen Arbeitnehmern und Institutionen. Die Teilnahme 
an der Weiterbildungsmaßnahme zum betrieblichen Konfliktberater geschah aus dem 
Bedürfnis heraus, als Mitglied des Betriebsrats mit im Betrieb auftretenden Konflikten 
sachgerecht und emotional umgehen und mögliche Lösungsansätze aufzeigen zu 
können. Während der Weiterbildungsmaßnahme trat das Allgemeine Gleichbehand- 
lungsgesetz (AGG) als Umsetzung von EG-Richtlinien in Kraft. Aufgrund der Beschäf- 
tigung mit dem AGG sehe ich hier einen Ansatz, Konflikte im Unternehmen verringern 
zu können. 

2. Merkmale von Menschen, gesellschaftliche Relevanz  und daraus entstehende 
Konfliktursachen 
Immer dann, wenn Menschen aus unterschiedlichen Zusammenhängen (nationale, 
soziale, kulturelle etc) zusammentreffen, kann es aufgrund dessen zu Konflikten zwi- 
schen ihnen kommen. Konflikte sind unterschiedlich, sie lassen sich u.a. einteilen in : 1 

Konflikte in der Person oder zwischen Personen 
Bei inneren (seelischen) Konflikten liegen diese in der Person, die vor einer Entschei- 
dung zwischen zwei Alternativen steht, die entweder beide positive oder beide nega- 
tive oder aber sowohl positive als auch negative Folgen mit sich bringen. Die Person 
fühlt sich unmittelbar betroffen und stellt sich die Folgen möglicher Entscheidungen 
vor. Sie fühlt sich verunsichert und empfindet die Situation als belastend. Sie erfährt 
einen Druck, um sich zu entscheiden. Diese Vorgänge geschehen bewusst oder un- 
bewusst. Die Merkmale treten umso stärker auf, je wichtiger die Entscheidung ist. 

Konflikte zwischen Personen treten auf zwischen Einzelnen, zwischen Gruppen und 
in Gruppen. Treten solche zwischenmenschlichen Konflikte auf, kommt es häufig da- 
zu, dass 
- verzerrt, irreführend, teils sogar bewusst täuschend kommuniziert wird 
- Unterschiede und Trennendes viel schärfer wahrgenommen werden als 

Gemeinsamkeiten und Verbindendes 
- Misstrauen, Argwohn und offene Feindseligkeit herrschen 
- jeder für sich arbeitet und versucht, anderen sein Vorgehen aufzuzwingen 

Beide Konfliktarten, seelische und zwischenmenschliche Konflikte, stehen in einem 
engen Zusammenhang. Zwischenmenschliche Konflikte müssen innerlich verarbeitet 
werden, was oft - bewusst oder unbewusst - innere Konflikte auslöst. Innere Konflik- 
te wiederum wirken nach Außen, die Person verhält sich anders, als wenn sie ruhig 
und ausgeglichen wäre. 

Konfliktgegenstände 
Eine andere Unterscheidung von Konflikten geht von Gegenständen aus. Grob kann 
zunächst unterschieden werden in Sachkonflikt und Beziehungskonflikt. 

Bei Sachkonflikten ist der Konflikt rational bestimmt und Ausdruck (scheinbar) unver- 
einbarer z.B. Erwartungen, Beurteilungen, Bewertungen, Interessen, Ziele und/oder 
Vorgehensweisen. 

Bei Beziehungskonflikten ist der Konflikt emotional bestimmt und Ausdruck (schein- 
bar) unvereinbarer Vorstellungen über den Umgang miteinander und die Zusammen- 

1 
Simone Gauer, Betrieblicher Konfliktberater, Modul I Teil 2 „Grundlegende Informationen zum Thema Konflikt" 
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arbeit. Ursache sind hier z.B. Regeln, Normen, Werte und Moralvorstellungen, Ver- 
halten des Einzelnen. Dieses drückt sich seinem Gegenüber dann z.B. in Sympathien 
oder Antipathien aus. 

Umgang mit Konflikten 
Konflikte lassen sich ferner unterscheiden nach 
- dem Grad der Bewusstheit 

- Schwelende Konflikte: der Konflikt besteht, wird aber (noch) nicht offen ausge- 
tragen 

- Ausgetragene Konflikte: die Beteiligten tragen den Konflikt offen aus 
- der realen Basis des Konfliktes 

- Echte Konflikte: es wird der Konflikt ausgetragen, um den es tatsächlich geht 
- Unechte Konflikte: statt den eigentlichen Konflikt auszutragen, werden andere 

Themen zum Konflikt erhoben 
- nach der Austragungsform 

- Kalter Konflikt: der Konflikt ist den Beteiligten zwar bewusst, sie haben aber je- 
den Glauben an eine Lösung verloren 

- Heißer Konflikt: die Beteiligten kämpfen engagiert für ihre eigenen Ziele 

Konflikte entstehen sowohl bewusst als auch unbewusst aufgrund von Merkmalen 
von Menschen. Merkmale (a) , darauf bezogene aktuelle Zahlen mit gesellschaftlicher 2 

Relevanz (b) und mögliche daraus resultierende Konfliktursachen (c) sind u.a.: 

Rasse 
a. 
Hierunter sind biologische Faktoren, wie Hautfarbe, Physiognomie etc. eines 
Menschen zu verstehen. 
Anmerkung: „Die Europäische Union weist Theorien, mit denen versucht wird, die 
Existenz verschiedener menschlicher Rassen zu belegen, zurück. Die Verwen- 
dung des Begriffs ‚Rasse' ... impliziert nicht die Akzeptanz solcher Thesen." „Die 3 

Verwendung des Begriffs der ‚Rasse' ist nicht unproblematisch.... Die Mitglieds- 
staaten und die Kommission haben letztlich hieran festgehalten, weil ‚Rasse' den 
sprachlichen Anknüpfungspunkt zu dem Begriff des ‚Rassismus' bildet und die 
hiermit verbundene Signalwirkung - nämlich die konsequente Bekämpfung ras- 
sistischer Tendenzen - genutzt werden soll." Diesen Standpunkten schließe ich 4 

mich an. 

b. 
Eine aktuelle Studie aus dem Jahr 2005 zeigt, dass der Rassismus weiter steigt. 
Dazu zählt z.B. die von 14,5% der Befragten vertretene Auffassung, dass die 
Weißen zu Recht führend in der Welt sind (2004: 13%). Und für 21,3% sollten 
Aussiedler besser gestellt werden als Ausländer, da sie deutscher Abstammung 
sind (2004: 22%) Die NPD konnte bei der in diesem Jahr stattgefundenen Land- 5 

tagswahl in Mecklenburg-Vorpommern auch aufgrund dieser Daten Landtags- 
mandate erreichen. 

c. 
Mit Formulierungen auf der Grundlage „Deutsche Arbeitsplätze nur für Deutsche" 
werben faschistische Kräfte für ihre Politik. Auch dadurch wird ein Klima des 
Rassismus geschaffen, in dem alles nicht normal ist, was nicht deutsch ist. Men- 
schen, die diesem „Weltbild" nicht entsprechen, kommen daher zwangsläufig in 
Konflikt mit Personen, die solche Auffassungen vertreten. 

2 
Silke Martini, Seminar zum AGG, 03.09.06, DGB-Bildungswerk, 

3 Aus der Begründung des Rates der Europäischen Union zur Richtlinie 2000/43/EG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 

ten, L 180/22 vom 19.07.2000 
4 Aus der Begründung der Bundesregierung zum AGG, Drucksache 16/1780, Seite 31, vom 08.06.2006 
5 Heitmeyer-Studie 2005, Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung, Bielefeld 
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Ethnische Herkunft 
a. 
Ethos ist abgeleitet aus dem griechischen und heißt „Wohnort, der Ort, an dem 
ich mich zu Hause fühle und an dem besondere Gewohnheiten gelten". 
Hier ist der Kulturkreis, die Lebensweise, die Zugehörigkeit zu einer Sprache, ei- 
ner Kultur und/oder einer Gemeinschaft gemeint. Konfliktpotential kann entste- 6 

hen, wenn Menschen aus unterschiedlichen Kulturkreisen zusammen kommen 
und entsprechend der jeweils herrschenden Sitten und Gebräuche geprägt sind. 

b. 
Fremdenfeindlichkeit drückt sich gem. einer Studie aus 2005 unter anderem darin 
aus, dass 61,1% der Befragten der Auffassung sind, dass zu viele Ausländer in 
Deutschland leben (2004: 60%). Zudem, so die Auffassung von 36,1%, sollen 
Ausländer zurückgeschickt werden, wenn die Arbeitsplätze knapp werden (2004: 

7 36%) 

c. 
„ In Deutschland leben derzeit rund 7,3 Millionen Ausländer. Zusammen mit Ein- 
gebürgerten, Aussiedlern und Kindern aus binationalen Ehen sprechen wir von 
über 14 Millionen Menschen in Deutschland, die einen Migrationshintergrund 
aufweisen. Das ist fast jeder fünfte Einwohner." Der Anteil von Ausländern an 8 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen betrug im Gegen- 9 

satz dazu im Jahr 2004 nur 9,9% . Bei weiter anhaltender Massenarbeitslosig- 10 

keit und Stellenabbau in den Unternehmen kann es hier zu Konflikten zwischen 
Menschen deutscher und nichtdeutscher Herkunft innerhalb von Belegschaften 
kommen. Fremdenfeindlichkeit hat dann die Funktion eines Blitzableiters. Statt 
die Entscheidungsträger in den Unternehmen in die Verantwortung zu nehmen, 
halten ausländische Kolleginnen und Kollegen als Sündenböcke her, denen man 
die Schuld an der Massenarbeitslosigkeit gibt. 

Geschlecht 
a. 
Meint sowohl das biologische Geschlecht aus der Ableitung primärer Ge- 
schlechtsmerkmale als auch das soziale Geschlecht, abgeleitet durch ein kultu- 
relles Umfeld, welches Geschlechterrollen prägt. 

b. 
In einer Studie aus dem Jahr 2005 wird festgestellt, dass das Phänomen "klassi- 
scher Sexismus" sich auf geschlechtsdiskriminierende Vorstellungen in der Be- 
völkerung bezieht. So sollen sich Frauen nach der Auffassung von 28,6% der Be- 
fragten wieder auf die "angestammte" Rolle der Ehefrau und Mutter besinnen 
(2004: 29%). Und ca. 19% stimmten der Aussage zu, dass es für eine Frau wich- 
tiger sein sollte, ihrem Mann bei seiner Karriere zu helfen, als selbst Karriere zu 

11 machen (im Vorjahr waren es 25%). 

c. 
Untersucht man die Erwerbstätigenquote von Frauen und Männern mit 2 Kindern 
auf Vollzeit- bzw. Teilzeitbeschäftigung, so ergibt sich : 12 

Männer Frauen 
Vollzeit Teilzeit Vollzeit Teilzeit 

Alte Bundes- 87,8% 2,5% 16,9% 44,5% 

6 
Silke Martini, Betrieblicher Konfliktberater, Modul I „Konfliktanalyse und die Funktion des Rechts" 

7 Heitmeyer-Studie 2005, Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung, Bielefeld 
8 PERSONALmagazin, Mai 2006, Seite 70 

9 Nur versicherungspflichtige Arbeiter und Angestellte in der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung und Beitragspflich- 

tige nach dem AFG/SGB III, ohne Beamte, Selbständige und mithelfende Familienangehörige. Bundesministerium für Gesund- 
heit und Soziale Sicherung (Hrsg.), Statistisches Taschenbuch 2005 
10 ebd. 
11 Heitmeyer-Studie 2005, Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung, Bielefeld 

12 Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Leben und arbeiten in Deutschland, Ergebnisse des Mikrozensus 2003, Wiesbaden 2004 
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länder 
Neue Bundes- 81,7% 2,3% 49,4% 22,4% 
länder 

Diese Ergebnisse bestätigen die in der Gesellschaft immer noch vorhandenen 
und in Zeiten von Massenarbeitslosigkeit verstärkt auftretenden Geschlechterste- 
reotype, wie sie in den unter b. genannten Aussagen aufgeführt sind. Auch hier 
kann es z.B. bei einem Stellenabbau zu Konflikten zwischen Frauen und Män- 
nern in der Belegschaft kommen, weil Männer immer noch als „Haupternährer" 
einer Familie betrachtet werden, während Frauen häufig nur als „Zuverdienerin" 
gesehen werden. 

Religion 
a. 
Bezeichnet meistens ein in größeren Bevölkerungsgruppen verankertes System 
von Vorstellungen über die Existenz von Gegebenheiten jenseits des sinnlich Er- 
fahrbaren, eine übermenschliche Wirklichkeit . 

b. 
Gem. einer aktuellen Studie aus dem Jahr 2005 „sind 24,3% ... der Auffassung, 
dass Muslimen die Zuwanderung nach Deutschland untersagt werden sollte 
(2004: 24%). Hinsichtlich des Antisemitismus wird von fast 21% der Befragten zu 
viel Einfluss von Juden in Deutschland beklagt (2004: 22%). Etwa 12,9% sind 
überzeugt davon, dass Juden durch ihr eigenes Verhalten eine Mitschuld an der 
Judenverfolgung tragen (2004: 18%)." 13 

c. 
Das Land Baden-Württemberg lehnte eine Bewerberin für den Schuldienst ab, 
weil diese nicht bereit war, während des Unterrichts auf das Tragen eines Kopf- 
tuchs zu verzichten, da das Kopftuch Ausdruck kultureller Abgrenzung und damit 
nicht nur religiöses, sondern auch politisches Symbol sei. Die mit dem Kopftuch 
verbundene Wirkung kultureller Desintegration lasse sich mit dem Gebot der 
staatlichen Neutralität nicht vereinbaren. Das Bundesverfassungsgericht urteilte 
in diesem sog. Kopftuch-Streit im September 2003, dass ein Verbot im geltenden 
Recht des Landes Baden-Württemberg keine hinreichend bestimmte Grundlage 
findet. 
In den letzten Jahren ist festzustellen, dass die Schändungen z.B. jüdischer 
Friedhöfe dramatisch zugenommen haben. 

Weltanschauung 
a. 
Darunter versteht man heute vornehmlich die auf Wissen, Erfahrung und Empfin- 
den basierende Gesamtheit persönlicher Wertungen, Vorstellungen und Sicht- 
weisen, die die Deutung der Welt, die Rolle des Einzelnen in ihr und die Sicht auf 
die Gesellschaft betreffen. 

b. 
Die Regierungschefs der Länder haben in einer Besprechung mit Bundeskanzler 
Willy Brandt am 28. Januar 1972 auf Vorschlag der Ständigen Konferenz der In- 
nenminister der Länder u.a die folgenden Grundsätze beschlossen : 14 

„1. Nach den Beamtengesetzen in Bund und Ländern darf in das Beamten- 
verhältnis nur berufen werden, wer die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für 
die Freiheitlich-Demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes ein- 
tritt; Beamte sind verpflichtet, sich aktiv innerhalb und außerhalb des Dienstes für 
die Erhaltung dieser Grundordnung einzusetzen. Es handelt sich hierbei um 
zwingende Vorschriften. 
... 

13 Heitmeyer-Studie 2005, Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung, Bielefeld 

14 Ministerialblatt von Nordrhein-Westfalen, 1972, S. 324 
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3. Für Arbeiter und Angestellte im öffentlichen Dienst gelten ... dieselben Grund- 
sätze." 

c. 
Seit dem Jahreswechsel 2003/2004 betreiben das Kultusministerium und das In- 
nenministerium des Landes Baden-Württemberg die Wiederbelebung der bun- 
desdeutschen Berufsverbotspraxis, von der bislang angenommen wurde, dass 
sie seit mehr als zwanzig Jahren der Geschichte angehört. Dem Heidelberger 
Realschullehrer Michael Csaszkóczy, der sich in antifaschistischen Gruppen und 
in der Antikriegsbewegung engagiert, wurde die Anstellung verwehrt, weil er 
„nicht Gewähr dafür bietet jederzeit voll einzutreten für die freiheitliche demokra- 
tische Grundordnung". Mittlerweile hat sich das Bundesland Hessen angeschlos- 
sen und Csaszkóczy ebenfalls aus politischen Gründen die Einstellung verwei- 
gert. Und dieses, obwohl der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in 
Straßburg in einem Urteil von 1995 die Berufsverbote für menschenrechtswidrig 
erklärt hat. 

Behinderung 
a. 
Von einer Behinderung spricht man bei individuellen Beeinträchtigungen (körper- 
liche und geistige) eines Menschen, die umfänglich, vergleichsweise schwer und 
langfristig sind. Das SGB IX, dort § 2 Abs.1, definiert Behinderung wie folgt: 
„Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit o- 
der seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 6 Monate von 
dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen...". 

b. 
Nach Angaben des statistischen Bundesamtes lebten 2003 (Stand 31. Dezem- 
ber) in Deutschland 6.639.000 Menschen mit einer Schwerbehinderung. Ein ho- 
her Anteil von ihnen (52%) sind ältere Menschen über 65 Jahre. Jeweils 22% 
umfassen die Altersgruppen von 55 bis unter 65 Jahre und von 25 bis unter 55 
Jahre. Die restlichen 4% sind unter 25 Jahre alt. 
In einer Umfrage aus dem Jahr 2005 geben „etwa 19% der Befragten an, dass 

15 sie sich in der Gegenwart von Behinderten unwohl fühlen (2004: 28%). 

c. 
Lediglich rd. 1/3 der Menschen mit einer Behinderung (im Alter zwischen 15 und 
65 Jahren) gingen im Jahr 2003 einer Beschäftigung nach . Im Gegensatz dazu 16 

betrug der Anteil der Erwerbstätigen in der Gesamtbevölkerung rd. 65% (Er- 
werbstätigenquote (Erwerbstätige 15- unter 65 Jahren inkl. Auszubildende)) . 17 

Gründe für die geringe Beschäftigung von behinderten Menschen sind in Vorur- 
teilen über eine angeblich geringere Leistungsfähigkeit und in einer Unsicherheit, 
wie man sich gegenüber behinderten Menschen verhalten soll, zu finden. 

Alter  
a. 
Lebensalter als ein fortschreitender Zustand eines Menschen. 

b. 
Während die Anzahl der Erwerbslosen im Alter zwischen 15- unter 65 Jahren im 

18 Jahr 2004 12,2% betrug, waren im gleichen Zeitraum in der Altersgruppe der 
60-65 Jährigen in den alten Bundesländern 65,5% der Männer (74,1% in den 
neuen Bundesländern) und 81,3% der Frauen (86,6% in den neuen Bundeslän- 

15 Heitmeyer-Studie 2005, Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung, Bielefeld 

16 PERSONALmagazin, April 2006, Seite 78 

17 Statistisches Bundesamt, Genesis-Online, Ergebnisses des Mikrozensus 2005 

18 Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 1, Reihe 4.1.1 
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dern) ohne Beschäftigung . In der Altersgruppe der 20-25 Jährigen betrug die 19 

20 Quote 40,8%. 

c. 
Die Zahlen belegen eindrucksvoll, dass die Beschäftigungspolitik der Unterneh- 
men durchaus von einer angeblichen Leistungsschwäche bei älteren Menschen 
ausgeht. Ferner ist die geringere Beschäftigungsquote bei Jugendlichen auch ein 
Ausdruck von einem seit Jahren anhaltenden Lehrstellenmangel. 

Sexuelle Identität 
a. 
Die Eigendefinition aus dem Prozess der Gestaltung der eigenen Geschlechtlich- 
keit und wie diese zum anderen Geschlecht gelebt wird (Hetero-, Homo-, Bi- und 
(eingeschränkt) Intersexualität und Transgender ). 21 

b. 
In einer aktuellen Studie in 2005 gaben „ fast 35% der Befragten" an, dass „es 
Ekel" erregt, „wenn Homosexuelle sich in der Öffentlichkeit küssen (2004: 38%) 22 

c. 
Obwohl die Zahl der Zuschauerinnen und Zuschauer in etwa die Zahl der teil- 
nehmenden Menschen an CSD-Events inzwischen erreicht, gaben rd. 81% der 
Lesben und Schwulen in einer Befragung 1995 an, dass sie am Arbeitsplatz we- 

23 gen ihrer Homosexualität benachteiligt werden oder wurden. 

Verhaltensweisen von Menschen werden durch die jeweils herrschende Moral beein- 
flusst. Der Begriff Moral bezeichnet die „guten Sitten", die gelebte Praxis des Um- 
gangs miteinander, die in einer Gesellschaft gelten. Enthalten ist die Summe der ein- 
gelebten, faktisch geltenden Normen, Sitten und Gebräuche, also das, was man tut 
bzw. nicht tut oder tun sollte. Da diese „guten Sitten" nicht immer das darstellen, was 
im engeren Sinn „sittlich" geboten erscheint, z.B. das Verhalten in der Sklavenhalter- 
gesellschaft oder eine vorhandene Geschlechterhierarchie, war ein weiterer Faktor 
notwendig, und zwar die Ethik als kritische Theorie der Moral. Ob man moralisch oder 
unmoralisch handelt, stets wird dabei immer auch eine ethische Position vertreten. 
Dimensionen der Ethik sind dabei Sinnfragen: 

- Wie wollen wir zusammen leben, arbeiten? 
- Wie gehen wir mit sog. Außenseitern um? 
- Wie wollen wir erwirtschaftete Gewinne anlegen? 
- Wie wollen wir den Produktivitätsfortschritt sinnvoll nutzen? 

3. Konflikte auf betrieblicher Ebene 
Im betrieblichen Alltag treten immer wieder Diskriminierungen auf. Dabei ist zu unter- 
scheiden zwischen unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung. 

Unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn ein Mensch z.B. aufgrund seines Alters 
eine weniger günstige Behandlung erfährt. Beispiel: Ältere Arbeitnehmer werden 
grundsätzlich nicht mehr eingestellt. 

Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn ein Mensch aufgrund scheinbar neut- 
raler Vorschriften, Maßnahmen, Kriterien oder Verfahren eine weniger günstige Be- 
handlung erfährt. Beispiel: Es werden nur noch Bewerbungen um einen Arbeitsplatz 
berücksichtigt, wenn diese elektronisch vorliegen und mittels Email versandt worden 

19 Statistisches Bundesamt (Hrsg.),(2002): 10 Jahre Erwerbsleben in Deutschland-Zeitreihen zur Entwicklung der Erwerbsbetei- 

ligung 1991-2001, Arbeitstabellen des Statistischen Bundesamtes aus dem Mikrozensus 2002 und 2004 
20 Statistisches Bundesamt, Genesis-Online, Ergebnisse des Mikrozensus 2005 
21 Transgender und Intersexuelle weisen darauf hin, dass sie zusätzlich dazu, Intersexualität bzw. Transgender zu sein, auch 
eine sexuelle Identität haben, es sich daher also um zwei verschiedene Dinge handle; Beispiele wären eine intersexuelle Lesbe 
oder ein schwuler Transmann. 
22 Heitmeyer-Studie 2005, Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung, Bielefeld 
23 Knoll, Christopher, Bittner, Monika, u.a. (1996) Lesben und Schwule in der Arbeitswelt. Ergebnisse zur Diskriminierung von 

Lesben und Schwulen in der Arbeitssituation, München 
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sind. Dadurch werden diejenigen Bewerberinnen und Bewerber benachteiligt, die ei- 
nen Zugang zu entsprechenden Medien (PC, Internet) nicht haben. 

Einige Beispiele aus meinem betrieblichen Alltag aus der Vergangenheit sind folgen- 
de: 

a. Menschen mit Handicap können das Büro des Betriebsrats nicht aufsuchen, weil 
dieses in einem Gebäude liegt, welches für Rollstuhlfahrer ohne fremde Hilfe nicht 
zugänglich ist. 

b. Frauen nehmen weit weniger unbezahlten Urlaub, weil sie es sich im Gegensatz 
zu Männern häufig finanziell nicht leisten können. 

c. Arbeitnehmer aus einem nicht deutschen Kulturkreis erhalten nicht entsprechende 
Feiertagszuschläge, wenn sie an einem Tag arbeiten, der weder der abendländi- 
schen Kultur entspringt (Pfingsten) noch ein gesetzlicher Feiertrag ist (3. Okto- 
ber), in ihrem Kulturkreis aber einen ähnlichen Stellenwert besitzt (Newroz-Fest). 

d. Arbeitnehmer, die sich gegenüber Kunden mit fehlenden deutschen Sprachkennt- 
nissen anders und negativ verhalten als bei Kunden mit deutschen Sprachkennt- 
nissen. 

e. Schwule Kollegen sind im Arbeitsumfeld als „Prinzessin" bezeichnet worden. 

Mit Ausnahme des unter d. dargestellten Sachverhalts (dort wurde mit Hinweis auf 
arbeitsrechtliche Konsequenzen abgemahnt) wurden Maßnahmen zur Verhinderung 
von Benachteiligungen zum Teil aus objektiven Gründen (Unternehmen ist nicht Ei- 
gentümer des Gebäudes, Sachverhalt unter a.) und zum Teil aus Gründen eigener 
Hilflosigkeit, wie zu verfahren ist, und weil man selber nicht betroffen ist, kaum ergrif- 
fen. 

4. Die Werteordnung der Bundesrepublik Deutschland 
In der Weiterbildung zum betrieblichen Konfliktberater haben wir uns im Modul I mit 
dem Recht als Instrument der Konfliktbewältigung befasst. Rechtsregeln in Form von 
Gesetzen sollen Ordnung schaffen, und zwar im gesellschaftlichen Miteinander, aber 
auch im Verhalten zueinander. Mit diesen Regeln wird versucht, ein Minimalziel zu 
verfolgen, nämlich ein erträgliches Zusammenleben der Menschen zu gewährleisten. 
Dass AGG ist eine weitere Regel, die auf unsere geltende Werteordnung aufbaut. 

Die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, das Grundgesetz, legt in den Arti- 
keln 1 bis 19 fest, welche Rechte jeder Mensch und spezieller jeder Staatsbürger ge- 
genüber den Trägern der Hoheitsgewalt (staatliche Stellen) hat. Damit werden grund- 
legende Wertvorstellungen in geltendes Recht umgesetzt. Die Grundrechte des 
Grundgesetzes sind im Wesentlichen als Abwehrrechte ausgestaltet. In dieser Funk- 
tion geben sie dem Grundrechtsträger einen Anspruch gegen den Staat auf Beseiti- 
gung einer Beeinträchtigung des durch das betreffende Grundrecht geschützte 
Rechtsgut. 
Dieser Teil des Grundgesetzes gibt insoweit auch eine Rangfolge der zu schützenden 
Rechtsgüter vor, als dass es die Grundrechte von moralfreien technischen Ord- 
nungsvorschriften, hier z.B. Wahl des Bundespräsidenten in Art. 40, abgrenzt. „Men- 
schenwürde, Freiheit, Eigentum, Gleichbehandlung sind also Rechtsgüter die aus 
moralischen Gründen zu schützen sind und in der Rangfolge der Rechtsquellen ganz 
oben stehen. Die höchste Werteentscheidung, die sich in der bundesdeutschen 
Rechtsordnung wieder findet, steht indes in Art. 20 GG: ‚Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.' Diese Werteentscheidung bin- 
det alle weiteren rechtlichen Festlegungen. ... Alles, was in unserer Rechtsordnung 
festgelegt und getan wird, muss bzw. ‚soll' dem Demokratieprinzip und dem Sozial- 
staatsprinzip entsprechen. Das gilt auch für das Handeln des Individuums und bildet 
dafür den moralischen (ethischen) Überbau. Entsprechend ist auch Art. 1 GG ‚die 

24 Würde des Menschen ist unantastbar' nach demokratischen Prinzipien auszulegen." 

24 Silke Martini, Betrieblicher Konfliktberater, Modul I „Konfliktanalyse und die Funktion des Rechts" 

Seite 9 von 18 



Mit der Entscheidung der Bundesrepublik Deutschland, Mitglied eines Staatenver- 
bundes wie der Europäischen Union zu werden, wurde gleichzeitig die Entscheidung 
getroffen, dass Regelungen und Wertevorstellungen für dieses internationale 
Staatengebilde auch in den nationalen Rahmen einfließen und umgesetzt werden. 
Dieses fand seinen Niederschlag in Art. 23 GG. Mittels der folgenden Richtlinien und 
den in ihnen enthaltenen Merkmalen und Anwendungsbereichen hat der Rat der Eu- 
ropäischen Union konkrete Vorgaben gemacht, die eine Diskriminierung von in die- 
sem Staatengebilde lebenden Menschen verhindern sollen. 

Richtlinie  Geschütztes Merkmal Anwendungsbereich 
Antirassismus-Richtlinie Rasse/Ethnische Herkunft - Beschäftigung und Beruf 
2000/43/EG vom - Bildung, Gesundheits- und 
29.06.2000 25 Sozialleistungen (Schwer- 

punkt öffentliches Recht) 
- Zugang zu öffentlich angebo- 

tenen Gütern und Dienstleis- 
tungen (vor allem zivilrecht) 

Rahmen-Richtlinie - Religion/Weltanschauung Beschäftigung und Beruf 
2000/78/EG vom - Behinderung 
27.11.2000 26 - Alter 

- Sexuelle Identität 

Geänderte Gleichbe- Geschlecht Beschäftigung und Beruf 
handlungs-Richtlinie 
2002/73/EG vom 
23.09.2002 (Änderung 27 

der Richtlinie 76/207 
EWG vom 09.02.1976 
Richtlinie zur Gleichstel- Geschlecht Zugang zu öffentlich angebo- 
lung der Geschlechter tenen Gütern und Dienstleis- 
außerhalb des Erwerbs- tungen bei Massengeschäften; 
lebens 2004/113/EG privatrechtlichen Versicherun- 
vom 13.12.2004 28 gen (vor allem Zivilrecht) 

29 Mit dem am 18. August 2006 in Kraft getretenen Allgemeinen Gleichbehandlungs- 
gesetz (AGG) wurden diese Vorgaben der Europäischen Union in nationales Recht 
übernommen. Dabei wurden auch bereits bestehende Bestimmungen, wie das Be- 
schäftigtenschutzgesetz, in das AGG übernommen. 

5. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
Das Ziel des Gesetzes ist gem. §1 Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder 
wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu be- 
seitigen. Einen Schutz gegen Benachteiligungen aus anderen Gründen, wie z.B. der 
sozialen Herkunft, regelt dieses Gesetz nicht. Der rechtliche Schutz vor Benachteili- 
gung zielt nicht auf den Schutz besonderer Gruppen, wie z.B. nationale Minderheiten, 
sondern auf den Schutz vor Benachteiligungen, die an die in §1 genannten Merkmale 
anknüpfen. Diese Merkmale werden von jedem Menschen in der einen oder anderen 
Form verwirklicht, denn alle Menschen weisen eine bestimmte ethnische Herkunft 
auf, haben ein bestimmtes Lebensalter und ein Geschlecht. Immer haben Menschen 
mehrere Merkmale gleichzeitig (Geschlecht, Alter, Herkunft). 

Benachteiligungen sollen verhindert oder beseitigt werden, wobei gilt, dass bestimmte 
unterschiedliche Behandlungen aufgrund eines der in §1 genannten Merkmale nicht 
als Benachteiligung gilt, wenn dafür ein sachlicher, also rechtfertigender Grund vor- 
liegt. Dieses ist z.B. dann der Fall, wenn tarifliche Regelungen einen höheren Ur- 

25 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, L 180/22 vom 19.07.2000 

26 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, L 303/16 vom 02.12.2000 

27 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, L 269/15 vom 05.10.2002 

28 Amtsblatt der Europäischen Union, L 373/37 vom 21.12.2004 

29 BGBl. I S. 1897, 1910 
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laubsanspruch von Arbeitnehmern vorsehen, die älter als 55 Jahre alt sind. Dieses 
stellt objektiv eine Benachteiligung jüngerer Arbeitnehmer dar, ist aber insoweit zu 
rechtfertigen, als dass älteren Arbeitnehmern durch mehr Freizeit die Bewältigung ih- 
rer beruflichen Aufgaben trotz altersbedingter Einschränkungen ihrer Leistungsfähig- 
keit ermöglicht werden soll. 

Mit dem AGG wurde gleichzeitig der § 75 Abs.1 BetrVG ergänzt: 
„Grundsätze für die Behandlung von Betriebsangehörigen 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darüber zu wachen, dass alle im Betrieb tätigen 
Personen nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, insbe- 
sondere, dass jede unterschiedliche Behandlung von Personen aus Gründen ihrer 
Rasse oder wegen ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Abstammung oder sonstigen Her- 
kunft, ihrer Nationalität, ihrer Religion oder Weltanschauung, ihrer Behinderung, ihres 
Alters, ihrer politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder 
wegen ihres Geschlechts oder sexuellen Identität unterbleibt." (Änderungen durch 
AGG hervorgehoben). 

a. Konfliktursachen erkennen 
Um präventiv wirken zu können, ist es unerlässlich, sich zunächst generell mit Kon- 
flikten zu befassen. 

„Konflikte zwischen Menschen entstehen aus unvereinbarten Handlungstendenzen, 
die sich aus unterschiedlichem Denken, Vorstellen, Wahrnehmen, Fühlen oder Wol- 

30 len ergeben." 

Als Folge kommt es zu einer Beeinträchtigung im Handeln. In zwischenmenschlichen 
Konflikten reicht es schon aus, wenn sich nur ein Beteiligter in seiner Handlungsten- 
denz eingeschränkt fühlt und die Gründe hierfür dem Anderen zuschreibt. 

Solche Konflikte treten auch in Unternehmen auf. Unternehmen sind soziale Syste- 
me, in denen Menschen arbeitsteilig und koordiniert zusammenarbeiten, um be- 
stimmte Leistungen zu erbringen und Ziele zu erreichen. Arbeitsteilung und Hierar- 
chie sind wesentliche Merkmale des Handelns in Unternehmen. Arbeitnehmern wer- 
den je nach Grad der Arbeitsteilung und Zugehörigkeit zu einer Hierarchiestufe mehr 
oder weniger große Spielräume für selbständige Entscheidungen eingeräumt. Daraus 
können dann Konflikte struktureller Art entstehen. 

Ein konkretes Beispiel aus dem betrieblichen Alltag ist die Funktion eines Teamlei- 
ters. Er muss zwischen den unterschiedlichen Erwartungen seiner Teammitglieder 
und seinem Vorgesetzten vermitteln. 

Der Vorgesetzte erwartet, dass nur eine bestimmte Anzahl von Arbeitnehmern 
die Bildschirmpause gleichzeitig nutzt. Die Teammitglieder wollen jedoch ihre 
Bildschirmpause dann nutzen, wenn sie sie auch benötigen, unabhängig davon, 
ob eine bestimmte Anzahl von Arbeitnehmern schon erreicht ist. Dadurch entste- 
hen zwangsläufig Konflikte. Lässt der Teamleiter zu, dass mehr Arbeitnehmer die 
Bildschirmpause nehmen als vorgegeben, kommt es zu einem Konflikt mit sei- 
nem Vorgesetzten. Achtet der Teamleiter auf die vorgegebene Anzahl, dann 
kommt es zu einem Konflikt mit seinen Teammitgliedern. Im ersten Fall handelt 
es sich um einen Zielkonflikt, weil der Teamleiter das vorgegebene Ziel nicht si- 
cherstellen kann; im zweiten Fall handelt es sich um einen Verteilungskonflikt, 
weil nur eine bestimmte Anzahl von Arbeitnehmern ihre Bildschirmpause gleich- 
zeitig nutzen dürfen. 

30 Glasl in: Silke Martini, Betrieblicher Konfliktberater, Modul I „Konfliktanalyse und die Funktion des Rechts" 
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Es gibt diverse Arten von Konfliktursachen in einem Unternehmen. Dazu gehören 
31 u.a. 

- Ziel- bzw. Bewertungskonflikte 
Es besteht Uneinigkeit über das Ziel oder den Wert, der einer Maßnahme beige- 
messen wird. Dahinter können sich gegensätzliche formale Zielvorgaben verbergen, 
aber auch informelle Gruppenziele, persönliche Ziele und/oder gegensätzliche Nor- 
men und Werte. 

Der Callcenter-Leiter möchte eine Steigerung der effektiven Callzeit pro Stunde 
erreichen (Ziel: Produktivitätssteigerung). Dazu werden individuelle mitarbeiter- 
bezogene Schichtpläne mit wechselnden Arbeitsbeginnzeiten eingeführt. Insbe- 
sondere Frauen mit Kindern möchten feste Arbeitszeiten, da dann die Unterbrin- 
gung der Kinder gesichert ist (Ziel: Arbeitsplatzerhalt). Die Frauen würden durch 
Einführung wechselnder Arbeitszeiten mittelbar benachteiligt werden. 

- Beurteilungskonflikte 
Es besteht Uneinigkeit über die Wege der Zielerreichung. Konflikte entstehen, wenn 
die Beteiligten von unterschiedlichen Informationen z.B. aufgrund unterschiedlicher 
Erfahrungen ausgehen oder weil nicht Allen alle Informationen zugänglich sind oder 
diese unterschiedlich verarbeitet wurden. 

Der Betriebsrat will die Stimmung der Belegschaft ermitteln. Einige Mitglieder des 
Betriebsrats schlagen als Instrument eine schriftlich zu beantwortende Fragebo- 
genaktion vor. Dadurch würde die Gefahr bestehen, dass ausländische Arbeit- 
nehmer unmittelbar benachteiligt werden. Deshalb wollen andere Mitglieder des 
Betriebsrats die Stimmung mittels persönlicher Interviews ermitteln, damit auch 
die Arbeitnehmer, die aufgrund ihrer Herkunft Probleme mit der deutschen Spra- 
che haben, die Möglichkeit erhalten, sich zu äußern. 

- Verteilungskonflikte 
Es besteht Uneinigkeit über die Verteilung knapper Ressourcen. Hierbei kann es 
sich um Geld und Material wie auch Anerkennung oder um die Besetzung von Posi- 
tionen handeln. 

Zwei Mitarbeitern einer Abteilung ist bekannt, dass ihr Vorgesetzter bald in den 
Ruhestand gehen wird. Beide interessieren sich für die dann freiwerdende Stelle 
und benutzen die regelmäßigen Abteilungsversammlungen dazu, sich auf Kosten 
des jeweils anderen als besonders geeignet zu profilieren - z.B. in dem betont 
wird, dass einer der beiden aufgrund seiner Homosexualität das Unternehmen 
nach außen nicht gut vertreten kann. Der homosexuelle Mitarbeiter würde, wenn 
dieses ein Grund für die Nichtbeförderung wäre, unmittelbar benachteiligt wer- 
den. 

- Beziehungskonflikte 
Es besteht Uneinigkeit über die soziale Beziehung. Auf der Beziehungsebene trans- 
portieren wir, wie wir den anderen sehen und empfinden und gleichzeitig, wie wir 
von anderen betrachtet werden wollen. 

Ein Arbeitnehmer im Rollstuhl ist auf dem Weg zur Betriebsversammlung. Unge- 
fragt „hilft" ihm eine Kollegin, indem sie anfängt, den Rollstuhl zu schieben. Der 
Mensch mit Handicap empört sich, weil er die Betriebsversammlung allein errei- 
chen will und dazu Hilfe nicht benötigt. Die Kollegin ist deshalb wütend, weil sie 
nur helfen wollte. 

31 Simone Gauer, Betrieblicher Konfliktberater, Modul I „Grundlegende Informationen zum Thema Konflikt" 
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- Hierarchiekonflikte 
Die Zugehörigkeit zu unterschiedliche Hierarchiestufen führt zu Unterschieden in der 
Information, in Zielen, Werten und Normen sowie zum Teil in der Loyalität - und 
können wiederum Ursachen für einen der vorgenannten Konflikte sein. 

b. Konfliktreduzierende betriebliche Regelungen 
Eines der wesentlichen Ziele des AGG ist die Prävention vor Benachteiligung, also 
eine Benachteiligung zu verhindern, sie nicht erst entstehen zu lassen. 

Dazu zwei Beispiele aus dem betrieblichen Alltag. 
Unter der Belegschaft befinden sich auch Angehörige anderer Nationalitäten und Kul- 
turkreise, wie z.B. Menschen türkischer Abstammung. Da wir einen ganzjährigen 24 
Std.-Betrieb haben, muss auch an gesetzlichen Feiertagen gearbeitet werden. Dafür 
erhalten die Beschäftigten einen Zuschlag von bis zu 100% für „Hohe Feiertage". Als 
hohe Feiertage gelten 1.Mai, Ostersonntag, Ostermontag, Pfingstsonntag, Pfingst- 
montag, Heiligabend, 1. und 2. Weihnachtsfeiertag, Sylvester und Neujahr. Diejeni- 
gen Arbeitnehmer, die nicht im deutschen/abendländischen Kulturkreis sozialisiert 
sind, werden insofern benachteiligt, als dass „ ihre" Feiertage (z.B. das wandernde 
türkische Neujahrsfest Newroz) nicht zuschlagsbewehrt sind, wenn sie an diesen Ta- 
gen arbeiten müssen. Diese Benachteiligung will der Betriebsrat mit einem Passus 
seines Betriebsvereinbarungsentwurfes aus Oktober 2005 abmildern: 

„Feiertage 
An folgenden Feiertagen werden die Arbeitnehmer grundsätzlich unter Fortzah- 
lung der Bezüge freigestellt: Neujahr, Karfreitag, Ostermontag, Chr. Himmelfahrt, 
1.Mai (Tag der Arbeit), Pfingstmontag, 3. Oktober (Tag der deutschen Einheit), 
Heiligabend, 1. und 2. Weihnachtsfeiertag, Silvester. 
Für diese Zeiten werden Zuschläge gem. dieser Betriebsvereinbarung gewährt. 

Arbeitnehmer aus anderen Kulturkreisen erhalten Gelegenheit, an ihren beson- 
deren Feiertagen (die der Bedeutung der in Deutschland üblichen Feiertage s.o. 
vergleichbar sind) in Form von Freizeitausgleich oder Urlaub arbeitsfrei zu erhal- 

32 ten." 

Zwar findet immer noch eine Benachteiligung hinsichtlich der fehlenden Zuschläge 
statt, dennoch wäre es ein großer Schritt hin zur Akzeptanz, dass nicht nur die in der 
Bundesrepublik geltenden Feiertage das Maß aller Dinge sind. Der zweite Vorteil ist, 
dass betroffene Arbeitnehmer entsprechend ihrer ethnischen Herkunft und der in ih- 
rem Kulturkreis geltenden Feiertage zumindest von der Arbeit mittels Urlaubs oder 
Freizeitausgleich befreit werden und diese entsprechend begehen können. Konflikte 
innerhalb der Belegschaft können durch diese Regelung minimiert werden. 

Ein weiteres Beispiel betrifft Arbeitnehmer mit Kindern bei der Urlaubsvergabe. In der 
Regel traten immer dann Probleme auf, wenn mehr Arbeitnehmer Urlaub haben woll- 
ten als es der Betrieb zuließ. Besonders betroffen waren Frauen mit Kindern, da die- 
se entweder allein erziehend und auf die Schulferienzeiten oder aber, wenn sie nicht 
allein erziehend sind, auf die Urlaubszeiten ihrer Partner angewiesen sind. Um diese 
mittelbaren Benachteiligungen auszuschließen wurde eine Betriebsvereinbarung über 
Urlaubsgrundsätze vereinbart. Sofern mehr Arbeitnehmer Urlaub haben möchten als 
der Betrieb es zulässt, gilt, dass Arbeitnehmern mit Kindern bevorzugt Urlaub zu ge- 
währen ist. 33 

c. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz - präventi ve Handlungsmöglich- 
keiten des Betriebsrats 
Um Benachteiligungen gar nicht erst auftreten zu lassen, ist es wichtig, ein Klima zu 
schaffen, in dem die Andersartigkeit von Menschen akzeptiert wird bzw. darauf grün- 
dende soziale Beziehungen Konflikte zwischen Menschen gar nicht erst entstehen 

32 Betriebsvereinbarungsentwurf des Betriebsrats zur Arbeitszeit im Unternehmen, §3 Pkt. B, Seite 2 

33 Betriebsvereinbarung über Urlaubsgrundsätze, Anhang 2, vom 17.12.2002 
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lassen. Voraussetzung dafür ist, dass die Existenz der Andersartigkeit von Menschen 
akzeptiert wird, was ggfs. zur Infragestellung eigener Wertevorstellungen führen 
kann. 

§ 17 AGG fordert Arbeitgeber und betriebliche Interessenvertretungen dazu auf, im 
Rahmen ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten Benachteiligungen zu verhin- 
dern, also präventiv zu agieren. 

Demnach ist folgendes auf betrieblicher Ebene denkbar: 

Ein erster Schritt ist es, sich mit der Andersartigkeit auseinanderzusetzen und diese 
persönlich kennen zu lernen. Im Rahmen von Schulungen kann zunächst anhand der 
in § 1 AGG genannten Merkmale zumindest formales Wissen darüber vermittelt wer- 
den. Verständnis kann jedoch nur erreicht werden, wenn Menschen die Möglichkeit 
geboten wird, sich zumindest theoretisch in andere Menschen hineinzuversetzen. 
Dieses wird dann erleichtert, wenn Menschen mit bestimmten Merkmalen über ihre 
Alltagsprobleme berichten und ihren Umgang damit aufzeigen. 

Eine Arbeitnehmerin mit einer nichtdeutschen ethnischen Herkunft stellt die un- 
terschiedliche Rollenverteilung der Geschlechter in ihrem Kulturkreis, ihrer Hei- 
mat dar und zeigt die Unterschiede auf, wie sie sie in der Bundesrepublik erlebt. 
Wenn zu ihrer Sozialisation in ihrer Heimat das Tragen von Kopftüchern gehört, 
dann kann es durch diese Darstellung bei allen Beteiligten zu einer höheren Ak- 
zeptanz des Kopftuchtragens auch innerhalb des Betriebs kommen. 

Bestehende Konflikte können dazu genutzt werden, um ein besseres Verständnis der 
Beteiligten untereinander zu erreichen. Dazu können während einer Beratungssituati- 
on kurze Rollenspiele genutzt werden. 

Ein Konflikt und insbesondere seine Ursache kann besser erkannt werden, wenn 
es zu einem Rollentausch kommt, z.B. wenn der Vorgesetzte sich in die Rolle 
des Arbeitnehmers versetzt und umgekehrt. Dadurch werden Handlungs- und 
Entscheidungsspielräume sowie betriebliche Rahmenbedingungen und individu- 
elle Sichtweisen für alle Beteiligten klarer nachvollziehbar. Die Beteiligten können 
dadurch Entscheidungen des jeweils anderen besser nachvollziehen. 

Eine weitere Möglichkeit ist, bestehende Konflikte zu nutzen, um nicht nur den Einzel- 
fall zu lösen, sondern durch die Darstellung ihrer Entstehungsursachen im Unterneh- 
men zukünftig Konflikte zu vermeiden bzw. besser mit ihnen umzugehen. 

Eine allein erziehende Arbeitnehmerin berichtet über ihre Probleme der Unter- 
bringung ihrer Kinder während ihrer Arbeitszeit. Dadurch ist sie zeitlich nicht so 
flexibel einsetzbar wie andere Arbeitnehmer. Eine Darstellung ihres Problems 
z.B. bei der zuständigen Personaleinsatzplanung kann dazu führen, dass zukünf- 
tig verstärkt darauf geachtet wird, dass allein erziehende Arbeitnehmer nicht zu 
für die Unterbringung der Kinder ungünstigen Zeiten eingesetzt werden. 

Innerhalb des Unternehmens sind bestehende Strukturen zu überprüfen. Dabei kann 
sich herausstellen, dass Führungspositionen im überwiegenden Maß von Männern 
besetzt sind. Diese Erkenntnis kann dazu führen, dass bei der zukünftigen Besetzung 
von Führungspositionen Frauen, gleiche bestehende oder erwerbbare Qualifikation 
vorausgesetzt, besonders beachtet werden. 

Auch Betriebs- oder Abteilungsversammlungen können genutzt werden, um Ver- 
ständnis für die Andersartigkeit von Menschen zu fördern. 

Vor Beginn der Versammlung setzen sich Arbeitnehmer in einen Rollstuhl und 
versuchen, den Versammlungsort zu erreichen. Sie werden dabei feststellen, 
dass sie möglicherweise auf die Hilfe anderer angewiesen sind. Dieses etwas 
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andere Rollenspiel kann zu einem besseren Verständnis der Situation von Men- 
schen mit Handicap führen. 

Selbst Betriebsfeiern lassen sich nutzen, um sich mit dem Thema auseinanderzuset- 
zen. 

Anknüpfend an das Grundbedürfnis der Nahrungsaufnahme werden auch zube- 
reitete Lebensmittel aus anderen Kulturkreisen angeboten. Oder es werden bei 
musikalischen Veranstaltungen auch Musikstücke aus anderen Kulturkreisen ge- 
spielt. Dieses kann dazu führen, dass „Fremdes" oder etwas aus „ fremden Län- 
dern" kennen-, ggfs. sogar schätzen gelernt wird. Damit kann eine Basis geschaf- 
fen werden, auf der man sich dann auch mit Menschen aus „ fremden Ländern" 
auseinandersetzt. 

d. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz - rechtlic he Handlungsmöglich- 
keiten des Betriebsrats 
Bereits vor der Schaffung des AGG hatte der Betriebsrat u.a. gem. §§ 2, 75, 80, 87 
und 99 BetrVG Aufgaben wahrzunehmen, die eine Gleichbehandlung aller Arbeit- 
nehmer im Betrieb sicherstellen soll. Mit dem AGG erweitert sich sein Handlungs- 
spielraum und konkretisiert diesen. Im Folgenden eine erste Sichtung. 

Schulung des Betriebsrats 
Die Anwendung des AGG setzt zunächst eine Beschäftigung und Wissenserlangung 
über den Inhalt voraus. Die rechtliche Grundlage für die Teilnahme an Schulungen für 
Mitglieder des Betriebsrats findet sich in §§ 37 Abs.6 iVm Abs.2 BetrVG. 

Gespräch mit dem Arbeitgeber 
Dem sollte nach einer Information des Betriebsrats ein Gespräch mit dem Arbeitgeber 
gem. §§ 2 iVm 74 Abs.1 BetrVG folgen, um gemeinsam die Umsetzung des AGG in 
die betriebliche Praxis zu besprechen. 

Betriebliche Regelwerke 
Dazu gehört, die bestehenden Regelwerke, wie z.B. Betriebsvereinbarungen, auf 
benachteiligende Sachverhalte zu prüfen und ggfs. zu ändern. § 7 Abs.2 AGG ist 
hierfür die Grundlage. 
Auch sind bestehende Lohn- und Gehaltstabellen bzw. Eingruppierungsregelungen 
daraufhin zu überprüfen, ob hier Arbeitnehmer z.B. aufgrund ihres Geschlechts be- 
nachteiligt werden. 

Einstellungspraxis 
Ebenso ist die bestehende Ausschreibungspraxis zu prüfen, da bereits Bewerber den 
Schutz des Gesetzes in Anspruch nehmen können. Verstößt der Arbeitgeber bereits 
hier gegen das AGG, erweitert sich die Zustimmungsverweigerung des Betriebsrats 
mit Bezug darauf in § 99 Abs.2 BetrVG. 

Das gleiche gilt für Vorstellungsgespräche. Um zu verhindern, dass der Arbeitgeber 
Bewerberinnen und Bewerber z.B. mittelbar benachteiligt, wäre zu überlegen, ob der 
Betriebsrat nicht über den Rahmen des § 99 Abs.1 BetrVG hinaus zu beteiligen ist. 
Gem. § 99 Abs.2 Ziff.1 BetrVG kann der Betriebsrat seine Zustimmung verweigern, 
wenn die personelle Maßnahme z.B. gegen ein Gesetz verstoßen würde. Ohne Betei- 
ligung des Betriebsrats am Vorstellungsverfahren ist er aber nicht in der Lage zu prü- 
fen, ob der Arbeitgeber gegen das AGG verstoßen hat. 

Schulung der Beschäftigten 
In § 12 AGG wird die präventive Intention des Gesetzes konkretisiert. Der Arbeitgeber 
wird verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor Benachteiligung zu 
treffen. Dabei umfasst dieser Schutz auch vorbeugende Maßnahmen (Abs.1). Der 
Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbesondere im Rahmen der berufli- 
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chen Aus- und Fortbildung, auf die Unzulässigkeit von Benachteiligungen hinweisen 
und darauf hinwirken, dass diese unterbleiben (Abs. 2). 

Obwohl das Gesetz es dem Arbeitgeber offen lässt, welche Maßnahmen er, auch un- 
ter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Ziele, ergreifen will, kommt er um eine 
Schulung aller Arbeitnehmer nicht herum. Grundlage hierfür ist der § 75 Abs.1 
BetrVG. Da der Arbeitgeber Benachteiligungen im Unternehmen durch vorbeugende 
Maßnahmen verhindern muss, kann er nicht nur abwarten, bis eine Benachteiligung 
auftritt, um dann möglicherweise arbeitsrechtliche Konsequenzen durchzuführen, 
sondern er hat jeden Einzelnen der Belegschaft über mögliche, auch arbeitsrechtliche 
Konsequenzen, im Voraus zu informieren. Dafür reicht jedoch der bloße Aushang des 
Gesetzestextes nicht aus. 

Im Rahmen von bereits bestehenden Aus- und Fortbildungsmaßnahmen können 
Konzepte entwickelt werden, mit denen der Inhalt des AGG, auch schrittweise, ver- 
mittelt wird. 

Darüber hinaus werden durch das AGG Verhaltensweisen auch von Arbeitnehmern 
im Betrieb verlangt, zu deren Einhaltung der Arbeitgeber schon aufgrund des § 75 
BetrVG verpflichtet ist. Das AGG löst m.E. das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats 
aus § 87 Abs.1 Ziff.1 BetrVG („Fragen der Ordnung des Betriebs") aus. Gegenstand 
dieses Mitbestimmungsrechts ist das betriebliche Zusammenleben und Zusammen- 
wirken der Arbeitnehmer, das der Arbeitgeber kraft seines Direktionsrechts oder sei- 
ner Organisationsbefugnis beeinflussen und koordinieren kann. Zur Ordnung des Be- 
triebs zählen allgemeingültige Verhaltensregeln, die dazu dienen, das sonstige Ver- 
halten (in Abgrenzung zum Arbeitsverhalten) der Arbeitnehmer zu beeinflussen und 
zu koordinieren. Hinzu kommen noch Maßnahmen des Arbeitgebers, mittels derer die 
Ordnung des Betriebs aufrechterhalten werden soll. Mittels einer Betriebsordnung in 
Form einer Betriebsvereinbarung kann also das Verhalten der Arbeitnehmer geregelt 
werden. In einer solchen Betriebsvereinbarung kann dann auch die Schulung über 
das AGG und die Folgen bei Verletzung des AGG mit aufgenommen werden. 

Betriebsordnung/Betriebsbuße 
Wenn Arbeitnehmer gegen das Benachteiligungsverbot verstoßen, hat der Arbeitge- 
ber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur 
Unterbindung der Benachteiligung, zu ergreifen. Als Maßnahmen werden genannt 
Abmahnung, Umsetzung, Versetzung und Kündigung (§ 12 Abs.7 AGG). 
Was jedoch in einem Einzelfall geeignet, erforderlich und angemessen ist, wird nicht 
weiter ausgeführt. M.E. handelt es sich bei den Maßnahmen um Sanktionen bei Ver- 
stößen des Arbeitnehmers gegen die kollektive betriebliche Ordnung, die auch den 
Sachverhalt nach § 75 Abs.1 BetrVG beinhaltet. Auch aus diesem Grund wird daher 
das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs.1 Ziff. 1 BetrVG ausgelöst. 

Beschwerden 
§ 13 AGG normiert ein innerbetriebliches Beschwerderecht, welches den Arbeitgeber 
verpflichtet, mindestens eine Stelle zu benennen, die für die Entgegennahme einer 
Beschwerde wegen Benachteiligung zuständig ist. Der Beschwerde ist nachzugehen 
und das Ergebnis ist dem Arbeitnehmer mitzuteilen. Dadurch gibt es eine weitere 
Konfliktlösungsmöglichkeit neben dem Verfahren nach §§ 84, 85 BetrVG. Da Arbeit- 
geber und Betriebsrat gleichermaßen die Einhaltung des AGG und der Bestimmun- 
gen nach § 75 Abs.1 BetrVG zu sichern haben, gibt es hier die Möglichkeit, als zu- 
ständige Stelle eine Art Beschwerdeausschuss zu benennen, der paritätisch von Sei- 
ten des Arbeitgebers und des Betriebsrats besetzt wird. 

Der Betriebsrat muss bei Vorhandensein einer Benachteiligung auch ohne eine Be- 
schwerde des Betroffenen vorgehen, sobald er davon Kenntnis erhält. Gem. § 75 
BetrVG gehört es zu den originären Aufgaben des Betriebsrats, darüber zu wachen, 
dass alle Arbeitnehmer nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt 
werden und jede unterschiedliche Behandlung, die an ein Merkmal des § 1 AGG an- 
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knüpft, unterbleibt. Arbeitgeber und Betriebsrat waren schon vor Inkrafttreten des 
AGG gem. § 75 BetrVG dazu verpflichtet, aktiv Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Verhinderung und Beseitigung von Benachteiligungen beitragen. Durch § 17 Abs.1 
AGG wird diese Verpflichtung verstärkt. 

Darüber hinaus konkretisiert das AGG durch die Definition der Belästigung in § 3 
Abs.3 die Gegenstände einer Beschwerde. Damit werden dem Betriebsrat Anhalts- 
punkte an die Hand gegeben, mit denen er prüfen kann, ob er eine Beschwerde gem. 
§ 85 BetrVG als berechtigt erachtet. 

6. Weitere Handlungsansätze 
Die bisher dargestellten Handlungsmöglichkeiten haben das Ziel einer Veränderung 
des Betriebsklimas, durch das eine Annäherung an und Auseinandersetzung mit An- 
dersartigkeit von Menschen unterstützt bzw. gefördert wird. Sie stellen ferner rechtli- 
che Möglichkeiten im Falle bestehender Benachteiligungen dar. 

Darüber hinaus können folgende Konzepte und Verfahrensweisen in den betriebli- 
chen Alltag als Handlungsmöglichkeit gem. § 17 AGG eingebracht, zumindest aber 
zwischen den Betriebsparteien ernsthaft diskutiert werden. 

a. Gender Mainstreaming 
Eine weitere Handlungsmöglichkeit besteht in der Anwendung von Gender 
Mainstreaming. Gender bedeutet soziales Geschlecht. Es bezeichnet alles, was in ei- 
ner Kultur als typisch für ein bestimmtes Geschlecht angesehen wird (z.B. Kleidung, 
Beruf). Gender bezeichnet ein von sozialen und kulturellen Umständen abhängiges 
Geschlecht. Es ist daher eine soziokulturelle Konstruktion, die auch durch Traditionen 
bestätigt wird. Gender ist also nicht etwas, was wir haben, sondern etwas, was wir 
tun und damit auch veränderbar. Ein Beispiel ist die bewusste Entscheidung von in 
der Bundesrepublik aufgewachsenen Frauen, die zum Islam übertreten und damit ei- 
ne entsprechende Lebensweise, wie das Verhüllen des Kopfes, übernehmen. 

Mainstreaming ist abgeleitet vom englischen Wort mainstream und bedeutet eine 
Hauptströmung im politisch-kulturellen Sinn. Es bezeichnet den Prozess einer Domi- 
nanz (Trend) oder einer Realisierung (Maßnahme). 

Gender Mainstreaming bedeutet die Bewusstmachung und Einbeziehung von Gen- 
der-Aspekten in alle gesellschaftlich relevanten Zusammenhänge, also auch in Un- 
ternehmen, und bezieht sich gleichermaßen auf Frauen wie auf Männer. Es ist damit 
ein umfassender Ansatz und eine Politikstrategie, deren Zielsetzung der Geschlech- 
terdemokratie sich in den Art. 3 iVm. Art. 20 GG wieder findet. Gender Mainstreaming 
unterscheidet sich von expliziter Frauenpolitik dadurch, dass beide Geschlechter glei- 
chermaßen in die Konzeptgestaltung einbezogen werden sollen. 

Der Gedanke des Gender Mainstreaming in den Unternehmen ist nicht kurzfristig 
umzusetzen, da die Integration des Gleichstellungsziels in ganz normale Arbeitsrouti- 
nen anspruchsvoll ist: Dazu bedarf es einer festen Anlaufstelle im Unternehmen, ähn- 
lich wie der eines betrieblichen Datenschutzbeauftragten. Und es bedarf der Schu- 
lung und beruflichen Aus- und Fortbildung sowohl auf der Führungsebene als auch 
der Arbeitnehmer im Unternehmen. Hilfreich dabei sind unternehmensinterne ge- 
schlechtsdifferenzierte Daten. Dabei muss der Blick auf die Berücksichtigung beider 
Geschlechter bei allen Maßnahmen und Programmen zunächst geübt werden und 
auch bei den Fällen, bei denen unter Umständen gender-spezifische Ausgangsbe- 
dingungen nicht auf den ersten Blick ersichtlich sind, zum Ausgangspunkt der Ent- 
scheidungen gemacht werden. 
Das Verstehen von Gender mainstreaming kann dazu führen, dass Konflikte bereits 
im Ansatz der Entstehung erkannt und vermieden werden können. 

Männliche Muslime haben ein durch den Koran geprägtes Frauenbild, welches 
die Frau unter den Mann stellt. Bei muslimischen Arbeitnehmern kann es dazu 
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führen, dass sie weibliche Vorgesetzte nicht ernst nehmen und sich daraus Kon- 
flikte entwickeln. Durch Veränderung der Zuordnung von Vorgesetzten kann hier 
hilfreich eingegriffen werden. 

b. Diversity Management 
Diversity Management ist ein Konzept der Unternehmensführung, das die 
Heterogenität der Beschäftigten beachtet und zum Vorteil aller Beteiligten nutzen 
möchte. Es toleriert nicht nur die individuelle Verschiedenheit (engl.: diversity) der 
Mitarbeiter, sondern hebt diese im Sinne einer positiven Wertschätzung besonders 
hervor. Ziele von Diversity Management sind die Steigerung des betriebswirtschaftli- 
chen Ergebnisses durch eine produktive Gesamtatmosphäre, die Verhinderung der 
Diskriminierungen von Minderheiten und die Verbesserung der Chancengleichheit. 
Dabei steht aber nicht die Minderheit selbst im Fokus, sondern die Gesamtheit der 
Mitarbeiter in ihren Unterschieden. Bei den im Diversity Management zu beachtenden 
Unterschiede handelt es sich zum einen um die äußerlich wahrnehmbaren Unter- 
schiede, von denen die wichtigsten Geschlecht, ethnische Herkunft, Alter und körper- 
liche Behinderung sind und zum anderen subjektive Unterschiede wie die sexuelle 
Orientierung, Religion und Lebensstil. Bei Diversity Management handelt es sich um 
mehr als nur die Umsetzung von Antidiskriminierungsvorschriften, sondern um ein 
Gesamtkonzept des Umgangs mit personaler Vielfalt in einem Unternehmen zum 
Nutzen aller Beteiligten, also auch des Unternehmers. 

Im Bereich der Produktentwicklung werden Arbeitnehmer mit unterschiedlicher 
ethnischer Herkunft in Form eines Teams mit einbezogen. Dadurch kann bereits 
bei der Entwicklung von Produkten und der Kundenansprache die Vielfältigkeit 
der Arbeitnehmer mitgenutzt und ein besseres Betriebsergebnis erzielt werden. 
Vorurteile können so in Vorteile für das Unternehmen umgewandelt werden. 

7. Umsetzung 
Zur Umsetzung dieser Beispiele und Maßnahmen bietet sich der Einsatz von betrieb- 
lichen Konfliktberatern an, da diese durch ihre Weiterbildung sich Kenntnisse über 
Konflikte und deren Ursachen angeeignet haben. Sie wissen, dass 

- Konfliktursachen meistens ein Zusammenwirken persönlicher (z.B. Verunsicherung 
und Zukunftsängste), gesellschaftlicher (z.B. Massenarbeitslosigkeit) und betriebli- 
cher Bedingungen (z.B. Personalabbau) ist und 

- hinter jeder Handlung ein sie „ rechtfertigender" Grund für die Person, die sich ver- 
hält, steckt. 

Konflikte können ein erster Anknüpfungspunkt sein, um bestehende Benachteiligun- 
gen im Unternehmen zu erkennen, diese abzustellen und durch Anwendung gesetzli- 
cher Möglichkeiten Maßnahmen der Prävention vor Benachteiligung zu entwickeln. 

8. Fazit 
Es gehörte schon vor dem Inkrafttreten des AGG zu den gesetzlichen Aufgaben der 
Betriebsparteien, Benachteiligungen zu verhindern. Das AGG konkretisiert die Aufga- 
benstellung und bietet Ansätze, nicht nur zu reagieren, also wenn „das Kind schon in 
den Brunnen gefallen ist", sondern vorbeugend zu wirken. 

Werden die dargestellten Handlungsmöglichkeiten in Unternehmen, und sei es auch 
nur ansatzweise, angewendet, strahlt dieses auch in die außerhalb von Unternehmen 
existierende Gesellschaft aus und kann dort zu nachhaltigen Veränderungen in der 
Akzeptanz von Andersartigkeit der Menschen, zu einem respektvollen Umgang un- 
tereinander führen. In diesem Sinne bleibt zu hoffen, dass möglichst viele Unterneh- 
men entsprechend agieren und die betrieblichen Interessenvertretungen sich ihrer 
Verantwortung über Unternehmensgrenzen hinaus auch für die Gesellschaft bewusst 
sind. 
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RICHTLINIE DES RATES vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des 
Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie 
in bezug auf die Arbeitsbedingungen (76/207/EWG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat in seiner Entschließung vom 21. Januar 1974 über ein sozialpolitisches 
Aktionsprogramm (3) als eine der Prioritäten die Durchführung von Aktionen 
festgelegt, die zum Ziel haben, gleiche Bedingungen für Männer und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur beruflichen Bildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen einschließlich der 
Entlohnung zu schaffen. 

In bezug auf die Entlohnung hat der Rat am 10. Februar 1975 die Richtlinie 
75/117/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen 
angenommen (4). 

Ein Tätigwerden der Gemeinschaft erscheint auch notwendig, um den Grundsatz der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf 
die sonstigen Arbeitsbedingungen zu verwirklichen. Die Gleichbehandlung von 
männlichen und weiblichen Arbeitnehmern stellt eines der Ziele der Gemeinschaft 
dar, soweit es sich insbesondere darum handelt, auf dem Wege des Fortschritts die 
Angleichung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte zu fördern. Im 
Vertrag sind die besonderen, hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen. 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit ist durch 
spätere Rechtsakte zu definieren und schrittweise zu verwirklichen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Diese Richtlinie hat zum Ziel, daß in den Mitgliedstaaten der Grundsatz der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, einschließlich des Aufstiegs, und des Zugangs zur Berufsbildung 
sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen und in bezug auf die soziale Sicherheit 
unter den in Absatz 2 vorgesehenen Bedingungen verwirklicht wird. Dieser 
Grundsatz wird im folgenden als "Grundsatz der Gleichbehandlung" bezeichnet. 
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(2) Der Rat erlässt im Hinblick auf die schrittweise Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit auf Vorschlag der 
Kommission Bestimmungen, in denen dazu insbesondere der Inhalt, die Tragweite 
und die Anwendungsmodalitäten angegeben sind. 

Artikel 2 

(1) Der Grundsatz der Gleichbehandlung im Sinne der nachstehenden Bestimmungen 
beinhaltet, daß keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung auf Grund des 
Geschlechts - insbesondere unter Bezugnahme auf den Ehe- oder Familienstand - 
erfolgen darf. 

(2) Diese Richtlinie steht nicht der Befugnis der Mitgliedstaaten entgegen, solche 
beruflichen Tätigkeiten und gegebenenfalls die dazu jeweils erforderliche 
Ausbildung, für die das Geschlecht auf Grund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer 
Ausübung eine unabdingbare Voraussetzung darstellt, von ihrem 
Anwendungsbereich auszuschließen. 

(3) Diese Richtlinie steht nicht den Vorschriften zum Schutz der Frau, insbesondere 
bei Schwangerschaft und Mutterschaft, entgegen. 

(4) Diese Richtlinie steht nicht den Maßnahmen zur Förderung der 
Chancengleichheit für Männer und Frauen, insbesondere durch Beseitigung der 
tatsächlich bestehenden Ungleichheiten, die die Chancen der Frauen in den in Artikel 
1 Absatz 1 genannten Bereichen beeinträchtigen, entgegen. (1)ABl. Nr. C 111 vom 
20.5.1975, S. 14. (2)ABl. Nr. C 286 vom 15.12.1975, S. 8. (3)ABl. Nr. C 13 vom 
12.2.1974, S. 1. (4)ABl. Nr. L 45 vom 19.2.1975, S. 19. 

Artikel 3 

(1) Die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung beinhaltet, daß bei den 
Bedingungen des Zugangs - einschließlich der Auswahlkriterien - zu den 
Beschäftigungen oder Arbeitsplätzen - unabhängig vom Tätigkeitsbereich oder 
Wirtschaftszweig - und zu allen Stufen der beruflichen Rangordnung keine 
Diskriminierung auf Grund des Geschlechts erfolgt. 

(2) Zu diesem Zweck treffen die Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, a) daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften beseitigt werden; 

b) daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren Bestimmungen 
in Tarifverträgen oder Einzelarbeitsverträgen, in Betriebsordnungen sowie in den 
Statuten der freien Berufe nichtig sind, für nichtig erklärt oder geändert werden 
können; 

c) daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, bei denen der Schutzgedanke, aus dem heraus sie 
ursprünglich entstanden sind, nicht mehr begründet ist, revidiert werden ; daß 
hinsichtlich der Tarifbestimmungen gleicher Art die Sozialpartner zu den 
wünschenswerten Revisionen aufgefordert werden. 
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Artikel 4 

Die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in bezug auf den Zugang zu 
allen Arten und Stufen der Berufsberatung, der Berufsbildung, der beruflichen 
Weiterbildung und Umschulung beinhaltet, daß die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, a) daß die mit dem Grundsatz 
der Gleichbehandlung unvereinbaren Rechts- und Verwaltungsvorschriften beseitigt 
werden; 

b) daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren Bestimmungen 
in Tarifverträgen oder Einzelarbeitsverträgen, in Betriebsordnungen sowie in den 
Statuten der freien Berufe nichtig sind, für nichtig erklärt oder geändert werden 
können; 

c) daß Berufsberatung, Berufsbildung, berufliche Weiterbildung um Umschulung - 
vorbehaltlich in der in einigen Mitgliedstaaten bestimmten privaten 
Bildungseinrichtungen gewährten Autonomie - auf allen Stufen zu gleichen 
Bedingungen ohne Diskriminierung auf Grund des Geschlechts zugänglich sind. 

Artikel 5 

(1) Die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen einschließlich der Entlassungsbedingungen beinhaltet, daß 
Männern und Frauen dieselben Bedingungen ohne Diskriminierung auf Grund des 
Geschlechts gewährt werden. 

(2) Zu diesem Zweck treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, a) daß die mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz unvereinbaren 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften beseitigt werden; 

b) daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren Bestimmungen 
in Tarifverträgen oder Einzelarbeitsverträgen, in Betriebsordnungen sowie in den 
Statuten der freien Berufe nichtig sind, für nichtig erklärt oder geändert werden 
können; 

c) daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, bei denen der Schutzgedanke, aus dem heraus sie 
ursprünglich entstanden sind, nicht mehr begründet ist, revidiert werden ; daß 
hinsichtlich der Tarifbestimmungen gleicher Art die Sozialpartner zu den 
wünschenswerten Revisionen aufgefordert werden. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten erlassen die innerstaatlichen Vorschriften, die notwendig sind, 
damit jeder, der sich wegen Nichtanwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
im Sinne der Artikel 3, 4 und 5 auf seine Person für beschwert hält, nach etwaiger 
Befassung anderer zuständiger Stellen seine Rechte gerichtlich geltend machen kann. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maßnahmen, um Arbeitnehmer vor 
jeder Entlassung zu schützen, die eine Reaktion des Arbeitgebers auf eine 
Beschwerde im Betrieb oder gerichtliche Klage auf Einhaltung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung darstellt. 
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Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die in Anwendung dieser Richtlinie 
ergehenden Maßnahmen sowie die bereits geltenden einschlägigen Vorschriften den 
Arbeitnehmern in jeder geeigneten Form bekanntgemacht werden, beispielsweise in 
den Betrieben. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie binnen dreissig Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und unterrichten hiervon unverzueglich die 
Kommission. 

Eine erste Prüfung und gegebenenfalls eine erste Revision der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe c) erster 
Halbsatz und des Artikels 5 Absatz 2 Buchstabe c) erster Halbsatz nehmen die 
Mitgliedstaaten jedoch innerhalb von vier Jahren nach Bekanntgabe dieser Richtlinie 
vor. 

(2) Die Mitgliedstaaten prüfen in regelmässigen Abständen die unter Artikel 2 
Absatz 2 fallenden beruflichen Tätigkeiten, um unter Berücksichtigung der sozialen. 
Entwicklung festzustellen, ob es gerechtfertigt ist, die betreffenden Ausnahmen 
aufrechtzuerhalten. Sie übermitteln der Kommission das Ergebnis dieser Prüfung. 

(3) Ausserdem teilen die Mitgliedstaaten der Kommission den Wortlaut der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften mit, die sie im Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
erlassen. 

Artikel 10 

Binnen zwei Jahren nach Ablauf der in Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 1 
vorgesehenen Frist von dreissig Monaten übermitteln die Mitgliedstaaten der 
Kommission alle zweckdienlichen Angaben, damit diese für den Rat einen Bericht 
über die Anwendung dieser Richtlinie erstellen kann. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 9. Februar 1976. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 

G. THORN 

Seite 4 von 4 



5.10.2002 D
E 

Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften 

L 269/15 

RICHTLINIE 2002/73/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS U ND DES RATES 

vom 23. September 2002 

zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zu r Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlic h des Zugangs zur Beschäftigung, zur 

Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in  Bezug auf die Arbeitsbedingungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER wird die Gleichstellung von Männern und Frauen als 
EUROPÄISCHEN UNION — Aufgabe und Ziel der Gemeinschaft bezeichnet, und es 

wird eine positive Verpflichtung begründet, sie bei allen 
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Tätigkeiten der Gemeinschaft zu fördern. 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 141 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), (5
) 

Artikel 141 des Vertrags, insbesondere Absatz 3, stellt 
speziell auf die Chancengleichheit und die Gleichbehand- 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 2 
), 

lung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäfti- 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ( 3 ) gungsfragen ab. 

aufgrund des vom Vermittlungsausschuss am 19. April 2002 
gebilligten gemeinsamen Entwurfs, (6

) 
In der Richtlinie 76/207/EWG des Rates ( 4 ) werden die 
Begriffe der unmittelbaren und der mittelbaren Diskrimi- 

in Erwägung nachstehender Gründe: nierung nicht definiert. Der Rat hat auf der Grundlage 

(1
) 

Nach Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union 
von Artikel 13 des Vertrags die Richtlinie 2000/43/EG 

beruht die Europäische Union auf den Grundsätzen der 
vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehand- 

Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschen- 
lungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft ( ) und die Richtlinie 2000/78/EG 5 

rechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; 
diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam. 

vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allge- 

Ferner achtet die Union nach Artikel 6 die Grundrechte, 
meinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe- 
handlung in Beschäftigung und Beruf ( ) angenommen, 6 

wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet 

in denen die Begriffe der unmittelbaren und der mittel- 

sind und wie sie sich aus den gemeinsamen 
Verfassungs- 

baren Diskriminierung definiert werden. Daher ist es 

überlieferunge
n 

de
r 

Mitgliedstaate
n 

al
s 

allgemein
e 

angezeigt, Begriffsbestimmungen in Bezug auf das 

Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben. 
Geschlecht aufzunehmen, die mit diesen Richtlinien 
übereinstimmen. 

(2
) 

Die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und der 
Schut
z 

vor Diskriminierung ist ein allgemeine
s 

(7
) 

Diese Richtlinie berührt nicht die Vereinigungsfreiheit 
Menschenrecht; dieses Recht wurde in der Allgemeinen einschließlich des Rechts jeder Person, zum Schutz ihrer 
Erklärung der Menschenrechte, im VN-Übereinkommen Interessen Gewerkschaften zu gründen und Gewerk- 
zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung von schaften beizutreten. Maßnahmen im Sinne von Artikel 
Frauen, im Internationalen Übereinkommen zur Beseiti- 141 Absatz 4 des Vertrags können die Mitgliedschaft in 
gung jeder Form von Rassendiskriminierung, im Interna- oder die Fortsetzung der Tätigkeit von Organisationen 
tionalen Pakt der VN über bürgerliche und politische und Gewerkschaften einschließen, deren Hauptziel es 

ist, Rechte, im Internationalen Pakt der VN über wirtschaft- dem Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und 
liche, soziale und kulturelle Rechte sowie in der Konven- Frauen in der Praxis Geltung zu verschaffen. 
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei- 
heiten anerkannt, die von allen Mitgliedstaaten unter- 
zeichnet wurden. (8

) 
Die Belästigung einer Person aufgrund ihres Geschlechts 
und die sexuelle Belästigung stellen einen Verstoß gegen 

(3
) 

Diese Richtlinie achtet die Grundrechte und entspricht den Grundsatz der Gleichbehandlung von Frauen und 
den insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Männern dar; daher sollten diese Begriffe bestimmt und 
Europäischen Union anerkannten Grundsätzen. die betreffenden Formen der Diskriminierung verboten 

werden. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass 
diese (4

) 
Die Gleichstellung von Männern und Frauen stellt nach Formen der Diskriminierung nicht nur am Arbeitsplatz 
Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 2 des EG-Vertrags sowie vorkommen, sondern auch im Zusammenhang mit dem 
nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ein grundle- Zugang zur Beschäftigung und zur beruflichen Ausbil- 
gendes Prinzip dar. In diesen Vertragsbestimmungen dung sowie während der Beschäftigung und der Berufs- 

tätigkeit. 
( 

1 
) ABl. C 337 E vom 28.11.2000, S. 204, undABl. C 270 E vom 

25.9.2001, S. 9. 
( 

2 
) ABl. C 123 vom 25.4.2001, S. 81. (9

) 
In diesem Zusammenhang sollten die Arbeitgeber und 

( 

3 
) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 31. Mai 2001 die für Berufsbildung zuständigen Personen ersucht 

(ABl. C 47 vom 21.2.2002, S. 19), Gemeinsamer Standpunkt des 
Rates vom 23. Juli 2001 (ABl. C 307 vom 31.10.2001, S. 5) 

werden, Maßnahmen zu ergreifen, um im Einklang mit 

und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 24. Oktober 
2001 (ABl. C 112 E vom 9.5.2002, S. 14). Beschluss des Europä- ( 

4 
) ABl. L 39 vom 14.2.1976, S. 40. 

ischen Parlaments vom 12. Juni 2002 und Beschluss des Rates ( 
5 

) ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22. 
vom 13. Juni 2002. ( 

6 
) ABl. L 303 vom 2.12.2000, S. 16. 
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den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogen- kommen, auf die sie während ihrer Abwesenheit 
heiten gegen alle Formen der sexuellen Diskriminierung Anspruch gehabt hätten. 
vorzugehen und insbesondere präventive Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Belästigung und der sexuellen 
Belästigung am Arbeitsplatz zu treffen. (13) In der Entschließung des Rates und der im Rat Verei- 

nigten Minister für Beschäftigung und Sozialpolitik vom 
29. Juni 2000 über eine ausgewogene Teilhabe von 

(10) Die Beurteilung von Sachverhalten, die auf eine unmit- Frauen und Männern am Berufs- und Familienleben ( 4 ) 
telbare oder mittelbare Diskriminierung schließen lassen, wurden die Mitgliedstaaten ermutigt, die Möglichkeit zu 
obliegt den einzelstaatlichen gerichtlichen Instanzen prüfen, in ihrer jeweiligen Rechtsordnung männlichen 
oder anderen zuständigen Stellen nach den nationalen Arbeitnehmern unter Wahrung ihrer bestehende

n Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten. In diesen arbeitsbezogenen Rechte ein individuelles, nicht über- 
einzelstaatlichen Vorschriften kann insbesondere vorge- tragbares Recht auf Vaterschaftsurlaub zuzuerkennen. In 
sehen sein, dass eine mittelbare Diskriminierung mit diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass es den 
allen Mitteln einschließlich statistischer Beweise festge- Mitgliedstaaten obliegt zu bestimmen, ob sie dieses 
stellt werden kann. Nach der Rechtsprechung des Recht zuerkennen oder nicht, und die etwaigen Bedin- 
Gerichtshofs ( 1 ) liegt eine Diskriminierung vor, wenn gungen — außer der Entlassung und der Wiederauf- 
unterschiedliche Vorschriften auf gleiche Sachverhalte nahme der Arbeit — festzulegen, die nicht in den 
angewandt werden oder wenn dieselbe Vorschrift auf Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen. 
ungleiche Sachverhalte angewandt wird. 

(11) Die beruflichen Tätigkeiten, die die Mitgliedstaaten vom (14) Die Mitgliedstaaten können gemäß Artikel 141 Absatz 4 
Anwendungsbereich de

r 
Richtlinie 76/207/EWG des Vertrags zur Erleichterung der Berufstätigkeit des 

ausschließen können, sollten auf die Fälle beschränkt unterrepräsentierten Geschlechts oder zur Verhinderung 
werden, in denen die Beschäftigung einer Person eines bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen in der beruf- 
bestimmten Geschlechts aufgrund der Art der betref- lichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen 

beibehalten fenden speziellen Tätigkeit erforderlich ist, sofern damit oder beschließen. In Anbetracht der aktuellen Situation 
ein legitimes Ziel verfolgt und dem Grundsatz der und unter Berücksichtigung der Erklärung 28 zum 
Verhältnismäßigkeit, wie er sich aus der Rechtsprechung Vertrag von Amsterdam sollten die Mitgliedstaaten in 
des Gerichtshofs ergibt ( 2 ), entsprochen wird. erster Linie eine Verbesserung der Lage der Frauen im 

Arbeitsleben anstreben. 

(12) Der Gerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung aner- 
kannt, dass der Schutz der körperlichen Verfassung der (15) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehal- 
Frau während und nach einer Schwangerschaft ein legi- tung oder dem Erlass von Maßnahmen entgegenstehen, 
times, dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht entgegen- mit denen bezweckt wird, Benachteiligungen von 
stehendes Ziel ist. Er hat ferner in ständiger Rechtspre- Personen eines Geschlechts zu verhindern oder auszu- 
chung befunden, dass die Schlechterstellung von Frauen gleichen. Diese Maßnahmen lassen die Einrichtung und 
im Zusammenhang mit Schwangerschaft oder Mutter- Beibehaltun

g 
von Organisationen von Persone

n schaft eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des desselben Geschlechts zu, wenn deren Zweck 
hauptsäch- Geschlechts darstellt. Die vorliegende Richtlinie lässt lich darin besteht, die besonderen Bedürfnisse dieser 

somit die Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Personen zu berücksichtigen und die Gleichstellung von 
Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen Männern und Frauen zu fördern. 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits- 
schutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöch- 
nerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeits- (16) Der Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und 
platz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Frauen ist in Artikel 141 des Vertrags und in der Richt- 
Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) ( 3 ), mit der die linie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur 
physische und psychische Verfassung von 
Schwangeren, 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
Wöchnerinnen und stillenden Frauen geschützt werden über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen 

Entgelts für Männer und Frauen ( ) bereits fest verankert 5 soll, unberührt. In den Erwägungsgründen jener Richt- 
linie heißt es, dass der Schutz der Sicherheit und der und wird vom Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung 
Gesundhei
t 

von schwangere
n 

Arbeitnehmerinnen, bestätigt; dieser Grundsatz ist ein wesentlicher und uner- 
Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen lässlicher Bestandteil des gemeinschaftlichen Besitz- 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt nicht benachteiligen und standes im Bereich der Diskriminierung aufgrund des 
die Richtlinien zur Gleichbehandlung von Männern und Geschlecht

s. Frauen nicht beeinträchtigen sollte. Der Gerichtshof hat 
den Schutz der Rechte der Frauen im Bereich der 

(17) Der Gerichtshof hat entschieden, dass in Anbetracht des 
Beschäftigung anerkannt, insbesondere den Anspruch grundlegenden Charakters des Anspruchs auf einen 
auf Rückkehr an ihren früheren Arbeitsplatz oder einen effektiven gerichtlichen Rechtsschutz die Arbeitnehmer 
gleichwertigen Arbeitsplatz unter Bedingungen, die für diesen Schutz selbst noch nach Beendigung des 

Beschäf- sie nicht weniger günstig sind, sowie darauf, dass ihnen tigungsverhältnisses genießen müssen ( 6 ). Ein Arbeit- 
alle Verbesserungen der Arbeitsbedingungen zugute nehmer, der eine Person, die nach dieser Richtlinie 

Schutz genießt, verteidigt oder für ihn als Zeuge aussagt, 
( 

1 
) Rechtssache C-394/96 (Brown), Slg. 1998, I-4185, und Rechts- 

sache C-342/93 (Gillespie), Slg. 1996, I-475. 
sollte denselben Schutz genießen. 

( 

2 
) Rechtssache C-222/84 (Johnston), Slg. 1986, S. 1651, Rechts- 

sache C-273/97 (Sirdar), Slg. 1999, I-7403, und Rechtssache C- ( 
4 

) ABl. C 218 vom 31.7.2000, S. 5. 
285/98 (Kreil), Slg. 2000, I-69. ( 

5 
) ABl. L 45 vom 19.2.1975, S. 19. 

( 

3 
) ABl. L 348 vom 28.11.1992, S. 1. ( 

6 
) Rechtssache C-185/97, (Coote), Slg. 1998, I-5199. 
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(18) Der Gerichtshof hat entschieden, dass der 
Gleichbehand- 

schriften, Politiken und Tätigkeiten in den in Absatz 1 
lungsgrundsatz nur dann als tatsächlich verwirklicht genannten Bereichen." 
angesehen werden kann, wenn bei Verstößen gegen 
diesen Grundsatz den Arbeitnehmern, die Opfer einer 
Diskriminierung wurden, eine dem erlittenen Schaden 

2. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

angemessene Entschädigung zuerkannt wird. Er hat 
ferner entschieden, dass eine im Voraus festgelegte „Artikel 2 
Höchstgrenze einer wirksamen Entschädigung entgegen- 
stehen kann und die Gewährung von Zinsen zum (1

) 
Der Grundsatz der Gleichbehandlung im Sinne der 

Ausgleich des entstandenen Schadens nicht ausge- nachstehenden Bestimmungen beinhaltet, dass keine unmit- 
schlossen werden darf ( 1 
). 

telbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des 

(19) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs sind einzel- Geschlechts — insbesondere unter Bezugnahme auf den 

staatliche Vorschriften betreffend die Fristen für die Ehe- oder Familienstand — erfolgen darf. 

Rechtsverfolgung zulässig, sofern sie für derartige 
Klagen nicht ungünstiger sind als für gleichartige Klagen, die das (2

) 
Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

innerstaatliche Recht betreffen, und sofern sie die 
Ausübung der durch das Gemeinschaftsrecht gewährten — ‚unmittelbare Diskriminierung': wenn ein

e 
Perso
n Rechte nicht praktisch unmöglich machen. aufgrund ihres Geschlechts in einer vergleichbaren 

Situa- tion eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 
(20) Opfer von Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde; 

sollten über einen angemessenen Rechtsschutz 
verfügen. Um einen effektiveren Schutz zu gewährleisten, sollte — ‚mittelbare Diskriminierung': wenn dem Anschein nach 
auch die Möglichkeit bestehen, dass sich Verbände, neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen, 
Organisationen und andere juristische Personen unbe- die einem Geschlecht angehören, in besonderer Weise 
schadet der nationalen Verfahrensregeln bezüglich der gegenüber Personen des anderen Geschlechts 

benachtei- Vertretung und Verteidigung vor Gericht bei einem ligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, 
entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaaten im 
Namen 

Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges 
eines Opfers oder zu seiner Unterstützung an einem Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Errei- 
Verfahren beteiligen. chung dieses Ziels angemessen und erforderlich; 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten den Dialog zwischen den — ‚Belästigung': wenn unerwünschte geschlechtsbezogene 
Sozialpartnern und — im Rahmen der einzelstaatlichen Verhaltensweisen gegenüber einer Person erfolgen, die 
Praxi
s 

— mit de
n 

Nichtregierungsorganisationen bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betref- 
fördern, mit dem Ziel, gegen die verschiedenen Formen fenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, 
von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts am Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder 
Arbeitsplatz anzugehen und diese zu bekämpfen. Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 

wird; 
(22) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhältnismäßige — ‚sexuelle Belästigung': jede Form von unerwünschtem 

und abschreckende Sanktionen festlegen, die bei einer Verhalten sexueller Natur, das sich in unerwünschter 
Verletzung der aus der Richtlinie 76/207/EWG erwach- verbaler, nicht-verbaler oder physischer Form äußert 
senden Verpflichtungen zu verhängen sind. und das bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der 

betreffenden Person verletzt wird, insbesondere wenn 
(23) Im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niederge- ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri- 

legten Grundsatz der Subsidiarität können die Ziele der gungen, Entwürdigungen und Beleidigungen gekenn- 
in Betracht gezogenen Maßnahme auf der Ebene der zeichnetes Umfeld geschaffen wird. 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; sie 
können daher besser auf Gemeinschaftsebene verwirk- 
licht werden. Im Einklang mit dem in demselben Artikel (3

) 
Belästigung und sexuelle Belästigung im Sinne dieser 

genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie gelte
n 

al
s 

Diskriminierung aufgrund de
s Richtlinie nicht über das hierfür erforderliche Maß Geschlechts und sind daher verboten. 

hinaus
. 

(24) Die Richtlinie 76/207/EWG sollte daher entsprechend Die Zurückweisung oder Duldung solcher Verhaltensweisen 

geändert werden — durch die betreffende Person darf nicht als Grundlage für 
eine Entscheidung herangezogen werden, die diese Person 
berührt. 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

(4
) 

Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person 
Artikel 1 aufgrund des Geschlechts gilt als Diskriminierung im Sinne 

dieser Richtlinie. 
Die Richtlinie 76/207/EWG wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 1 wird folgender Absatz eingefügt: (5
) 

Die Mitgliedstaaten ersuchen in Einklang mit ihren 
„ (1a
) 

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen aktiv das Ziel nationalen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen oder tarifli- 
der Gleichstellung von Frauen und Männern bei der Formu- chen Praktiken die Arbeitgeber und die für Berufsbildung 
lierung und Umsetzung der Rechts- und Verwaltungsvor- zuständigen Personen, Maßnahmen zu ergreifen, um allen 

Formen der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und 

( 

1 
) Rechtssache C-180/95 (Draehmpaehl), Slg. 1997, I-2195. Rechts- insbesondere Belästigung und sexueller Belästigung am 

sache C-271/95 (Marshall), Slg. 1993, I-4367. Arbeitsplatz vorzubeugen. 
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(6
) 

Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf den folgende Punkte keinerlei unmittelbare oder mittelbare 
Zugang zur Beschäftigung einschließlich der zu diesem Diskriminierung aufgrund des Geschlechts geben darf: 
Zweck erfolgenden Berufsbildung vorsehen, dass eine 
Ungleichbehandlung wegen eines geschlechtsbezogenen a) die Bedingungen — einschließlich Auswahlkriterien 

Merkmals keine Diskriminierung darstellt, wenn das betref- und Einstellungsbedingungen — für den Zugang zu 

fende Merkmal aufgrund der Art einer bestimmten berufli- unselbständige
r 

ode
r 

selbständige
r 

Erwerbstätigkeit
, chen Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position 

wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung einschließlich des beruflichen Aufstiegs; 

darstellt, sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck und 
eine angemessene Anforderung handelt. b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der 

Berufsberatung, der Berufsausbildung, der beruflichen 

(7
) 

Diese Richtlinie steht nicht den Vorschriften zum 
Weiterbildung und der Umschulung einschließlich der 

Schutz der Frau, insbesondere bei Schwangerschaft und 
praktischen Berufserfahrung; 

Mutterschaft, entgegen. c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließ- 
lich der Entlassungsbedingungen sowie das Arbeitsent- 

Frauen im Mutterschaftsurlaub haben nach Ablauf des gelt nach Maßgabe der Richtlinie 75/117/EWG; 
Mutterschaftsurlaubs Anspruch darauf, an ihren früheren 
Arbeitsplatz oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz unter d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeit- 
Bedingungen, die für sie nicht weniger günstig sind, zurück- nehmer- oder Arbeitgeberorganisation oder einer Orga- 
zukehren, und darauf, dass ihnen auch alle Verbesserungen nisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufs- 
der Arbeitsbedingungen, auf die sie während ihrer Abwesen- gruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme 
heit Anspruch gehabt hätten, zugute kommen. der Leistungen solcher Organisationen. 

Die ungünstigere Behandlung einer Frau im Zusammenhang (2
) 

Zu diesem Zweck treffen die Mitgliedstaaten die 

mit Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaub im Sinne der erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 

Richtlinie 92/85/EWG gilt als Diskriminierung im Sinne 
dieser Richtlinie. a) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die dem 

Gleichbehandlungsgrundsatz zuwiderlaufen, aufgehoben 

Diese Richtlinie berührt nicht die Bestimmungen der Richt- 
werden
; 

linie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von b) die mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zu 
UNICE, CEEP und EGB geschlossenen 
Rahmenvereinbarung 

vereinbarenden Bestimmungen in Arbeits- und Tarif- 
über Elternurlaub (*) und der Richtlinie 92/85/EWG des verträgen, Betriebsordnungen und Statuten der freien 
Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Berufe und der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani- 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des sationen nichtig sind, für nichtig erklärt werden 
Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, können oder geändert werden." 
Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am 
Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 4. Die Artikel 4 und 5 werden gestrichen. 
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (**). Sie lässt 
ferner das Recht der Mitgliedstaaten unberührt, eigene 5. Artikel 6 erhält folgende Fassung: 
Rechte auf Vaterschaftsurlaub und/oder Adoptionsurlaub 
anzuerkennen. Die Mitgliedstaaten, die derartige Rechte „Artikel 6 

anerkennen, treffen die erforderlichen Maßnahmen, um (1
) 

Die Mitgliedstaate
n 

stelle
n 

sicher
, 

das
s 

all
e Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen vor Entlassung Personen, die sich durch die Nichtanwendung des Gleich- 

infolge der Inanspruchnahme dieser Rechte zu schützen, behandlungsgrundsatzes in ihren Rechten für verletzt 
und gewährleisten, dass sie nach Ablauf des Urlaubs halten, ihre Ansprüche aus dieser Richtlinie auf dem 
Anspruch darauf haben, an ihren früheren Arbeitsplatz oder Gerichts- und/oder Verwaltungsweg sowie, wenn die 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz zurückzukehren, und Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, in Schlichtungsver- 
zwar unter Bedingungen, die für sie nicht weniger günstig fahre

n 
gelten
d 

mache
n 

können, selbs
t 

wenn da
s sind, und darauf, dass ihnen auch alle Verbesserungen der Verhältnis, während dessen die Diskriminierung vorge- 

Arbeitsbedingungen, auf die sie während ihrer Abwesenheit kommen sein soll, bereits beendet ist. 
Anspruch gehabt hätten, zugute kommen. 

(2
) 

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer natio- 
(8
) 

Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf die nalen Rechtsordnung die erforderlichen Maßnahmen um 
Gewährleistung der vollen Gleichstellung von Männern und sicherzustellen, dass der einer Person durch eine Diskrimi- 
Frauen Maßnahmen im Sinne von Artikel 141 Absatz 4 des nierung in Form eines Verstoßes gegen Artikel 3 entstan- 
Vertrags beibehalten oder beschließen. dene Schaden — je nach den Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten — tatsächlich und wirksam ausgeglichen 
(*) ABl. L 145 vom 19.6.1996, S. 4. oder ersetzt wird, wobei dies auf eine abschreckende und 
(**) ABl. L 348 vom 28.11.1992, S. 1." dem erlittenen Schaden angemessene Art und Weise 

geschehen muss; dabei darf ein solcher Ausgleich oder 
3. Artikel 3 erhält folgende Fassung: eine solche Entschädigung nur in den Fällen durch eine 

im Voraus festgelegte Höchstgrenze begrenzt werden, in 
„Artikel 3 denen der Arbeitgeber nachweisen kann, dass der einem/ 

einer Bewerber/in durch die Diskriminierung im Sinne 
(1
) 

Die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehand- dieser Richtlinie entstandene Schaden allein darin besteht, 
lung bedeutet, dass es im öffentlichen und privaten dass die Berücksichtigung seiner/ihrer Bewerbung verwei- 
Bereich einschließlich öffentlicher Stellen in Bezug auf gert wird. 
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(3
) 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verbände, (2
) 

Soweit mit den nationalen Gepflogenheiten und 
Organisationen oder andere juristische Personen, die Verfahren vereinbar, ersuchen die Mitgliedstaaten die Sozi- 
gemäß den in ihrem einzelstaatlichen Recht festgelegten alpartner ohne Eingriff in deren Autonomie, die Gleich- 
Kriterien ein rechtmäßiges Interesse daran haben, für die stellung von Männern und Frauen zu fördern und auf 
Einhaltung der Bestimmungen dieser Richtlinie zu sorgen, geeigneter Ebene Antidiskriminierungsvereinbarungen zu 
sich entweder im Namen der beschwerten Person oder zu schließen, die die in Artikel 1 genannten Bereiche 
deren Unterstützung und mit deren Einwilligung an den betreffen, soweit diese in den Verantwortungsbereich der 
in dieser Richtlinie zur Durchsetzung der Ansprüche Tarifparteien fallen. Die Vereinbarungen müssen den in 
vorgesehenen Gerichts- und/oder Verwaltungsverfahren dieser Richtlinie festgelegten Mindestanforderungen sowie 
beteiligen können. den einschlägigen nationalen Durchführungsbestimmungen 

entsprechen
. (4

) 
Die Absätze 1 und 3 lassen einzelstaatliche Rege- 

lungen über Fristen für die Rechtsverfolgung betreffend (3
) 

Die Mitgliedstaaten ersuchen in Übereinstimmung 
den Grundsatz der Gleichbehandlung unberührt." mit den nationalen Gesetzen, Tarifverträgen oder Gepflo- 

genheiten die Arbeitgeber, die Gleichbehandlung von 
6. Artikel 7 erhält folgende Fassung: Frauen und Männern am Arbeitsplatz in geplanter und 

„Artikel 7 systematischer Weise zu fördern. 

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen (4
) 

Zu diesem Zweck sollten die Arbeitgeber ersucht 

Rechtsordnung die erforderlichen Maßnahmen, um die werden, den Arbeitnehmern und/oder den Arbeitnehmer- 

Arbeitnehmer sowie die aufgrund der innerstaatlichen vertretern in regelmäßige
n 

angemessene
n 

Abstände
n Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten vorgesehenen Informationen über die Gleichbehandlung von Frauen und 

Arbeitnehmervertreter vor Entlassun
g 

ode
r 

andere
n 

Männern in ihrem Betrieb zu geben. 

Benachteiligungen durch den Arbeitgeber zu schützen, die 
als Reaktion auf eine Beschwerde innerhalb des betref- Diese Informationen können Statistiken über den Anteil 

fenden Unternehmens oder auf die Einleitung eines von Frauen und Männern auf den unterschiedlichen 

Verfahren
s 

zur Durchsetzung de
s 

Gleichbehandlungs
- 

Ebenen des Betriebs sowie mögliche Maßnahmen zur 

grundsatzes erfolgen." Verbesserung der Situation in Zusammenarbeit mit den 
Arbeitnehmervertretern enthalten. 

7. Die folgenden Artikel werden eingefügt: 
Artikel 8c 

„Artikel 8a 

Die Mitgliedstaaten fördern den Dialog mit den jeweiligen 
(1
) 

Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine oder mehrere Nichtregierungsorganisationen, die gemäß den einzelstaat- 
Stellen, deren Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung lichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ein recht- 
der Gleichbehandlung aller Personen ohne Diskriminie- mäßiges Interesse daran haben, sich an der Bekämpfung 
rung aufgrund des Geschlechts zu fördern, zu analysieren, von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu betei- 
zu beobachten und zu unterstützen. Diese Stellen können ligen, um die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichbe- 
Teil von Einrichtungen sein, die auf nationaler Ebene für handlung zu fördern. 
den Schutz der Menschenrechte oder der Rechte des 
Einzelnen zuständig sind. Artikel 8d 

(2
) 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es zu den 
Zuständigkeiten dieser Stellen gehört, Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für die Sanktionen 

fest, die bei einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen 

a) unbeschadet der Rechte der Opfer und der Verbände, Vorschriften zur Umsetzun
g 

diese
r 

Richtlinie zu 

der Organisationen oder anderer juristischer Personen verhänge
n 

sind
, 

und treffen all
e 

erforderlichen 

nach Artikel 6 Absatz 3 die Opfer von Diskriminie- Maßnahmen, um deren Anwendung zu gewährleisten. 

rungen auf unabhängige Weise dabei zu unterstützen, 
ihrer Beschwerde wegen Diskriminierung nachzugehen; Die Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen an die 

Opfer umfassen können, müssen wirksam, verhältnis- 
b) unabhängige Untersuchungen zum Thema der Diskri- mäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen 

minierung durchzuführen; diese Vorschriften der Kommission spätestens am 5. 

c) unabhängige Berichte zu veröffentlichen und Empfeh- Oktober 2005 mit und unterrichten sie unverzüglich über 

lungen zu allen Aspekten vorzulegen, die mit diesen alle späteren Änderungen dieser Vorschriften. 

Diskriminierungen in Zusammenhang stehen. 
Artikel 8e 

Artikel 8b 
(1
) 

Die Mitgliedstaaten können Vorschriften einführen 
(1
) 

Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den oder beibehalten, die im Hinblick auf die Wahrung des 
nationalen Gepflogenheite

n 
und Verfahre

n 
geeignet
e 

Gleichbehandlungsgrundsatzes günstiger als die in dieser 
Maßnahmen zur Förderung des sozialen Dialogs zwischen Richtlinie vorgesehenen Vorschriften sind. 
den Sozialpartnern mit dem Ziel, die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung, unter anderem durch Überwachung der (2

) 
Die Umsetzung dieser Richtlinie darf keinesfalls als 

betrieblichen Praxis, durch Tarifverträge, Verhaltensko- Rechtfertigung für eine Absenkung des von den Mitglied- 
dizes, Forschungsarbeiten oder durch einen Austausch staaten bereits garantierten Schutzniveaus in Bezug auf 
von Erfahrungen und bewährten Verfahren, voranzu- Diskriminierungen in den von der Richtlinie abgedeckten 
bringen. Bereichen benutzt werden." 
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Artikel 2 Artikel 141 Absatz 4 des Vertrags sowie Berichte über diese 

(1
) 

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwal- Maßnahmen und deren Umsetzung. Auf der Grundlage dieser 

tungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Informationen verabschiedet und veröffentlicht die Kommis- 

Richtlinie spätestens am 5. Oktober 2005 nachzukommen, sion alle vier Jahre einen Bericht, der eine vergleichende 

oder stellen spätestens bis zu diesem Zeitpunkt sicher, dass Bewertung solcher Maßnahmen unter Berücksichtigung der 

die Sozialpartner im Wege einer Vereinbarung die erforderli- Erklärung Nr. 28 in der Schlussakte des Vertrags von 

chen Bestimmungen einführen. Die Mitgliedstaaten treffen Amsterdam enthält. 

alle notwendigen Maßnahmen, um jederzeit gewährleisten zu 
können, dass die durch die Richtlinie vorgeschriebenen Artikel 3 
Ergebnisse erzielt werden. Sie setzen die Kommission unver- Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts- 
züglich davon in Kenntnis. blatt der Europäischen Gemeinschaften in 

Kraft. Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen 
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei Artikel 4 
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. 
Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 

(2
) 

Innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser 
Richtlinie übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission Geschehen zu Brüssel am 23. September 2002. 
alle Informationen, die diese benötigt, um einen Bericht an 
das Europäische Parlament und den Rat über die Anwendung 
der Richtlinie zu erstellen. Im Namen des 

Europäischen Parlamen
ts 

Im Namen des 
Rates (3

) 
Unbeschadet des Absatzes 2 übermitteln die Mitglied- 

staaten der Kommission alle vier Jahre den Wortlaut der Der 
Präsident 

Der 
Präsident 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Maßnahmen nach P. COX M. FISCHER BOEL 
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RICHTLINIE 2000/43/EG DES RATES 

vom 29. Juni 2000 

zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne  Unterschied der Rasse oder der ethni- 
schen Herkunft  

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — „Rasse" in dieser Richtlinie impliziert nicht die Akzep- 
tanz solcher Theorien. 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 13, 

(7
) 

Auf seiner Tagung in Tampere vom 15. und 16. 
auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), Oktober 1999 ersuchte der Europäische Rat die 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ), Kommission, so bald wie möglich Vorschläge zur 
Durchführung des Artikels 13 EG-Vertrag im Hinblick 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 3 
), 

auf die Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeind- 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 4 ), 
lichkeit vorzulegen. 

in Erwägung nachstehender Gründe: (8
) 

In den vom Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 

(1
) 

Der Vertrag über die Europäische Union markiert den 10. und 11. Dezember 1999 in Helsinki vereinbarten 

Beginn einer neuen Etappe im Prozeß des immer beschäftigungspolitischen Leitlinien für das Jahr 2000 

engeren Zusammenwachsens der Völker Europas. wird die Notwendigkeit unterstrichen, günstigere Bedin- 
gungen für die Entstehung eines Arbeitsmarktes zu 

(2
) 

Nach Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union schaffen, der soziale Integration fördert; dies soll durch 
beruht die Europäische Union auf den Grundsätzen der ein Bündel aufeinander abgestimmter Maßnahmen 
Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschen- geschehen, die darauf abstellen, Diskriminierungen 
rechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; bestimmter gesellschaftlicher Gruppen, wie ethnischer 
diese Grundsätze sind den Mitgliedstaaten gemeinsam. Minderheiten, zu bekämpfen. 
Nach Artikel 6 EU-Vertrag sollte die Union ferner die 
Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (9

) 
Diskriminierungen aus Gründen der Rasse oder der 

gewährleistet sind und wie sie sich aus den 
gemeinsamen 

ethnischen Herkunft können die Verwirklichung der im 

Verfassungsüberlieferungen als allgemeine Grundsätze EG-Vertrag festgelegten Ziele unterminieren, insbeson- 

des Gemeinschaftsrechts ergeben, achten. dere die Erreichung eines hohen Beschäftigungsniveaus 
und eines hohen Maßes an sozialem Schutz, die Hebung 

(3
) 

Die Gleichheit vor dem Gesetz und der Schutz aller des Lebensstandards und der Lebensqualität, den wirt- 
Menschen vor Diskriminierung ist ein allgemeines schaftlichen und sozialen Zusammenhalt sowie die Soli- 
Menschenrecht. Dieses Recht wurde in der Allgemeinen darität. Ferner kann das Ziel der Weiterentwicklung der 
Erklärung der Menschenrechte, im VN-Übereinkommen Europäischen Union zu einem Raum der Freiheit, der 
über die Beseitigung aller Formen der Diskriminierung Sicherheit und des Rechts beeinträchtigt werden. 
von Frauen, im Internationalen Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, im 
Internationalen Pakt der VN über bürgerliche und politi- (10) Die Kommission legte im Dezember 1995 eine Mittei- 

sche Rechte sowie im Internationalen Pakt der VN über lung über Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antise- 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und in der mitismus vor. 

Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen- 
rechte und der Grundfreiheiten anerkannt, die von allen (11) Der Rat hat am 15. Juli 1996 die Gemeinsame 
Mitgliedstaaten unterzeichnet wurden. Maßnahme 96/443/JI zur Bekämpfung von Rassismus 

und Fremdenfeindlichkeit ( ) angenommen, mit der sich 5 
(4
) 

Es ist wichtig, daß diese Grundrechte und Grundfrei- 
heiten, einschließlich der Vereinigungsfreiheit, geachtet die Mitgliedstaaten verpflichten, eine wirksame justitielle 

werden. Ferner ist es wichtig, daß im Zusammenhang Zusammenarbeit bei Vergehen, die auf rassistischen 
oder mit dem Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und fremdenfeindlichen Verhaltensweise

n 
beruhen
, 

zu 

Dienstleistungen der Schutz der Privatsphäre und des gewährleisten
. Familienlebens sowie der in diesem Kontext getätigten 

Geschäfte gewahrt bleibt. (12) Um die Entwicklung demokratischer und toleranter 

(5
) 

Das Europäische Parlament hat eine Reihe von 
Entschlie- 

Gesellschaften zu gewährleisten, die allen Menschen — 

ßungen zur Bekämpfung des Rassismus in der Europä- 
ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen 

ischen Union angenommen. 
Herkunft — eine Teilhabe ermöglichen, sollten spezifi- 
sche Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminie- 

(6
) 

Die Europäische Union weist Theorien, mit denen rungen aus Gründen der Rasse oder der ethnischen 
versucht wird, die Existenz verschiedener menschlicher Herkunft über die Gewährleistung des Zugangs zu 
Rassen zu belegen, zurück. Die Verwendung des 
Begriffs 

unselbständige
r 

und selbständige
r 

Erwerbstätigkeit 
hinausgehen und auch Aspekte wie Bildung, Sozial- 

( 

1 
) Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. schutz, einschließlich sozialer Sicherheit und der 

( 

2 
) Stellungnahme vom 18. Mai 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröf- Gesundheitsdienste, soziale Vergünstigungen, Zugang 

zu fentlicht). und Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, mit 
( 

3 
) Stellungnahme vom 12. April 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröf- abdecken

. fentlicht). 
( 

4 
) Stellungnahme vom 31. Mai 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröf- 

fentlicht). ( 
5 

) ABl. L 185 vom 24.7.1996, S. 5. 
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(13) Daher sollte jede unmittelbare oder mittelbare Diskrimi- im Namen eines Opfers oder zu seiner Unterstützung an 
nierung aus Gründen der Rasse oder der ethnischen einem Verfahren beteiligen. 
Herkunft in den von der Richtlinie abgedeckten Berei- 
chen gemeinschaftsweit untersagt werden. Dieses Diskri- (20) Voraussetzungen für eine effektive Anwendung des 
minierungsverbot sollte auch hinsichtlich Drittstaatsan- Gleichheitsgrundsatzes sind ein angemessener Schutz 
gehörigen angewandt werden, betrifft jedoch keine vor Viktimisierung. 
Ungleichbehandlungen aufgrund der Staatsangehörigkeit 
und läßt die Vorschriften über die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen und ihren Zugang (21) Eine Änderung der Regeln für die Beweislastverteilung 

zu Beschäftigung und Beruf unberührt. ist geboten, wenn ein glaubhafter Anschein einer Diskri- 
minierung besteht. Zur wirksamen Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes ist eine Verlagerung der 

(14) Bei der Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehand- Beweislast auf die beklagte Partei erforderlich, wenn eine 
lung ohne Ansehen der Rasse oder der ethnischen solche Diskriminierung nachgewiesen ist. 
Herkunft sollte die Gemeinschaft im Einklang mit Artikel 
3 Absatz 2 EG-Vertrag bemüht sein, Ungleichheiten zu (22) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, die Regeln 
beseitigen und die Gleichstellung von Männern und für die Beweislastverteilung auf Verfahren anzuwenden, 
Frauen zu fördern, zumal Frauen häufig Opfer mehrfa- in denen die Ermittlung des Sachverhalts dem Gericht 
cher Diskriminierungen sind. oder der zuständigen Stelle obliegt. Dies betrifft 

Verfahren, in denen die klagende Partei den Beweis des 
(15) Die Beurteilung von Tatbeständen, die auf eine unmittel- Sachverhalts, dessen Ermittlung dem Gericht oder der 

bare oder mittelbare Diskriminierung schließen lassen, zuständigen Stelle obliegt, nicht anzutreten braucht. 
obliegt den einzelstaatlichen gerichtlichen Instanzen 
oder anderen zuständigen Stellen nach den nationalen (23) Die Mitgliedstaaten sollten den Dialog zwischen den 
Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten. In diesen Sozialpartnern und mit Nichtregierungsorganisationen 
einzelstaatlichen Vorschriften kann insbesondere vorge- fördern, mit dem Ziel, gegen die verschiedenen Formen 
sehen sein, daß mittelbare Diskriminierung mit allen von Diskriminierung anzugehe

n 
und dies

e 
zu 

Mitteln, einschließlich statistischer Beweise, festzustellen bekämpfen
. ist

. (24) Der Schutz vor Diskriminierung aus Gründen der Rasse 

(16) Es ist wichtig, alle natürlichen Personen gegen Diskrimi- oder der ethnischen Herkunft würde verstärkt, wenn es 

nierung aus Gründen der Rasse oder der ethnischen in jedem Mitgliedstaat eine Stelle bzw. Stellen gäbe, die 

Herkunft zu schützen. Die Mitgliedstaaten sollten auch, für die Analyse der mit Diskriminierungen verbundenen 

soweit es angemessen ist und im Einklang mit ihren Probleme, die Prüfung möglicher Lösungen und die 

nationalen Gepflogenheiten und Verfahren steht, den Bereitstellung konkreter Hilfsangebote an die Opfer 

Schutz juristischer Personen vorsehen, wenn diese zuständig wäre. 

aufgrund der Rasse oder der ethnischen Herkunft ihrer 
Mitglieder Diskriminierungen erleiden. (25) In dieser Richtlinie werden Mindestanforderungen festge- 

legt; den Mitgliedstaaten steht es somit frei, günstigere 

(17) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehal- 
Vorschriften beizubehalte

n 
ode
r 

einzuführen. Die 

tung oder dem Erlaß von Maßnahmen entgegenstehen, 
Umsetzung der Richtlinie darf nicht als Rechtfertigung 

mit denen bezweckt wird, Benachteiligungen von Ange- 
für eine Absenkung des in den Mitgliedstaaten bereits 

hörigen einer bestimmten Rasse oder ethnischen Gruppe 
bestehenden Schutzniveaus benutzt werden. 

zu verhindern ode
r 

auszugleichen
, 

und dies
e Maßnahmen können Organisation von Personen einer (26) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhältnismäßige 

bestimmten Rasse oder ethnischen Herkunft gestatten, und abschreckende Sanktionen für den Fall vorsehen, 

wenn deren Zweck hauptsächlich darin besteht, für die daß gegen die aus der Richtlinie erwachsenden 

besonderen Bedürfnisse dieser Personen einzutreten. Verpflichtungen verstoßen wird. 

(27) Die Mitgliedstaaten können den Sozialpartnern auf deren 
(18) Unter sehr begrenzten Bedingungen kann eine unter- gemeinsamen Antrag die Durchführung der Bestim- 

schiedliche Behandlung gerechtfertigt sein, wenn ein mungen dieser Richtlinie übertragen, die in den Anwen- 
Merkmal, das mit der Rasse oder ethnischen Herkunft dungsbereich von Tarifverträgen fallen, sofern sie alle 
zusammenhängt, eine wesentliche und entscheidende erforderlichen Maßnahmen treffen, um jederzeit gewähr- 
berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich um einen leisten zu können, daß die durch diese Richtlinie vorge- 
legitimen Zweck und eine angemessene Anforderung schriebenen Ergebnisse erzielt werden. 
handelt. Diese Bedingungen sollten in die Informationen 
aufgenommen werden, die die Mitgliedstaaten der (28) Entsprechend dem in Artikel 5 EG-Vertrag niederge- 
Kommission übermitteln. legten Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzip 

kann das Ziel dieser Richtlinie, nämlich ein einheitliches, 
(19) Opfer von Diskriminierungen aus Gründen der Rasse hohes Niveau des Schutzes vor Diskriminierungen in 

oder der ethnischen Herkunft sollten über einen ange- allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten, auf der Ebene der 
messenen Rechtsschutz verfügen. Um einen effektiveren Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; es 
Schutz zu gewährleisten, sollte auch die Möglichkeit kann daher wegen des Umfangs und der Wirkung der 
bestehen, daß sich Verbände oder andere juristische vorgeschlagenen Maßnahme besser auf Gemeinschafts- 
Personen unbeschadet der nationalen 
Verfahrensordnung 

ebene verwirklicht werden. Diese Richtlinie geht nicht 
bezüglich der Vertretung und Verteidigung vor Gericht über das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche 
bei einem entsprechenden Beschluß der Mitgliedstaaten Maß hinaus — 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufs- 
beratung, der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbil- 

KAPITEL I 
dung und der Umschulung einschließlich der praktischen 
Berufserfahrung
; ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich 
Entlassungsbedingungen und Arbeitsentgelt; 

Artikel 1 d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- 

Zweck  oder Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren 
Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, 

Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines Rahmens zur einschließlich der Innanspruchnahme der Leistungen solcher 
Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund der Rasse oder der Organisationen; 
ethnischen Herkunft im Hinblick auf die Verwirklichung des e) den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und 
Grundsatzes der Gleichbehandlung in den Mitgliedstaaten. der 

Gesundheitsdienste; 
f) die sozialen Vergünstigungen; 

Artikel 2 
g) die Bildung; 

Der Begriff „ Diskriminierung" h) den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienst- 

(1
) 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet „Gleichbehandlungs- leistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, 

grundsatz", daß es keine unmittelbare oder mittelbare Diskrimi- einschließlich von Wohnraum. 

nierung aus Gründen der Rasse oder der ethnischen Herkunft (2
) 

Diese Richtlinie betrifft nicht unterschiedliche Behand- 
geben darf. lungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit und berührt nicht 

(2
) 

Im Sinne von Absatz 1 
die Vorschriften und Bedingungen für die Einreise von Staats- 
angehörigen dritter Staaten oder staatenlosen Personen in das 

a) liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn eine Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder deren Aufenthalt in 

Person aufgrund ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft in diesem Hoheitsgebiet sowie eine Behandlung, die sich aus der 

einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Rechtsstellung von Staatsangehörigen dritter Staaten oder staa- 

Behandlung als eine andere Person erfährt, erfahren hat 
oder 

tenlosen Personen ergibt. 

erfahren würde; 

b) liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn dem 
Artikel 4 

Anschein nac
h 

neutral
e 

Vorschriften, Kriterien ode
r 

Wesentliche und entscheidende berufliche Anforderun gen 
Verfahren Personen, die einer Rasse oder ethnischen 
Gruppe angehören, in besonderer Weise benachteiligen können, es Ungeachtet des Artikels 2 Absätze 1 und 2 können die 

sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Mitgliedstaate
n 

vorsehen
, 

da
ß 

ein
e 

Ungleichbehandlung 

Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich ge- aufgrund eines mit der Rasse oder der ethnischen Herkunft 

rechtfertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels zusammenhängende
n 

Merkmals kein
e 

Diskriminierung 

angemessen und erforderlich. darstellt, wenn das betreffende Merkmal aufgrund der Art einer 
bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Rahmenbedin- 

(3
) 

Unerwünschte Verhaltensweisen, die im Zusammenhang gungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende 
mit der Rasse oder der ethnischen Herkunft einer Person 
stehen 

berufliche Voraussetzung darstellt und sofern es sich um einen 
und bezwecken oder bewirken, daß die Würde der betref rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforderung 
fenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfein- handelt

. dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen 
gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird, sind Belästigungen, Artikel 5 
die als Diskriminierung im Sinne von Absatz 1 gelten. In 
diesem Zusammenhang können die Mitgliedstaaten den Begriff Positive Maßnahmen  

„Belästigung" im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvor- Der Gleichbehandlungsgrundsatz hindert die Mitgliedstaaten 
schriften und Gepflogenheiten definieren. nicht daran, zur Gewährleistung der vollen Gleichstellung in 

(4
) 

Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person aus der Praxis spezifische Maßnahmen, mit denen Benachteili- 

Gründen der Rasse oder der ethnischen Herkunft gilt als Diskri- gungen aufgrund der Rasse oder ethnischen Herkunft verhin- 

minierung im Sinne von Absatz 1. dert oder ausgeglichen werden, beizubehalten oder zu 
beschließen
. 

Artikel 3 Artikel 6 

Geltungsbereic
h 

Mindestanforderungen  

(1
) 

Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen (1
) 

Es bleibt den Mitgliedstaaten unbenommen, Vorschriften 
Zuständigkeiten gilt diese Richtlinie für alle Personen in öffent- einzuführen oder beizubehalten, die im Hinblick auf die 
lichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes günstiger als die 
Stellen, in bezug auf: in dieser Richtlinie vorgesehenen Vorschriften sind. 

a) die Bedingungen — einschließlich Auswahlkriterien und (2
) 

Die Umsetzung dieser Richtlinie darf keinesfalls als 
Einstellungsbedingungen — für den Zugang zu unselbstän- Rechtfertigung für eine Absenkung des von den Mitgliedstaaten 
diger und selbständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von bereits garantierten Schutzniveaus in bezug auf Diskriminie- 
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruf- rungen in den von der Richtlinie abgedeckten Bereichen 
lichen Aufstieg; benutzt werden. 
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KAPITEL II Artikel 10 

RECHTSBEHELFE UND RECHTSDURCHSETZUNG Unterrichtung  

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die gemäß dieser 

Artikel 7 Richtlinie getroffenen Maßnahmen sowie die bereits geltenden 
einschlägigen Vorschriften allen Betroffenen in geeigneter Form 

Rechtsschut
z 

in ihrem Hoheitsgebiet bekanntgemacht werden. 

(1
) 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß alle Personen, die Artikel 11 
sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrund- 
satzes in ihren Rechten für verletzt halten, ihre Ansprüche aus Sozialer Dialog  

dieser Richtlinie auf dem Gerichts- und/oder Verwaltungsweg (1
) 

Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den natio- 
sowie, wenn die Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, in nalen Gepflogenheiten und Verfahren geeignete Maßnahmen 
Schlichtungsverfahren geltend machen können, selbst wenn 
das 

zur Förderung des sozialen Dialogs zwischen Arbeitgebern und 
Verhältnis, während dessen die Diskriminierung vorgekommen Arbeitnehmern, mit dem Ziel, die Verwirklichung des Gleichbe- 
sein soll, bereits beendet ist. handlungsgrundsatzes durch Überwachung der betrieblichen 

Praxis, durch Tarifverträge, Verhaltenskodizes, Forschungsar- 
(2
) 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß Verbände, Organi- beiten oder durch einen Austausch von Erfahrungen und 
sationen oder andere juristische Personen, die gemäß den in bewährten Lösungen voranzubringen. 
ihrem einzelstaatlichen Recht festgelegten Kriterien ein recht- 
mäßiges Interesse daran haben, für die Einhaltung der Bestim- (2

) 
Soweit vereinbar mit den nationalen Gepflogenheiten 

mungen dieser Richtlinie zu sorgen, sich entweder im Namen und Verfahren, fordern die Mitgliedstaaten Arbeitgeber und 
der beschwerten Person oder zu deren Unterstützung und mit Arbeitnehmer ohne Eingriff in deren Autonomie auf, auf geeig- 
deren Einwilligung an den in dieser Richtlinie zur Durchset- neter Ebene Antidiskriminierungsvereinbarungen zu schließen, 
zung der Ansprüche vorgesehenen Gerichts- und/oder Verwal- die die in Artikel 3 genannten Bereiche betreffen, soweit diese 
tungsverfahren beteiligen können. in den Verantwortungsbereich der Tarifparteien fallen. Die 

Vereinbarungen müssen den in dieser Richtlinie festgelegten 
(3
) 

Die Absätze 1 und 2 lassen einzelstaatliche Regelungen Mindestanforderungen sowie den einschlägigen nationalen 
über Fristen für die Rechtsverfolgung betreffend den Gleichbe- Durchführungsbestimmungen entsprechen. 
handlungsgrundsatz unberührt. 

Artikel 12 

Artikel 8 Dialog mit Nichtregierungsorganisationen 

Beweislas
t 

Die Mitgliedstaaten fördern den Dialog mit geeigneten Nichtre- 
gierungsorganisationen, die gemäß ihren nationalen Rechtsvor- 

(1
) 

Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit ihrem schriften und Gepflogenheiten ein rechtmäßiges Interesse 
daran nationalen Gerichtswesen die erforderlichen Maßnahmen, um haben, sich an der Bekämpfung von Diskriminierung aus 

zu gewährleisten, daß immer dann, wenn Personen, die sich Gründen der Rasse oder der ethnischen Herkunft zu beteiligen, 
durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes um den Grundsatz der Gleichbehandlung zu fördern. 
für verletzt halten und bei einem Gericht oder einer anderen 
zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das KAPITEL III 
Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminie- 
rung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu beweisen, MlT DER FÖRDERUNG DER GLEICHBEHANDLUNG BEFASSTE 

daß keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
vorge- 

STELLE
N legen hat. 

Artikel 13 
(2
) 

Absatz 1 läßt das Recht der Mitgliedstaaten, eine für den 
Kläger günstigere Beweislastregelung vorzusehen, unberührt. (1

) 
Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine oder mehrere Stellen, 

deren Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung des Grund- 
(3
) 

Absatz 1 gilt nicht für Strafverfahren. satzes der Gleichbehandlung aller Personen ohne Diskriminie- 
rung aufgrund der Rasse oder der ethnischen Herkunft zu 

(4
) 

Die Absätze 1, 2 und 3 gelten auch für Verfahren gemäß fördern. Diese Stellen können Teil einer Einrichtung sein, die 
Artikel 7 Absatz 2. auf nationaler Ebene für den Schutz der Menschenrechte oder 

der Rechte des einzelnen zuständig ist. 
(5
) 

Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1 auf 
Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sachver- (2

) 
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß es zu den Zustän- 

halts dem Gericht oder der zuständigen Stelle obliegt. digkeiten dieser Stellen gehört, 

— unbeschadet der Rechte der Opfer und der Verbände, der 
Organisationen oder anderer juristischer Personen nach 

Artikel 9 Artikel 7 Absatz 2 die Opfer von Diskriminierungen auf 

Viktimisierung  
unabhängige Weise dabei zu unterstützen, ihrer 
Beschwerde wegen Diskriminierung nachzugehen; 

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen Rechts- — unabhängige Untersuchungen zum Thema der Diskriminie- 

ordnung die erforderlichen Maßnahmen, um den einzelnen vor rung durchzuführen; 

Benachteiligungen zu schützen, die als Reaktion auf eine — unabhängige Berichte zu veröffentlichen und Empfehlungen 
Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur 
Durch- 

zu allen Aspekten vorzulegen, die mit diesen Diskriminie- 
setzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erfolgen. rungen in Zusammenhang stehen. 
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KAPITEL IV nisse erzielt werden. Sie setzen die Kommission unverzüglich 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
davon in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen, 
Artikel 14 nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen 

Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie 
Einhaltung  Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezug- 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um nahme
. sicherzustellen

, 
a) daß sämtliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die dem 

Artikel 17 

Gleichbehandlungsgrundsat
z 

zuwiderlaufen, aufgehobe
n 

Bericht  
werden
; (1

) 
Bis zum 19. Juli 2005 und in der Folge alle fünf Jahre 

b) daß sämtliche mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission sämtliche 
zu vereinbarenden Bestimmungen in Einzel- oder Kollektiv- Informationen, die diese für die Erstellung eines dem Europä- 
verträge
n 

ode
r 

-
vereinbarungen, 

Betriebsordnungen
, 

ischen Parlament und dem Rat vorzulegenden Berichts über die 
Statuten von Vereinigungen mit oder ohne Erwerbszweck Anwendung dieser Richtlinie benötigt. 
sowie Statuten der freien Berufe und der Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen für nichtig erklärt werden oder (2

) 
Die Kommission berücksichtigt in ihrem Bericht in ange- 

erklärt werden können oder geändert werden. messener Weise die Ansichten der Europäischen Stelle zur 
Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sowie 

Artikel 15 die Standpunkte der Sozialpartner und der einschlägigen Nicht- 
regierungsorganisationen. Im Einklang mit dem Grundsatz der 

Sanktionen  Berücksichtigung geschlechterspezifischer Fragen wird ferner in 

Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem dem Bericht die Auswirkung der Maßnahmen auf Frauen und 

Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur Anwen- Männer bewertet. Unter Berücksichtigung der übermittelten 

dung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle geeig- Informationen enthält de
r 

Bericht gegebenenfall
s 

auc
h neten Maßnahmen, um deren Durchsetzung zu gewährleisten. Vorschläge für eine Änderung und Aktualisierung dieser Richt- 

Die Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen an die Opfer linie. 

umfassen können, müssen wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission Artikel 18 
diese Bestimmungen bis zum 19. Juli 2003 mit und melden Inkrafttreten  
alle sie betreffenden Änderungen unverzüglich. 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts- 
Artikel 16 blatt der Europäischen Gemeinschaften in 

Kraft. 
Umsetzung  

Artikel 19 
Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis zum 19. Juli Adressate

n 2003 nachzukommen, oder können den Sozialpartnern auf Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
deren gemeinsamen Antrag die Durchführung der Bestim- 
mungen dieser Richtlinie übertragen, die in den Anwendungs- 
bereich von Tarifverträgen fallen. In diesem Fall gewährleisten Geschehen zu Luxemburg am 29. Juni 2000. 
die Mitgliedstaaten, daß die Sozialpartner bis zum 19. Juli 2003 
im Wege einer Vereinbarung die erforderlichen Maßnahmen Im Namen des 

Rates getroffen haben; dabei haben die Mitgliedstaaten alle erforderli- 
chen Maßnahmen zu treffen, um jederzeit gewährleisten zu Der 

Präsident 
können, daß die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Ergeb- M. ARCANJO 



L 303/16 D
E 

Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften 

2.12.2000 

RICHTLINIE 2000/78/EG DES RATES 

vom 27. November 2000 

zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Ve rwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf  

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — einkommen 111 der Internationalen Arbeitsorganisation 
untersagt Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf. 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 13, (5

) 
Es ist wichtig, dass diese Grundrechte und Grundfrei- 
heiten geachtet werden. Diese Richtlinie berührt nicht 

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), die Vereinigungsfreiheit, was das Recht jeder Person 
umfasst, zum Schutze ihrer Interessen Gewerkschaften 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ), zu gründen und Gewerkschaften beizutreten. 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 3 
), (6

) 
In der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte 
der nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 4 ), Arbeitnehmer wird anerkannt, wie wichtig die Bekämp- 
fung jeder Art von Diskriminierung und geeignete 

in Erwägung nachstehender Gründe: Maßnahmen zur sozialen und wirtschaftlichen Eingliede- 
rung älterer Menschen und von Menschen mit Behinde- 

(1
) 

Nach Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europä- rung sind. 

ische Union beruht die Europäische Union auf den 
Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung (7

) 
Der EG-Vertrag nennt als eines der Ziele der Gemein- 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der schaft die Förderung der Koordinierung der Beschäfti- 
Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitglied- gungspolitiken der Mitgliedstaaten. Zu diesem Zweck 
staaten gemeinsam. Die Union achtet die Grundrechte, wurde in den EG-Vertrag ein neues 

Beschäftigungskapitel wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutze eingefügt, das die Grundlage bildet für die Entwicklung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet einer koordinierten Beschäftigungsstrategie und für die 
sind und wie sie sich aus den gemeinsamen 
Verfassungs- 

Förderung der Qualifizierung, Ausbildung und Anpas- 
überlieferunge
n 

de
r 

Mitgliedstaate
n 

al
s 

allgemein
e 

sungsfähigkeit der Arbeitnehmer. 
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben. 

(8
) 

In den vom Europäischen Rat auf seiner Tagung am 10. 
(2
) 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und und 11. Dezember 1999 in Helsinki vereinbarten 
Frauen wurde in zahlreichen Rechtsakten der Gemein- beschäftigungspolitischen Leitlinien für 2000 wird die 
schaft fest verankert, insbesondere in der Richtlinie 76/ Notwendigkeit unterstrichen, einen Arbeitsmarkt zu 
207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirkli- schaffen, der die soziale Eingliederung fördert, indem ein 
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von ganzes Bündel aufeinander abgestimmter Maßnahmen 
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur getroffen wird, die darauf abstellen, die Diskriminierung 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen von benachteiligten Gruppen, wie den Menschen mit 
Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen ( 5 ). Behinderung, zu bekämpfen. Ferner wird betont, dass 

der Unterstützung älterer Arbeitnehmer mit dem Ziel 
(3
) 

Bei der Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehand- der Erhöhung ihres Anteils an der Erwerbsbevölkerung 
lung ist die Gemeinschaft gemäß Artikel 3 Absatz 2 des besondere Aufmerksamkeit gebührt. 
EG-Vertrags bemüht, Ungleichheiten zu beseitigen und 
die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern, 

(9
) 

Beschäftigung und Beruf sind Bereiche, die für die 
zumal Frauen häufig Opfer mehrfacher Diskriminierung Gewährleistung gleicher Chancen für alle und für eine 
sind
. 

volle Teilhabe der Bürger am wirtschaftlichen, kultu- 

(4
) 

Die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und der 
rellen und sozialen Leben sowie für die individuelle 

Schut
z 

vor Diskriminierung ist ein allgemeine
s 

Entfaltung von entscheidender Bedeutung sind. 

Menschenrecht; dieses Recht wurde in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte, im VN-Übereinkommen (10) Der Rat hat am 29. Juni 2000 die Richtlinie 2000/ 

43/EG ( ) zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrund- 6 
zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung von 
Frauen, im Internationalen Pakt der VN über bürgerliche satzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen 

und politische Rechte, im Internationalen Pakt der VN Herkunft angenommen, die bereits einen Schutz vor 

über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie solchen Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf 

in der Europäischen Konvention zum Schutze der gewährleistet
. Menschenrechte und Grundfreiheiten anerkannt, die von 

allen Mitgliedstaaten unterzeichnet wurden. Das Über- (11) Diskriminierungen wegen der Religion oder der Weltan- 
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexu- 

( 

1 
) ABl. C 177 E vom 27.6.2000, S. 42. ellen Ausrichtung können die Verwirklichung der im 

( 

2 
) Stellungnahme vom 12. Oktober 2000 (noch nicht im Amtsblatt EG-Vertrag festgelegten Ziele unterminieren, insbeson- 

veröffentlicht). dere die Erreichung eines hohen Beschäftigungsniveaus 
( 

3 
) ABl. C 204 vom 18.7.2000, S. 82. 

( 

4 
) ABl. C 226 vom 8.8.2000, S. 1. 

( 

5 
) ABl. L 39 vom 14.2.1976, S. 40. ( 

6 
) ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22. 
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und eines hohen Maßes an sozialem Schutz, die Hebung keiten oder eine Anpassung des Arbeitsgeräts, des 
des Lebensstandards und der Lebensqualität, den wirt- Arbeitsrhythmus, der Aufgabenverteilung oder des 
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt, die Solidarität Angebots an Ausbildungs- und Einarbeitungsmaß- 
sowie die Freizügigkeit. nahmen

. 
(12) Daher sollte jede unmittelbare oder mittelbare Diskrimi- 

nierung wegen der Religion oder der Weltanschauung, (21) Bei der Prüfung der Frage, ob diese Maßnahmen zu 

einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen übermäßigen Belastungen führen, sollten insbesondere 

Ausrichtung in den von der Richtlinie abgedeckten der mit ihnen verbundene finanzielle und sonstige 

Bereichen gemeinschaftsweit untersagt werden. Dieses Aufwand sowie die Größe, die finanziellen Ressourcen 

Diskriminierungsverbot sollte auch für Staatsangehörige und der Gesamtumsatz der Organisation oder des Unter- 

dritter Länder gelten, betrifft jedoch nicht die Ungleich- nehmens und die Verfügbarkeit von öffentlichen Mitteln 

behandlungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit und oder anderen Unterstützungsmöglichkeiten berücksich- 

lässt die Vorschriften über die Einreise und den Aufent- tigt werden. 

halt von Staatsangehörigen dritter Länder und ihren 
Zugang zu Beschäftigung und Beruf unberührt. (22) Diese Richtlinie lässt die einzelstaatlichen Rechtsvor- 

schriften über den Familienstand und davon abhängige 
(13) Diese Richtlinie findet weder Anwendung auf die Sozial- Leistungen unberührt. 

versicherungs
- 

und Sozialschutzsystem
e, 

dere
n Leistungen nicht einem Arbeitsentgelt in dem Sinne 

gleichgestellt werden, der diesem Begriff für die Anwen- (23) Unter sehr begrenzten Bedingungen kann eine unter- 

dung des Artikels 141 des EG-Vertrags gegeben wurde, 
schiedliche Behandlung gerechtfertigt sein, wenn ein 

noch auf Vergütungen jeder Art seitens des Staates, die 
Merkmal, das mit der Religion oder Weltanschauung, 

den Zugang zu einer Beschäftigung oder die Aufrechter- 
einer Behinderung, dem Alter oder der sexuellen 

haltung eines Beschäftigungsverhältnisses zum Ziel 
Ausrichtung zusammenhängt, eine wesentliche und 

haben
. 

entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es 
sich um einen rechtmäßigen Zweck und eine angemes- 

(14) Diese Richtlinie berührt nicht die einzelstaatlichen sene Anforderung handelt. Diese Bedingungen sollten in 
Bestimmungen über die Festsetzung der Altersgrenzen die Informationen aufgenommen werden, die die 
für den Eintritt in den Ruhestand. Mitgliedstaaten der Kommission übermitteln. 

(15) Die Beurteilung von Tatbeständen, die auf eine unmittel- 
bare oder mittelbare Diskriminierung schließen lassen, (24) Die Europäische Union hat in ihrer der Schlussakte zum 

obliegt den einzelstaatlichen gerichtlichen Instanzen Vertrag von Amsterdam beigefügten Erklärung Nr. 11 

oder anderen zuständigen Stellen nach den einzelstaatli- zum Status der Kirchen und weltanschaulichen Gemein- 

chen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten; in diesen schaften ausdrücklich anerkannt, dass sie den Status, 
den einzelstaatlichen Vorschriften kann insbesondere vorge- Kirchen und religiöse Vereinigungen oder Gemein- 

sehen sein, dass mittelbare Diskriminierung mit allen schaften in den Mitgliedstaaten nach deren Rechtsvor- 

Mitteln, einschließlich statistischer Beweise, festzustellen schriften genießen, achtet und ihn nicht beeinträchtigt 

ist
. 

und dass dies in gleicher Weise für den Status von 
weltanschaulichen Gemeinschaften gilt. Die Mitglied- 

(16) Maßnahmen, die darauf abstellen, den Bedürfnissen von staaten können in dieser Hinsicht spezifische Bestim- 
Menschen mit Behinderung am Arbeitsplatz Rechnung mungen über die wesentlichen, rechtmäßigen und 
zu tragen, spielen eine wichtige Rolle bei der Bekämp- gerechtfertigten beruflichen Anforderungen beibehalten 
fung von Diskriminierungen wegen einer Behinderung. oder vorsehen, die Voraussetzung für die Ausübung 

einer diesbezüglichen beruflichen Tätigkeit sein können. 
(17) Mit dieser Richtlinie wird unbeschadet der Verpflichtung, 

für Menschen mit Behinderung angemessene Vorkeh- 
rungen zu treffen, nicht die Einstellung, der berufliche (25) Das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters stellt 

Aufstieg, die Weiterbeschäftigung oder die Teilnahme an ein wesentliches Element zur Erreichung der Ziele der 

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen einer Person beschäftigungspolitischen Leitlinien und zur Förderung 

vorgeschrieben, wenn diese Person für die Erfüllung der der Vielfalt im Bereich der Beschäftigung dar. Ungleich- 

wesentlichen Funktionen des Arbeitsplatzes oder zur behandlunge
n 

wege
n 

de
s 

Alters können unter 

Absolvierung eine
r 

bestimmten Ausbildung nicht bestimmten Umständen jedoch gerechtfertigt sein und 

kompetent, fähig oder verfügbar ist. erfordern daher besondere Bestimmungen, die je nach 
der Situation der Mitgliedstaaten unterschiedlich sein 

(18) Insbesondere darf mit dieser Richtlinie den Streitkräften können. Es ist daher unbedingt zu unterscheiden 
sowie der Polizei, den Haftanstalten oder den Notfall- zwischen einer Ungleichbehandlung, die insbesondere 
diensten unter Berücksichtigung des rechtmäßigen Ziels, durch rechtmäßige Ziele im Bereich der Beschäftigungs- 
die Einsatzbereitschaft dieser Dienste zu wahren, nicht politik, des Arbeitsmarktes und der beruflichen Bildung 
zur Auflage gemacht werden, Personen einzustellen oder gerechtfertigt ist, und einer Diskriminierung, die zu 
weiter zu beschäftigen, die nicht den jeweiligen Anforde- verbieten ist. 
rungen entsprechen, um sämtliche Aufgaben zu erfüllen, 
die ihnen übertragen werden können. (26) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehal- 

(19) Ferner können die Mitgliedstaaten zur Sicherung der tung oder dem Erlass von Maßnahmen entgegenstehen, 

Schlagkraft ihrer Streitkräfte sich dafür entscheiden, dass mit denen bezweckt wird, Benachteiligungen von 

die eine Behinderung und das Alter betreffenden Bestim- Personen mit einer bestimmten Religion oder Weltan- 

mungen dieser Richtlinie auf alle Streitkräfte oder einen schauung
, 

eine
r 

bestimmten Behinderung
, 

eine
m Teil ihrer Streitkräfte keine Anwendung finden. Die bestimmten Alter oder einer bestimmten sexuellen 

Mitgliedstaaten, die eine derartige Entscheidung treffen, Ausrichtung zu verhindern oder auszugleichen, und 

müssen den Anwendungsbereich dieser Ausnahmerege- diese Maßnahmen können die Einrichtung und Beibehal- 

lung festlegen. tung von Organisationen von Personen mit einer 
bestimmten Religion ode

r 
Weltanschauung
, 

eine
r (20) Es sollten geeignete Maßnahmen vorgesehen werden, bestimmten Behinderung, einem bestimmten Alter oder 

d. h. wirksame und praktikable Maßnahmen, um den einer bestimmten sexuellen Ausrichtung zulassen, wenn 
Arbeitsplatz der Behinderung entsprechend einzurichten, deren Zweck hauptsächlich darin besteht, die beson- 
z. B. durch eine entsprechende Gestaltung der Räumlich- deren Bedürfnisse dieser Personen zu fördern. 
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(27) Der Rat hat in seiner Empfehlung 86/379/EWG vom 24. (35) Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhältnismäßige 
Juli 1986 ( 1 ) zur Beschäftigung von Behinderten in der und abschreckende Sanktionen für den Fall vorsehen, 
Gemeinschaft einen Orientierungsrahmen festgelegt, der dass gegen die aus dieser Richtlinie erwachsenden 
Beispiele für positive Aktionen für die Beschäftigung und Verpflichtungen verstoßen wird. 
Berufsbildung von Menschen mit Behinderung anführt; 
in seiner Entschließung vom 17. Juni 1999 betreffend (36) Die Mitgliedstaaten können den Sozialpartnern auf deren 

gleich
e 

Beschäftigungschance
n 

für behindert
e 

gemeinsamen Antrag die Durchführung der Bestim- 

Menschen ( 2 ) hat er bekräftigt, dass es wichtig ist, insbe- mungen dieser Richtlinie übertragen, die in den Anwen- 

sondere der Einstellung, der Aufrechterhaltung des dungsbereich von Tarifverträgen fallen, sofern sie alle 

Beschäftigungsverhältnisse
s 

sowi
e 

de
r 

beruflichen erforderlichen Maßnahmen treffen, um jederzeit gewähr- 

Bildung und dem lebensbegleitenden Lernen von leisten zu können, dass die durch diese Richtlinie vorge- 

Menschen mit Behinderung besondere Aufmerksamkeit schriebenen Ergebnisse erzielt werden. 

zu widmen. 
(37) Im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip nach Artikel 

(28) In dieser Richtlinie werden Mindestanforderungen festge- 
5 des EG-Vertrags kann das Ziel dieser Richtlinie, 

legt; es steht den Mitgliedstaaten somit frei, günstigere 
nämlich die Schaffung gleicher Ausgangsbedingungen in 

Vorschriften einzuführen ode
r 

beizubehalten
. 

Die 
der Gemeinschaft bezüglich der Gleichbehandlung in 

Umsetzung dieser Richtlinie darf nicht eine Absenkung 
Beschäftigung und Beruf, auf der Ebene der Mitglied- 

des in den Mitgliedstaaten bereits bestehenden Schutzni- 
staaten nicht ausreichend erreicht werden und kann 

veaus rechtfertigen. 
daher wegen des Umfangs und der Wirkung der 
Maßnahme besser auf Gemeinschaftsebene verwirklicht 

(29) Opfer von Diskriminierungen wegen der Religion oder 
werden. Im Einklang mit dem Verhältnismäßigkeits- 

Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
prinzip nach jenem Artikel geht diese Richtlinie nicht 

sexuellen Ausrichtung sollten über einen angemessenen 
über das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche 

Rechtsschutz verfügen. Um einen effektiveren Schutz zu Maß hinaus — 

gewährleisten, sollte auch die Möglichkeit bestehen, dass 
sich Verbände oder andere juristische Personen unbe- 
schadet der nationalen Verfahrensordnung bezüglich der HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Vertretung und Verteidigung vor Gericht bei einem 
entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaaten im 
Namen 

KAPITEL I 
eines Opfers oder zu seiner Unterstützung an einem 
Verfahren beteiligen. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

(30) Die effektive Anwendung des Gleichheitsgrundsatzes Artikel 1 
erfordert einen angemessenen Schutz vor Viktimisie- 
rung. Zweck  

(31) Eine Änderung der Regeln für die Beweislast ist geboten, Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen 

wenn ein glaubhafter Anschein einer Diskriminierung Rahmens zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen der Reli- 

besteht. Zur wirksamen Anwendung des Gleichbehand- gion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 

lungsgrundsatzes ist eine Verlagerung der Beweislast auf oder der sexuellen Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf im 

die beklagte Partei erforderlich, wenn eine solche Diskri- Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe- 

minierung nachgewiesen ist. Allerdings obliegt es dem handlung in den Mitgliedstaaten. 

Beklagten nicht, nachzuweisen, dass der Kläger einer 
bestimmten Religion angehört, eine bestimmte Weltan- Artikel 2 
schauung hat, eine bestimmte Behinderung aufweist, ein 
bestimmtes Alter oder eine bestimmte sexuelle Ausrich- Der Begriff „ Diskriminierung" 
tung hat. 

(1
) 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet „Gleichbehandlungs- 

(32) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, die Regeln grundsatz", dass es keine unmittelbare oder mittelbare Diskri- 

für die Beweislastverteilung auf Verfahren anzuwenden, minierung wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe 

in denen die Ermittlung des Sachverhalts dem Gericht geben darf. 

oder der zuständigen Stelle obliegt. Dies betrifft (2
) 

Im Sinne des Absatzes 1 
Verfahren, in denen die klagende Partei den Beweis des 
Sachverhalts, dessen Ermittlung dem Gericht oder der a) liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn eine 
zuständigen Stelle obliegt, nicht anzutreten braucht. Person wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe in 

einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige 
(33) Die Mitgliedstaaten sollten den Dialog zwischen den Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren 

Sozialpartnern und im Rahmen der einzelstaatlichen hat oder erfahren würde; 
Gepflogenheiten mit Nichtregierungsorganisationen mit 
dem Ziel fördern, gegen die verschiedenen Formen von b) liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn dem 

Diskriminierung am Arbeitsplatz anzugehen und diese Anschein nac
h 

neutral
e 

Vorschriften, Kriterien ode
r zu bekämpfen. Verfahren Personen mit einer bestimmten Religion oder 

Weltanschauung, einer bestimmten Behinderung, eines 

(34) In Anbetracht der Notwendigkeit, den Frieden und die bestimmten Alters oder mit einer bestimmten sexuellen 

Aussöhnung zwischen den wichtigsten Gemeinschaften Ausrichtung gegenüber anderen Personen in besonderer 

in Nordirland zu fördern, sollten in diese Richtlinie Weise benachteiligen können, es sei denn: 

besondere Bestimmungen aufgenommen werden. i) diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch 
ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die 

( 

1 
) ABl. L 225 vom 12.8.1986, S. 43. Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und 

( 

2 
) ABl. C 186 vom 2.7.1999, S. 3. erforderlich, oder 
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ii) der Arbeitgeber oder jede Person oder Organisation, auf (4
) 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese Richt- 
die diese Richtlinie Anwendung findet, ist im Falle von linie hinsichtlich von Diskriminierungen wegen einer Behinde- 
Personen mit einer bestimmten Behinderung aufgrund rung und des Alters nicht für die Streitkräfte gilt. 
de
s 

einzelstaatliche
n 

Recht
s 

verpflichtet, geeignet
e Maßnahmen entsprechend den in Artikel 5 enthaltenen Artikel 4 

Grundsätzen vorzusehen, um die sich durch diese 
Vorschrift, dieses Kriterium oder dieses Verfahren erge- Berufliche Anforderungen  
benden Nachteile zu beseitigen. 

(1
) 

Ungeachtet des Artikels 2 Absätze 1 und 2 können die 

(3
) 

Unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem der Mitgliedstaaten vorsehen, dass eine Ungleichbehandlung 
wegen Gründe nach Artikel 1 in Zusammenhang stehen und bezwek- eines Merkmals, das im Zusammenhang mit einem der in 

ken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person Artikel 1 genannten Diskriminierungsgründe steht, keine 

verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Ernied- Diskriminierung darstellt, wenn das betreffende Merkmal 

rigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeich- aufgrund der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder 

netes Umfeld geschaffen wird, sind Belästigungen, die als der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und 

Diskriminierung im Sinne von Absatz 1 gelten. In diesem entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich 

Zusammenhang können die Mitgliedstaaten den Begriff „Beläs- um einen rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforde- 

tigung" im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvor- rung handelt. 

schriften und Gepflogenheiten definieren. (2
) 

Die Mitgliedstaaten können in Bezug auf berufliche 

(4
) 

Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person wegen 
Tätigkeiten innerhalb von Kirchen und anderen öffentlichen 

eines der Gründe nach Artikel 1 gilt als Diskriminierung im 
oder privaten Organisationen, deren Ethos auf religiösen 

Sinne des Absatzes 1. 
Grundsätzen oder Weltanschauungen beruht, Bestimmungen in 
ihren zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie geltenden 

(5
) 

Diese Richtlinie berührt nicht die im einzelstaatlichen Rechtsvorschriften beibehalten oder in künftigen Rechtsvor- 

Recht vorgesehenen Maßnahmen, die in einer demokratischen schriften Bestimmungen vorsehen, die zum Zeitpunkt der 

Gesellschaft für die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit, Annahme dieser Richtlinie bestehende einzelstaatliche Gepflo- 

die Verteidigung der Ordnung und die Verhütung von Straf- genheiten widerspiegeln und wonach eine Ungleichbehandlung 

taten, zum Schutz der Gesundheit und zum Schutz der Rechte wegen der Religion oder Weltanschauung einer Person keine 

und Freiheiten anderer notwendig sind. Diskriminierung darstellt, wenn die Religion oder die Weltan- 
schauung dieser Person nach der Art dieser Tätigkeiten oder 
der Umstände ihrer Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige 

Artikel 3 und gerechtfertigte berufliche Anforderung angesichts des 
Ethos der Organisation darstellt. Eine solche Ungleichbehand- 

Geltungsbereic
h 

lung muss die verfassungsrechtlichen Bestimmungen und 
Grundsätze der Mitgliedstaaten sowie die allgemeinen Grund- 

(1
) 

Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen sätze des Gemeinschaftsrechts beachten und rechtfertigt keine 
Zuständigkeiten gilt diese Richtlinie für alle Personen in öffent- Diskriminierung aus einem anderen Grund. 
lichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher 
Stellen, in Bezug auf Sofern die Bestimmungen dieser Richtlinie im übrigen einge- 

halten werden, können die Kirchen und anderen öffentlichen 
a) die Bedingungen — einschließlich Auswahlkriterien und oder privaten Organisationen, deren Ethos auf religiösen 

Einstellungsbedingungen — für den Zugang zu unselbstän- Grundsätzen oder Weltanschauungen beruht, im Einklang mit 
diger und selbständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von den einzelstaatlichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, einschließlich des und Rechtsvorschriften von den für sie arbeitenden Personen 
beruflichen Aufstiegs; verlangen, dass sie sich loyal und aufrichtig im Sinne des Ethos 

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufs- der Organisation verhalten. 

beratung, der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbil- 
dung und der Umschulung, einschließlich der praktischen Artikel 5 
Berufserfahrung
; Angemessene Vorkehrungen für Menschen mit 

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich Behinderun
g der Entlassungsbedingungen und des Arbeitsentgelts; 

Um die Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes auf 
d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- Menschen mit Behinderung zu gewährleisten, sind angemes- 

oder Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren sene Vorkehrungen zu treffen. Das bedeutet, dass der Arbeit- 
Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, geber die geeigneten und im konkreten Fall erforderlichen 
einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Maßnahmen ergreift, um den Menschen mit Behinderung den 
Organisationen. Zugang zur Beschäftigung, die Ausübung eines Berufes, den 

beruflichen Aufstieg und die Teilnahme an Aus- und Weiterbil- 
(2
) 

Diese Richtlinie betrifft nicht unterschiedliche Behand- dungsmaßnahme
n 

zu ermöglichen, e
s 

se
i 

denn
, 

dies
e lungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit und berührt nicht Maßnahme

n 
würden de

n 
Arbeitgeber unverhältnismäßig 

die Vorschriften und Bedingungen für die Einreise von Staats- belasten. Diese Belastung ist nicht unverhältnismäßig, wenn sie 
angehörigen dritter Länder oder staatenlosen Personen in das durch geltende Maßnahmen im Rahmen der Behindertenpolitik 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder deren Aufenthalt in des Mitgliedstaates ausreichend kompensiert wird. 
diesem Hoheitsgebiet sowie eine Behandlung, die sich aus der 
Rechtsstellung von Staatsangehörigen dritter Länder oder staa- 
tenlosen Personen ergibt. Artikel 6 

Gerechtfertigte Ungleichbehandlung wegen des Alters  
(3
) 

Diese Richtlinie gilt nicht für Leistungen jeder Art seitens 
der staatlichen Systeme oder der damit gleichgestellten 
Systeme 

(1
) 

Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 2 können die Mitglied- 
einschließlich der staatlichen Systeme der sozialen Sicherheit staaten vorsehen, dass Ungleichbehandlungen wegen des 

Alters oder des sozialen Schutzes. keine Diskriminierung darstellen, sofern sie objektiv und ange- 



L 303/20 D
E 

Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften 

2.12.2000 

messen sind und im Rahmen des nationalen Rechts durch ein Diskriminierungen in den von der Richtlinie abgedeckten Berei- 
legitimes Ziel, worunter insbesondere rechtmäßige Ziele aus chen benutzt werden. 
den Bereichen Beschäftigungspolitik, Arbeitsmarkt und beruf- 
liche Bildung zu verstehen sind, gerechtfertigt sind und die 
Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich KAPITEL II 

sind
. 

RECHTSBEHELFE UND RECHTSDURCHSETZUNG 

Derartig
e 

Ungleichbehandlunge
n 

können insbesonder
e Folgendes 

einschließen: 
Artikel 9 

a) die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur Rechtsschut
z Beschäftigung und zur beruflichen Bildung sowie beson- 

derer Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließ- (1
) 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Personen, die 
lich der Bedingungen für Entlassung und Entlohnung, um sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrund- 
die berufliche Eingliederung von Jugendlichen, älteren satzes in ihren Rechten für verletzt halten, ihre Ansprüche aus 
Arbeitnehmern und Personen mit Fürsorgepflichten zu dieser Richtlinie auf dem Gerichts- und/oder Verwaltungsweg 
fördern oder ihren Schutz sicherzustellen; sowie, wenn die Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, in 

b) die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die Schlichtungsverfahren geltend machen können, selbst wenn 
das Berufserfahrung oder das Dienstalter für den Zugang zur Verhältnis, während dessen die Diskriminierung vorgekommen 

Beschäftigung oder für bestimmte mit der Beschäftigung sein soll, bereits beendet ist. 

verbundene Vorteile; (2
) 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verbände, 
Organi- c) die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung sationen oder andere juristische Personen, die gemäß den in 

aufgrund der spezifischen Ausbildungsanforderungen eines ihrem einzelstaatlichen Recht festgelegten Kriterien ein recht- 
bestimmten Arbeitsplatzes oder aufgrund der Notwendigkeit mäßiges Interesse daran haben, für die Einhaltung der Bestim- 
einer angemessenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in mungen dieser Richtlinie zu sorgen, sich entweder im Namen 
den Ruhestand. der beschwerten Person oder zu deren Unterstützung und mit 

deren Einwilligung an den in dieser Richtlinie zur Durchset- 
(2
) 

Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 2 können die Mitglied- zung der Ansprüche vorgesehenen Gerichts- und/oder Verwal- 
staaten vorsehen, dass bei den betrieblichen Systemen der tungsverfahren beteiligen können. 
sozialen Sicherheit die Festsetzung von Altersgrenzen als 
Voraussetzung für die Mitgliedschaft oder den Bezug von (3

) 
Die Absätze 1 und 2 lassen einzelstaatliche Regelungen 

Altersrente oder von Leistungen bei Invalidität einschließlich über Fristen für die Rechtsverfolgung betreffend den Gleichbe- 
der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen im Rahmen handlungsgrundsatz unberührt. 
dieser Systeme für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen bzw. 
Kategorien von Beschäftigten und die Verwendung im Rahmen 
dieser Systeme von Alterskriterien für versicherungsmathemati- Artikel 10 

sche Berechnungen keine Diskriminierung wegen des Alters Beweislas
t darstellt, solange dies nicht zu Diskriminierungen wegen des 

Geschlechts führt. (1
) 

Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit ihrem 
nationalen Gerichtswesen die erforderlichen Maßnahmen, um 

Artikel 7 zu gewährleisten, dass immer dann, wenn Personen, die sich 
durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 

Positive und spezifische Maßnahmen für verletzt halten und bei einem Gericht oder einer anderen 

(1
) 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz hindert die Mitglied- zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das 

staaten nicht daran, zur Gewährleistung der völligen Gleichstel- Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminie- 

lung im Berufsleben spezifische Maßnahmen beizubehalten rung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu beweisen, 

oder einzuführen, mit denen Benachteiligungen wegen eines in dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 

Artikel 1 genannten Diskriminierungsgrunds verhindert oder vorgelegen hat. 

ausgeglichen werden. (2
) 

Absatz 1 lässt das Recht der Mitgliedstaaten, eine für den 
(2
) 

Im Falle von Menschen mit Behinderung steht der Kläger günstigere Beweislastregelung vorzusehen, unberührt. 
Gleichbehandlungsgrundsatz weder dem Recht der Mitglied- 
staaten entgegen, Bestimmungen zum Schutz der Gesundheit (3

) 
Absatz 1 gilt nicht für Strafverfahren. 

und der Sicherheit am Arbeitsplatz beizubehalten oder zu (4
) 

Die Absätze 1, 2 und 3 gelten auch für Verfahren gemäß 
erlassen, noch steht er Maßnahmen entgegen, mit denen Artikel 9 Absatz 2. 
Bestimmungen oder Vorkehrungen eingeführt oder beibehalten 
werden sollen, die einer Eingliederung von Menschen mit (5

) 
Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1 auf 

Behinderung in die Arbeitswelt dienen oder diese Eingliederung Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sachver- 
fördern. halts dem Gericht oder der zuständigen Stelle obliegt. 

Artikel 8 Artikel 11 

Mindestanforderungen  Viktimisierung  
(1
) 

Die Mitgliedstaaten können Vorschriften einführen oder 
beibehalten, die im Hinblick auf die Wahrung des Gleichbe- Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen Rechts- 

handlungsgrundsatzes günstiger als die in dieser Richtlinie ordnung die erforderlichen Maßnahmen, um die Arbeitnehmer 

vorgesehenen Vorschriften sind. vor Entlassung oder anderen Benachteiligungen durch den 
Arbeitgeber zu schützen, die als Reaktion auf eine Beschwerde 

(2
) 

Die Umsetzung dieser Richtlinie darf keinesfalls als innerhalb des betreffenden Unternehmens oder auf die Einlei- 
Rechtfertigung für eine Absenkung des von den Mitgliedstaaten tung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbehand- 
bereits garantierten allgemeinen Schutzniveaus in Bezug auf lungsgrundsatzes erfolgen. 
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Artikel 12 dies gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ausdrück- 
lich gestattet ist. 

Unterrichtung  

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die gemäß dieser KAPITEL IV 

Richtlinie getroffenen Maßnahmen sowie die bereits geltenden 
einschlägigen Vorschriften allen Betroffenen in geeigneter SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Form, zum Beispiel am Arbeitsplatz, in ihrem Hoheitsgebiet 
bekannt gemacht werden. Artikel 16 

Einhaltung  
Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
Sozialer Dialog  sicherzustellen, 

dass 
(1
) 

Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den einzel- a) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die dem Gleichbe- 
staatliche
n 

Gepflogenheite
n 

und Verfahre
n 

geeignet
e 

handlungsgrundsatz zuwiderlaufen, aufgehoben werden; 
Maßnahmen zur Förderung des sozialen Dialogs zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern mit dem Ziel, die Verwirkli- b) die mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz nicht zu vereinba- 

chung des Gleichbehandlungsgrundsatzes durch Überwachung renden Bestimmungen in Arbeits- und Tarifverträgen, 

der betrieblichen Praxis, durch Tarifverträge, Verhaltenskodizes, Betriebsordnungen und Statuten der freien Berufe und der 

Forschungsarbeiten oder durch einen Austausch von Erfah- Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen für nichtig 

rungen und bewährten Verfahren, voranzubringen. erklärt werden oder erklärt werden können oder geändert 
werden
. (2

) 
Soweit vereinbar mit den einzelstaatlichen Gepflogen- 

heiten und Verfahren, fordern die Mitgliedstaaten Arbeitgeber Artikel 17 
und Arbeitnehmer ohne Eingriff in deren Autonomie auf, auf 
geeignete
r 

Eben
e 

Antidiskriminierungsvereinbarungen zu Sanktionen  
schließen, die die in Artikel 3 genannten Bereiche betreffen, 
soweit diese in den Verantwortungsbereich der Tarifparteien Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem 
fallen. Die Vereinbarungen müssen den in dieser Richtlinie Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur Anwen- 
sowie den in den einschlägigen nationalen Durchführungs- dung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle erfor- 
bestimmungen festgelegten Mindestanforderungen 
entsprechen. 

derlichen Maßnahmen, um deren Durchführung zu gewähr- 
leisten. Die Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen an 
die Opfer umfassen können, müssen wirksam, verhältnismäßig 

Artikel 14 und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen diese Bestim- 
mungen der Kommission spätestens am 2. Dezember 2003 mit 

Dialog mit Nichtregierungsorganisationen und melden alle sie betreffenden späteren Änderungen unver- 
züglich. 

Die Mitgliedstaaten fördern den Dialog mit den jeweiligen 
Nichtregierungsorganisationen, die gemäß den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ein rechtmäßiges Artikel 18 
Interesse daran haben, sich an der Bekämpfung von Diskrimi- 
nierung wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe zu Umsetzung der Richtlinie 
beteiligen, um die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichbe- 
handlung zu fördern. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens zum 
2. Dezember 2003 nachzukommen, oder können den Sozial- 

KAPITEL III partnern auf deren gemeinsamen Antrag die Durchführung der 
Bestimmungen dieser Richtlinie übertragen, die in den Anwen- 

BESONDERE BESTIMMUNGEN dungsbereich von Tarifverträgen fallen. In diesem Fall gewähr- 
leisten die Mitgliedstaaten, dass die Sozialpartner spätestens 
zum 2. Dezember 2003 im Weg einer Vereinbarung die erfor- 

Artikel 15 derlichen Maßnahmen getroffen haben; dabei haben die 
Mitgliedstaaten alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 

Nordirland  jederzeit gewährleisten zu können, dass die durch diese Richt- 
linie vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt werden. Sie setzen 
die (1

) 
Angesichts des Problems, dass eine der wichtigsten Reli- Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

gionsgemeinschaften Nordirlands im dortigen Polizeidienst 
unterrepräsentiert ist, gilt die unterschiedliche Behandlung bei Um besonderen Bedingungen Rechnung zu tragen, können die 
der Einstellung der Bediensteten dieses Dienstes — auch von Mitgliedstaaten erforderlichenfalls eine Zusatzfrist von drei 
Hilfspersonal — nicht als Diskriminierung, sofern diese unter- Jahren ab dem 2. Dezember 2003, d. h. insgesamt sechs Jahre, 
schiedliche Behandlung gemäß den einzelstaatlichen 
Rechtsvor- 

in Anspruch nehmen, um die Bestimmungen dieser Richtlinie 
schriften ausdrücklich gestattet ist. über die Diskriminierung wegen des Alters und einer Behinde- 

rung umzusetzen. In diesem Fall setzen sie die Kommission 
(2
) 

Um eine Ausgewogenheit der Beschäftigungsmöglich- unverzüglich davon in Kenntnis. Ein Mitgliedstaat, der die Inan- 
keiten für Lehrkräfte in Nordirland zu gewährleisten und spruchnahme dieser Zusatzfrist beschließt, erstattet der 
zugleich einen Beitrag zur Überwindung der historischen Kommission jährlich Bericht über die von ihm ergriffenen 
Gegensätze zwischen den wichtigsten Religionsgemeinschaften Maßnahmen zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen des 
Nordirlands zu leisten, finden die Bestimmungen dieser Richt- Alters und einer Behinderung und über die Fortschritte, die bei 
linie über Religion oder Weltanschauung keine Anwendung auf der Umsetzung der Richtlinie erzielt werden konnten. Die 
die Einstellung von Lehrkräften in Schulen Nordirlands, sofern Kommission erstattet dem Rat jährlich Bericht. 
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Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen, Bericht erforderlichenfalls auch Vorschläge für eine Änderung 
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen und Aktualisierung dieser Richtlinie. 
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie 
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezug- Artikel 20 
nahme
. Inkrafttreten  

Artikel 19 Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts- 

Bericht  blatt der Europäischen Gemeinschaften in 
Kraft. 

(1
) 

Bis zum 2. Dezember 2005 und in der Folge alle fünf Artikel 21 
Jahre übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission sämt- 
liche Informationen, die diese für die Erstellung eines dem Adressate

n Europäischen Parlament und dem Rat vorzulegenden Berichts 
über die Anwendung dieser Richtlinie benötigt. Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

(2
) 

Die Kommission berücksichtigt in ihrem Bericht in ange- 
messener Weise die Standpunkte der Sozialpartner und der Geschehen zu Brüssel am 27. November 2000. 
einschlägigen Nichtregierungsorganisationen. Im Einklang mit 
dem Grundsatz der systematischen Berücksichtigung 
geschlech- 

Im Namen des 
Rates terspezifischer Fragen wird ferner in dem Bericht die Auswir- 

kung der Maßnahmen auf Frauen und Männer bewertet. Unter Der 
Präsident Berücksichtigung der übermittelten Informationen enthält der É. GUIGOU 
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RICHTLINIE 2004/113/EG DES RATES 

vom 13. Dezember 2004 

zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang 
zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten anerkannt, die von allen Mit- 
gliedstaaten unterzeichnet wurden. 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 13 Absatz 1, 

(3) Durch das Diskriminierungsverbot dürfen andere Grund- 
rechte und Freiheiten nicht beeinträchtigt werden; hierzu 
gehören der Schutz des Privat- und Familienlebens und 

auf Vorschlag der Kommission, der in diesem Kontext stattfindenden Transaktionen so- 
wie die Religionsfreiheit. 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 1(  ), 

(4) Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist ein 
grundlegendes Prinzip der Europäischen Union. Nach Ar- 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen 2(  ), tikel 21 und 23 der Charta der Grundrechte der Europä- 
ischen Union ist jegliche Diskriminierung wegen des Ge- 
schlechts verboten und muss die Gleichheit von Männern 
und Frauen in allen Bereichen gewährleistet werden. 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 3(  ) 
, 

(5) Gemäß Artikel 2 des Vertrags zur Gründung der Europä- 
ischen Gemeinschaft ist die Förderung der Gleichstellung 

in Erwägung nachstehender Gründe: von Männern und Frauen eine der Hauptaufgaben der 
Gemeinschaft. Außerdem muss die Gemeinschaft gemäß 
Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags bei all ihren Tätigkeiten 
darauf hinwirken, Ungleichheiten zu beseitigen und die 

(1) Nach Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern. 

beruht die Union auf den Grundsätzen der Freiheit, der 
Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese 
Grundsätze sind den Mitgliedstaaten gemeinsam; sie ach- (6) In ihrer Mitteilung zur sozialpolitischen Agenda hat die 
tet ferner die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Kommission ihre Absicht angekündigt, eine Richtlinie zur 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund- Diskriminierung aufgrund des Geschlechts vorzulegen, 
freiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den die über den Bereich des Arbeitsmarktes hinausgeht. Die- 
gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitglied- ser Vorschlag steht in vollem Einklang mit der Entschei- 
staaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschafts- dung 2001/51/EG des Rates vom 20. Dezember 2000 
rechts ergeben. über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft betreffend 

die Gemeinschaftsstrategie für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern (2001 — 2005) 4(  ) , die sämtliche Ge- 

meinschaftspolitiken umfasst und darauf abzielt, die 
(2) Die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und der Gleichstellung von Männern und Frauen durch eine An- 

Schutz vor Diskriminierung ist ein allgemeines Men- passung dieser Politiken und durch konkrete Maßnahmen 
schenrecht; dieses Recht wurde in der Allgemeinen Er- zur Verbesserung der Stellung von Männern und Frauen 
klärung der Menschenrechte, im Übereinkommen der in der Gesellschaft zu fördern. 
Vereinten Nationen über die Beseitigung aller Formen 
der Diskriminierung von Frauen, im Internationalen 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassen- 
diskriminierung, im Internationalen Pakt der Vereinten 
Nationen über bürgerliche und politische Rechte, im In- 

(7) Auf seiner Tagung in Nizza am 7. und 9. Dezember 

ternationalen Pakt der Vereinten Nationen über wirt- 
2000 hat der Europäische Rat die Kommission aufgefor- 

schaftliche, soziale und kulturelle Rechte und in der 
dert, die Gleichstellungsrechte durch Verabschiedung ei- 
ner Richtlinie zur Förderung der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen in anderen Bereichen als der Be- 

( 
1 

) Stellungnahme vom 30. März 2004 (noch nicht im Amtsblatt ver- 
öffentlicht). 

schäftigung und dem Erwerbsleben zu stärken. 

(
 

2
 ) ABl. C 121 vom 30.4.2004, S. 27. 

(
 

3
 ) ABl. C 241 vom 28.9.2004, S. 44. ( 

4 
) ABl. L 17 vom 19.1.2001, S. 22. 
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(8) Die Gemeinschaft hat eine Reihe von Rechtsinstrumenten aktion einschließt. Eine Person, die Güter oder Dienst- 
zur Verhütung und Bekämpfung geschlechtsbedingter leistungen bereitstellt, kann eine Reihe von subjektiven 
Diskriminierungen am Arbeitsmarkt verabschiedet. Diese Gründen für die Auswahl eines Vertragspartners haben. 
Instrumente haben den Nutzen von Rechtsvorschriften Diese Richtlinie sollte die freie Wahl des Vertragspartners 
im Kampf gegen Diskriminierung deutlich gemacht. durch eine Person solange nicht berühren, wie die Wahl 

des Vertragspartners nicht von dessen Geschlecht abhän- 
gig gemacht wird. 

(9) Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts, einschließ- 
lich Belästigungen und sexuellen Belästigungen, gibt es 
auch in Bereichen außerhalb des Arbeitsmarktes. Solche 
Diskriminierungen können dieselben negativen Auswir- (15) Es bestehen bereits zahlreiche Rechtsinstrumente zur Ver- 
kungen haben und ein Hindernis für eine vollständige, wirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
erfolgreiche Eingliederung von Männern und Frauen in Männern und Frauen im Bereich Beschäftigung und Be- 
das wirtschaftliche und soziale Leben darstellen. ruf. Diese Richtlinie sollte deshalb nicht für diesen Be- 

reich gelten. Das Gleiche gilt für selbstständige Tätigkei- 
ten, wenn sie von bestehenden Rechtsvorschriften erfasst 

(10) Besonders augenfällig sind die Probleme im Bereich des werden. Diese Richtlinie sollte nur für private, freiwillige 
Zugangs zu und der Versorgung mit Gütern und Dienst- und von Beschäftigungsverhältnissen unabhängige Versi- 
leistungen. Daher sollte dafür gesorgt werden, dass Dis- cherungen und Rentensysteme gelten. 
kriminierungen aufgrund des Geschlechts in diesem Be- 
reich verhindert bzw. beseitigt werden. Wie dies bei der 
Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Un- (16) Eine unterschiedliche Behandlung kann nur dann zulässig 
terschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft 1(  ) der sein, wenn sie durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. 
Fall war, kann dieses Ziel im Wege gemeinschaftlicher Ein legitimes Ziel kann beispielsweise sein: der Schutz 
Rechtsvorschriften besser erreicht werden. von Opfern sexueller Gewalt (wie die Einrichtung einer 

Zufluchtsstätte für Personen gleichen Geschlechts), der 
Schutz der Privatsphäre und des sittlichen Empfindens 

(11) Diese Rechtsvorschriften sollten die Diskriminierung aus (wie etwa bei der Vermietung von Wohnraum durch 
Gründen des Geschlechts beim Zugang zu und bei der den Eigentümer in der Wohnstätte, in der er selbst 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen verhindern. wohnt), die Förderung der Gleichstellung der Geschlech- 
Unter Gütern sollten Güter im Sinne der den freien Wa- ter oder der Interessen von Männern und Frauen (wie 
renverkehr betreffenden Bestimmungen des Vertrags zur ehrenamtliche Einrichtungen, die nur den Angehörigen 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft verstanden eines Geschlechts zugänglich sind), die Vereinsfreiheit 
werden. Unter Dienstleistungen sollten Dienstleistungen (Mitgliedschaft in privaten Klubs die nur den Angehöri- 
im Sinne des Artikels 50 dieses Vertrags verstanden wer- gen eines Geschlechts zugänglich sind) und die Organisa- 
den. tion sportlicher Tätigkeiten (z. B. Sportveranstaltungen, 

zu denen ausschließlich die Angehörigen eines Ge- 
schlechts zugelassen sind). Beschränkungen sollten jedoch 

(12) Um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts zu im Einklang mit den in der Rechtsprechung des Gerichts- 
verhindern, sollte diese Richtlinie sowohl für unmittel- hofs der Europäischen Gemeinschaften festgelegten Krite- 
bare als auch für mittelbare Diskriminierungen gelten. rien angemessen und erforderlich sein. 
Eine unmittelbare Diskriminierung liegt nur dann vor, 
wenn eine Person aufgrund ihres Geschlechts in einer 
vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behand- 
lung erfährt. Somit liegt beispielsweise bei auf körperliche (17) Der Grundsatz der Gleichbehandlung beim Zugang zu 
Unterschiede bei Mann und Frau zurückzuführenden un- Gütern und Dienstleistungen bedeutet nicht, dass Einrich- 
terschiedlichen Gesundheitsdienstleistungen für Männer tungen Männern und Frauen in jedem Fall zur gemein- 
und Frauen keine Diskriminierung vor, weil es sich nicht samen Nutzung bereitgestellt werden müssen, sofern da- 
um vergleichbare Situationen handelt. bei nicht Angehörige des einen Geschlechts besser gestellt 

sind als die des anderen. 

(13) Das Diskriminierungsverbot sollte für Personen gelten, 
die Güter und Dienstleistungen liefern bzw. erbringen, 
die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen und die au- (18) Die Anwendung geschlechtsspezifischer versicherungsma- 
ßerhalb des Bereichs des Privat- und Familienlebens und thematischer Faktoren ist im Bereich des Versicherungs- 
der in diesem Kontext stattfindenden Transaktionen an- wesens und anderer verwandter Finanzdienstleistungen 
geboten werden. Nicht gelten sollte es dagegen für Me- weit verbreitet. Zur Gewährleistung der Gleichbehand- 
dien- und Werbeinhalte sowie für das staatliche oder lung von Männern und Frauen sollte die Berücksichti- 
private Bildungswesen. gung geschlechtsspezifischer versicherungsmathemati- 

scher Faktoren nicht zu Unterschieden bei den Prämien 
und Leistungen führen. Damit es nicht zu einer abrupten 

(14) Für jede Person gilt der Grundsatz der Vertragsfreiheit, Umstellung des Marktes kommen muss, sollte die An- 
der die freie Wahl des Vertragspartners für eine Trans- wendung dieser Regel nur für neue Verträge gelten, die 

nach dem Zeitpunkt der Umsetzung dieser Richtlinie ab- 
(
 

1
 ) ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22. geschlossen werden. 
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(19) Bestimmte Risikokategorien können bei Männern und (24) Die Mitgliedstaaten sollten zur Förderung des Grundsat- 
Frauen unterschiedlich sein. In einigen Fällen ist das Ge- zes der Gleichbehandlung den Dialog zwischen den ein- 
schlecht ein bestimmender Faktor bei der Beurteilung der schlägigen Interessengruppen unterstützen, die im Ein- 
versicherten Risiken, wenn auch nicht unbedingt der Ein- klang mit den nationalen Rechtsvorschriften und Gepflo- 
zige. Bei Verträgen, mit denen diese Arten von Risiken genheiten ein rechtmäßiges Interesse daran haben, sich 
versichert werden, können die Mitgliedstaaten entschei- an der Bekämpfung von Diskriminierungen aufgrund 
den, Ausnahmen von der Regel geschlechtsneutraler Prä- des Geschlechts im Bereich des Zugangs zu und der Ver- 
mien und Leistungen zuzulassen, sofern sie sicherstellen sorgung mit Gütern und Dienstleistungen zu beteiligen. 
können, dass die zugrunde liegenden versicherungsma- 
thematischen und statistischen Daten, auf die sich die 
Berechnungen stützen, verlässlich sind, regelmäßig aktua- 
lisiert werden und der Öffentlichkeit zugänglich sind. (25) Der Schutz vor Diskriminierung aufgrund des Ge- 
Ausnahmen sind nur dann zulässig, wenn das betreffende schlechts sollte verstärkt werden, indem in jedem Mit- 
nationale Recht die Regel der Geschlechtsneutralität bis- gliedstaat eine oder mehrere Stellen vorgesehen werden, 
her noch nicht vorsah. Fünf Jahre nach der Umsetzung die für die Analyse der mit Diskriminierungen verbunde- 
dieser Richtlinie sollten die Mitgliedstaaten prüfen, inwie- nen Probleme, die Prüfung möglicher Lösungen und die 
weit diese Ausnahmen noch gerechtfertigt sind, wobei die Bereitstellung konkreter Hilfsangebote für die Opfer zu- 
neuesten versicherungsmathematischen und statistischen ständig wäre. Bei diesen Stellen kann es sich um diesel- 
Daten sowie ein Bericht, den die Kommission drei Jahre ben Stellen handeln, die auf nationaler Ebene die Aufgabe 
nach der Umsetzung dieser Richtlinie vorlegen wird, zu haben, für den Schutz der Menschenrechte, für die Wah- 
berücksichtigen sind. rung der Rechte des Einzelnen oder für die Verwirkli- 

chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung einzutre- 
ten. 

(20) Eine Schlechterstellung von Frauen aufgrund von 
Schwangerschaft oder Mutterschaft sollte als eine Form (26) In dieser Richtlinie werden Mindestanforderungen festge- 

der direkten Diskriminierung aufgrund des Geschlechts legt; den Mitgliedstaaten steht es somit frei, günstigere 

angesehen und daher im Bereich der Versicherungsdienst- Vorschriften einzuführen oder beizubehalten. Die Umset- 

leistungen und der damit zusammenhängenden Finanz- zung dieser Richtlinie sollte nicht der Rechtfertigung ei- 

dienstleistungen unzulässig sein. Mit den Risiken der ner Absenkung des in den Mitgliedstaaten bereits beste- 

Schwangerschaft und der Mutterschaft verbundene Kos- henden Schutzniveaus dienen. 

ten sollten daher nicht den Angehörigen eines einzigen 
Geschlechts zugeordnet werden. 

(27) Die Mitgliedstaaten sollten für die Verletzung der aus 
dieser Richtlinie erwachsenden Verpflichtungen wirk- 
same, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen 
vorsehen. 

(21) Opfer von Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts 
sollten über einen angemessenen Rechtsschutz verfügen. 
Um einen effektiveren Schutz zu gewährleisten, sollten 
Verbände, Organisationen oder andere juristische Perso- 

(28) 
nen bei einem entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaa- 

Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Gewährleistung 

ten auch die Möglichkeit haben, sich unbeschadet der 
eines einheitlichen, hohen Niveaus des Schutzes vor Dis- 

nationalen Verfahrensregeln bezüglich der Vertretung 
kriminierung in allen Mitgliedstaaten, auf Ebene der Mit- 

und Verteidigung vor Gericht im Namen eines Opfers 
gliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können 

oder zu seiner Unterstützung an einem Verfahren zu 
und sich daher wegen des Umfangs und der Wirkung 

beteiligen. 
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann 
die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des 
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Ver- 
hältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über 
das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hi- 

(22) Die Beweislastregeln sollten für die Fälle, in denen der naus. 
Anschein einer Diskriminierung besteht und zur wirksa- 
men Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, 
angepasst werden; die Beweislast sollte wieder auf die 
beklagte Partei verlagert werden, wenn eine solche Dis- (29) Entsprechend der Nummer 34 der Interinstitutionellen 
kriminierung nachgewiesen ist. Vereinbarung über bessere Rechtsetzung 1(  )  sollten die 

Mitgliedstaaten für ihre eigenen Zwecke und im Interesse 
der Gemeinschaft eigene Tabellen aufstellen, denen im 
Rahmen des Möglichen die Entsprechungen zwischen 
dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu 

(23) Voraussetzung für eine effektive Anwendung des Grund- entnehmen sind, und diese veröffentlichen — 

satzes der Gleichbehandlung ist ein angemessener ge- 
richtlicher Schutz vor Viktimisierung. ( 

1 
) ABl. C 321 vom 31.12.2003, S. 1. 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: und Dienstleistungen bereitstellen, die der Öffentlichkeit ohne 
Ansehen der Person zur Verfügung stehen, und zwar in öffent- 
lichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher Stellen, 
und die außerhalb des Bereichs des Privat- und Familienlebens 
und der in diesem Kontext stattfindenden Transaktionen ange- 

KAPITEL 
I 

boten werden. 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN  

Artikel 1 (2) Diese Richtlinie berührt nicht die freie Wahl des Vertrags- 
partners durch eine Person, solange diese ihre Wahl nicht vom 

Zweck Geschlecht des Vertragspartners abhängig macht. 

Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines Rahmens für die 
Bekämpfung geschlechtsspezifischer Diskriminierungen beim 
Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und Dienstleistun- (3) Diese Richtlinie gilt weder für den Inhalt von Medien und 

gen zur Umsetzung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Werbung noch im Bereich der Bildung. 

Männern und Frauen in den Mitgliedstaaten. 

(4) Diese Richtlinie gilt nicht im Bereich Beschäftigung und 

Artikel 2 Beruf. Diese Richtlinie gilt nicht für selbstständige Tätigkeiten, 
soweit diese von anderen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 

Begriffsbestimmungen erfasst werden. 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

Artikel 4 

a) unmittelbare Diskriminierung: wenn eine Person aufgrund Grundsatz der Gleichbehandlung 

ihres Geschlechts in einer vergleichbaren Situation eine we- 
niger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet der Grundsatz der 

erfährt, erfahren hat oder erfahren würde; 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen, 

a) dass keine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Ge- 
b) mittelbare Diskriminierung: wenn dem Anschein nach neut- schlechts, auch keine Schlechterstellung von Frauen aufgrund 

rale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen, die ei- von Schwangerschaft oder Mutterschaft, erfolgen darf; 
nem Geschlecht angehören, in besonderer Weise gegenüber 
Personen des anderen Geschlechts benachteiligen können, es 
sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Ver- 
fahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfer- b) dass keine mittelbare Diskriminierung aufgrund des Ge- 

tigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemes- schlechts erfolgen darf. 

sen und erforderlich; 

(2) Diese Richtlinie gilt unbeschadet günstigerer Bestimmun- 

c) Belästigung: wenn unerwünschte geschlechtsbezogene Ver- gen zum Schutz der Frauen in Bezug auf Schwangerschaft oder 

haltensweisen gegenüber einer Person erfolgen, die bezwe- 
Mutterschaft. 

cken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person 
verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er- 
niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekenn- (3) Belästigung und sexuelle Belästigung im Sinne dieser 

zeichnetes Umfeld geschaffen wird; Richtlinie gelten als Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
und sind daher verboten. Die Zurückweisung oder Duldung 
solcher Verhaltensweisen durch die betreffende Person darf 
nicht als Grundlage für eine Entscheidung herangezogen wer- 

d) sexuelle Belästigung: jede Form von unerwünschtem Verhal- den, die diese Person berührt. 
ten sexueller Natur, das sich in verbaler, nichtverbaler oder 
physischer Form äußert und das bezweckt oder bewirkt, dass 
die Würde der betreffenden Person verletzt wird, insbeson- 
dere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er- (4) Eine Anweisung zur unmittelbaren oder mittelbaren Dis- 

niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekenn- kriminierung aufgrund des Geschlechts gilt als Diskriminierung 

zeichnetes Umfeld geschaffen wird. im Sinne dieser Richtlinie. 

Artikel 3 (5) Diese Richtlinie schließt eine unterschiedliche Behandlung 
nicht aus, wenn es durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist, die 

Geltungsbereich Güter und Dienstleistungen ausschließlich oder vorwiegend für 
die Angehörigen eines Geschlechts bereitzustellen, und die Mit- 

(1) Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen Zu- tel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich 
ständigkeiten gilt diese Richtlinie für alle Personen, die Güter sind. 
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Artikel 5 bereits garantierten Schutzniveaus in Bezug auf Diskriminierun- 
gen in den von der Richtlinie erfassten Bereichen dienen. 

Versicherungsmathematische Faktoren 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass spätestens bei 
den nach dem 21. Dezember 2007 neu abgeschlossenen Ver- 
trägen die Berücksichtigung des Faktors Geschlecht bei der Be- KAPITEL 

II rechnung von Prämien und Leistungen im Bereich des Versiche- 
rungswesens und verwandter Finanzdienstleistungen nicht zu RECHTSBEHELFE UND RECHTSDURCHSETZUNG  
unterschiedlichen Prämien und Leistungen führt. 

Artikel 8 

Rechtsschutz 
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 können die Mitgliedstaaten 
vor dem 21. Dezember 2007 beschließen, proportionale Unter- (1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Personen, die 

schiede bei den Prämien und Leistungen dann zuzulassen, wenn sich durch die Nichtanwendung des Grundsatzes der Gleichbe- 

die Berücksichtigung des Geschlechts bei einer auf relevanten handlung in ihren Rechten für verletzt halten, ihre Ansprüche 
und genauen versicherungsmathematischen und statistischen aus dieser Richtlinie auf dem Gerichts- und/oder Verwaltungs- 
Daten beruhenden Risikobewertung ein bestimmender Faktor weg sowie, wenn die Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, in 
ist. Die betreffenden Mitgliedstaaten informieren die Kommis- Schlichtungsverfahren geltend machen können, selbst wenn das 
sion und stellen sicher, dass genaue Daten in Bezug auf die Verhältnis, während dessen die Diskriminierung vorgekommen 

Berücksichtigung des Geschlechts als bestimmender versiche- sein soll, bereits beendet ist. 

rungsmathematischer Faktor erhoben, veröffentlicht und regel- 
mäßig aktualisiert werden. Diese Mitgliedstaaten überprüfen ihre 
Entscheidung fünf Jahre nach dem 21. Dezember 2007, wobei 
sie dem in Artikel 16 genannten Bericht der Kommission Rech- (2) Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen 

nung tragen, und übermitteln der Kommission die Ergebnisse Rechtsordnung die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustel- 

dieser Überprüfung. len, dass der einer Person durch eine Diskriminierung im Sinne 
dieser Richtlinie entstandene Schaden gemäß den von den Mit- 
gliedstaaten festzulegenden Modalitäten tatsächlich und wirksam 
ausgeglichen oder ersetzt wird, wobei dies auf eine abschre- 

(3) Kosten im Zusammenhang mit Schwangerschaft und ckende und dem erlittenen Schaden angemessene Art und 
Mutterschaft dürfen auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prä- Weise geschehen muss. Die vorherige Festlegung einer Höchst- 
mien und Leistungen führen. grenze schränkt diese Ausgleichs- oder Ersatzpflicht nicht ein. 

Die Mitgliedstaaten können die Durchführung der aufgrund die- (3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verbände, Organi- 
ses Absatzes erforderlichen Maßnahmen bis spätestens zwei sationen oder andere juristische Personen, die gemäß den in 
Jahre nach dem 21. Dezember 2007 aufschieben. In diesem ihrem nationalen Recht festgelegten Kriterien ein rechtmäßiges 
Fall unterrichten die betreffenden Mitgliedstaaten unverzüglich Interesse daran haben, für die Einhaltung der Bestimmungen 
die Kommission. dieser Richtlinie zu sorgen, sich im Namen der beschwerten 

Person oder zu deren Unterstützung und mit deren Einwilligung 
an den zur Durchsetzung der Ansprüche aus dieser Richtlinie 
vorgesehenen Gerichts- und/oder Verwaltungsverfahren beteili- 

Artikel 6 gen können. 

Positive Maßnahmen 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz hindert die Mitgliedstaaten 
nicht daran, zur Gewährleistung der vollen Gleichstellung von 

(4) Die Absätze 1 und 3 lassen nationale Regelungen über 

Männern und Frauen in der Praxis spezifische Maßnahmen, mit 
Fristen für die Rechtsverfolgung in Fällen, in denen es um den 

denen geschlechtsspezifische Benachteiligungen verhindert oder 
Grundsatz der Gleichbehandlung geht, unberührt. 

ausgeglichen werden, beizubehalten oder zu beschließen. 

Artikel 9 

Artikel 7 Beweislast 

Mindestanforderungen (1) Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit ihrem na- 

(1) Die Mitgliedstaaten können Vorschriften einführen oder tionalen Gerichtswesen die erforderlichen Maßnahmen, um zu 

beibehalten, die im Hinblick auf die Wahrung des Grundsatzes gewährleisten, dass immer dann, wenn Personen, die sich durch 

der Gleichbehandlung von Männern und Frauen günstiger sind, die Nichtanwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in 

als die in dieser Richtlinie vorgesehenen Vorschriften. ihren Rechten für verletzt halten und bei einem Gericht oder 
einer anderen zuständigen Behörde Tatsachen glaubhaft ma- 
chen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Diskriminierung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu 

(2) Die Umsetzung dieser Richtlinie darf keinesfalls der beweisen, dass keine Verletzung des Grundsatzes der Gleichbe- 
Rechtfertigung einer Absenkung des von den Mitgliedstaaten handlung vorgelegen hat. 
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(2) Absatz 1 lässt das Recht der Mitgliedstaaten, eine für die kel 8 Absatz 3 die Opfer von Diskriminierungen auf unab- 
Kläger günstigere Beweislastregelung vorzusehen, unberührt. hängige Weise dabei zu unterstützen, ihrer Beschwerde we- 

gen Diskriminierung nachzugehen; 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Strafverfahren. 

b) unabhängige Untersuchungen zum Thema Diskriminierung 
durchzuführen; 

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten auch für Verfahren gemäß 
Artikel 8 Absatz 3. 

c) unabhängige Berichte zu veröffentlichen und Empfehlungen 
zu allen Aspekten vorzulegen, die mit diesen Diskriminie- 

(5) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1 auf rungen in Zusammenhang stehen. 
Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sachver- 
halts dem Gericht oder anderen zuständigen Behörde obliegt. 

Artikel 10 KAPITEL 
IV 

Viktimisierung SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer nationalen Rechts- Artikel 13 
ordnung die erforderlichen Maßnahmen, um den Einzelnen vor 
Benachteiligungen zu schützen, die als Reaktion auf eine Be- Einhaltung 

schwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durch- 
setzung des Grundsatzes der Gleichbehandlung erfolgen. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass der Grundsatz der Gleichbehandlung in 
Bezug auf den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen im Rahmen des Geltungsbereichs dieser 

Artikel 11 Richtlinie beachtet wird; insbesondere ist sicherzustellen, dass 

Dialog mit einschlägigen Interessengruppen 

Zur Förderung des Grundsatzes der Gleichbehandlung unterstüt- a) Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die dem Grundsatz der 
zen die Mitgliedstaaten den Dialog mit den einschlägigen Inte- Gleichbehandlung zuwiderlaufen, aufgehoben werden; 
ressengruppen, die gemäß ihren nationalen Rechtsvorschriften 
und Gepflogenheiten ein rechtmäßiges Interesse daran haben, 
sich an der Bekämpfung von Diskriminierungen aufgrund des 
Geschlechts im Bereich des Zugangs zu und der Versorgung mit a) vertragliche Bestimmungen, Betriebsordnungen, Statuten von 
Gütern und Dienstleistungen zu beteiligen. Vereinigungen mit oder ohne Erwerbszweck, die dem Grund- 

satz der Gleichbehandlung zuwiderlaufen, für nichtig erklärt 
werden oder erklärt werden können oder geändert werden. 

KAPITEL 
III Artikel 14 

MIT DER FÖRDERUNG DER GLEICHBEHANDLUNG BEFASSTE  
STELLE
N 

Sanktionen 

Artikel 12 Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem 
Verstoß gegen die nationalen Vorschriften zur Anwendung die- 

(1) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine oder mehrere Stellen, ser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle geeigneten 
deren Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung der Gleichbe- Maßnahmen, um deren Durchsetzung zu gewährleisten. Die 
handlung aller Personen ohne Diskriminierung aufgrund des Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen an die Opfer um- 
Geschlechts zu fördern, zu analysieren, zu beobachten und zu fassen können, müssen wirksam, verhältnismäßig und abschre- 
unterstützen und trifft die erforderlichen Vorkehrungen. Diese ckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese 
Stellen können Teil von Einrichtungen sein, die auf nationaler Bestimmungen bis spätestens zum 21. Dezember 2007 mit 
Ebene die Aufgabe haben, für den Schutz der Menschenrechte, und melden alle sie betreffenden Änderungen unverzüglich. 
für die Wahrung der Rechte des Einzelnen oder für die Ver- 
wirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung einzutreten. 

Artikel 15 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es zu den Zustän- 
digkeiten der in Absatz 1 genannten Stellen gehört, 

Unterrichtung 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die gemäß dieser 
Richtlinie getroffenen Maßnahmen sowie die bereits geltenden 

a) unbeschadet der Rechte der Opfer und der Verbände, der einschlägigen Vorschriften allen Betroffenen in geeigneter Form 
Organisationen oder anderer juristischer Personen nach Arti- in ihrem gesamten Hoheitsgebiet bekannt gemacht werden. 
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Artikel 16 Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen 
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 

Berichte amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit- 
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission spätes- 
tens am 21. Dezember 2009 und in der Folge alle fünf Jahre 
sämtliche verfügbaren Informationen über die Anwendung die- (2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 

ser Richtlinie. der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen, mit. 

Die Kommission erstellt einen zusammenfassenden Bericht, der 
eine Prüfung der aktuellen Praxis der Mitgliedstaaten im Zusam- Artikel 18 
menhang mit Artikel 5 in Bezug auf die Berücksichtigung des 
Faktors Geschlecht bei der Berechnung von Prämien und Leis- Inkrafttreten  

tungen enthält. Sie legt diesen Bericht dem Europäischen Parla- 
ment und dem Rat spätestens am 21. Dezember 2010 vor. Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 

Erforderlichenfalls fügt die Kommission diesem Bericht Vor- der Europäischen Union in Kraft. 

schläge zur Änderung der Richtlinie bei. 
Artikel 19 

(2) Die Kommission berücksichtigt in ihrem Bericht die 
Standpunkte der einschlägigen Interessengruppen. Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
Artikel 17 

Umsetzung Geschehen zu Brüssel am 13. Dezember 2004. 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie Im Namen des Rates 
spätestens am 21. Dezember 2007 nachzukommen. Sie teilen 
der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvor- Der 

Präsident schriften mit. B. R. BOT 



Ein Service der juris GmbH - www.juris.de - Seite 1 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 

Datum: 14. August 2006 

Fundstelle: BGBl I 2006, 1897 

Nachgewiesener Text noch nicht dokumentarisch bearb eitet  



Ein Service der juris GmbH - www.juris.de - Seite 2 

Abschnitt 1 Allgemeiner Teil 

AGG § 1 Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründe n der Rasse oder wegen der 
ethnischen  Herkunft,  des  Geschlechts,  der  Religion  oder  Weltanschauung,  einer  
Behinderung,  des  Alters  oder  der  sexuellen  Identität  zu  verhindern  oder  zu  
beseitigen. 

AGG § 2 Anwendungsbereich 

(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Gr und sind nach Maßgabe dieses 
Gesetzes unzulässig in Bezug auf: 

1.  die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien un d 

Einstellungsbedingungen, für den Zugang zu unselbst ständiger und 

selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tä tigkeitsfeld und  

beruflicher Position, sowie für den beruflichen Auf stieg, 

2.  die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschli eßlich Arbeitsentgelt 

und Entlassungsbedingungen, insbesondere in individ ual- und 

kollektivrechtlichen Vereinbarungen und Maßnahmen b ei der Durchführung und 

Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses sowie beim beruflichen  

Aufstieg,  

3.  den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Ber ufsberatung, der  

Berufsbildung einschließlich der Berufsausbildung, der beruflichen 

Weiterbildung und der Umschulung sowie der praktisc hen Berufserfahrung, 

4.  die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäft igten- oder 

Arbeitgebervereinigung oder einer Vereinigung, dere n Mitglieder einer 

bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlic h der Inanspruchnahme der  

Leistungen solcher Vereinigungen,  

5.  den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Siche rheit und der  

Gesundheitsdienste, 

6.  die sozialen Vergünstigungen, 

7.  die Bildung, 

8.  den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Die nstleistungen, die der 

Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich  von Wohnraum.  

(2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten  § 33c des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch und § 19a des Vierten Buches Sozia lgesetzbuch. Für die betriebliche 
Altersvorsorge gilt das Betriebsrentengesetz. 

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote o der Gebote der Gleichbehandlung 
wird durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt a uch für öffentlich-rechtliche 
Vorschriften, die dem Schutz bestimmter Personengru ppen dienen. 

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die Besti mmungen zum allgemeinen und 
besonderen Kündigungsschutz. 

AGG § 3 Begriffsbestimmungen 

(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, we nn eine Person wegen eines in § 1 
genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person in 
einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren ha t oder erfahren würde. Eine 
unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr.  
1 bis 4 auch im Falle einer ungünstigeren Behandlun g einer Frau wegen Schwangerschaft  
oder Mutterschaft vor. 

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn  dem Anschein nach neutrale 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen weg en eines in § 1 genannten Grundes 
gegenüber anderen Personen in besonderer Weise bena chteiligen können, es sei denn, 
die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfa hren sind durch ein rechtmäßiges 
Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zu r Erreichung dieses Ziels  
angemessen und erforderlich.  
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(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn  unerwünschte Verhaltensweisen, 
die mit einem in § 1 genannten Grund in Zusammenhan g stehen, bezwecken oder bewirken,  
dass die Würde der betreffenden Person verletzt und  ein von Einschüchterungen,  
Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder  Beleidigungen gekennzeichnetes 
Umfeld geschaffen wird. 

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteilig ung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes V erhalten, wozu auch unerwünschte 
sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen, s exuell bestimmte körperliche 
Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie un erwünschtes Zeigen und sichtbares 
Anbringen von pornographischen Darstellungen gehöre n, bezweckt oder bewirkt, dass die 
Würde der  betreffenden Person verletzt wird,  insbesondere wenn  ein  von  
Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, En twürdigungen oder Beleidigungen 
gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten Grund 
gilt als Benachteiligung. Eine solche Anweisung lie gt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 insbesondere vor, wenn jemand eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das 
einen Beschäftigten oder eine Beschäftigte wegen ei nes in § 1 genannten Grundes 
benachteiligt oder benachteiligen kann. 

AGG § 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe 

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehr erer der in § 1 genannten Gründe, 
so kann diese unterschiedliche Behandlung nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur 
gerechtfertigt werden, wenn sich die Rechtfertigung  auf alle diese Gründe erstreckt,  
derentwegen die unterschiedliche Behandlung erfolgt .  

AGG § 5 Positive Maßnahmen 

Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 ben annten Gründe ist Eine 
unterschiedliche Behandlung auch zulässig, wenn dur ch geeignete und angemessene 
Maßnahmen bestehende Nachteile wegen eines in § 1 g enannten Grundes verhindert oder 
ausgeglichen werden sollen. 
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Abschnitt 2 Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligung 

Unterabschnitt 1 Verbot der Benachteiligung 

AGG § 6 Persönlicher Anwendungsbereich 

(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind  

1.  Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

2.  die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, 

3.  Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbst ständigkeit als 

arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu di esen gehören auch die 

in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichges tellten. 

Als  Beschäf tigte  gelten  auch  die  Bewerberinnen  und  Bewerber  für  ein  
Beschäftigungsverhältnis sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet  
ist.  

(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind 
natürliche und juristische Personen sowie rechtsfäh ige Personengesellschaften, die 
Personen nach  Absatz 1  beschäftigen. Werden Beschäftigte einem  Dritten zur  
Arbeitsleistung überlassen, so gilt auch dieser als  Arbeitgeber im Sinne dieses 
Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschäftigten und  die ihnen Gleichgestellten tritt 
an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber ode r Zwischenmeister. 

(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur Er werbstätigkeit sowie den 
beruflichen Aufstieg betrifft, gelten die  Vorschriften dieses Abschnitts für  
Selbstständige und  Organmitglieder, insbesondere Geschäftsführer oder  
Geschäftsführerinnen und Vorstände, entsprechend. 

AGG § 7 Benachteiligungsverbot 

(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in §  1 genannten Grundes benachteiligt  
werden; dies gilt auch, wenn die Person, die die Be nachteiligung begeht, das 
Vorliegen eines in § 1 genannten Grundes bei der Be nachteiligung nur annimmt. 

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das B enachteiligungsverbot des Absatzes 
1 verstoßen, sind unwirksam. 

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeit geber oder Beschäftigte ist eine 
Verletzung vertraglicher Pflichten.  

AGG § 8 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher Anforderungen 

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in  § 1 genannten Grundes ist 
zulässig, wenn dieser Grund wegen der Art der auszu übenden Tätigkeit oder der 
Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und ent scheidende berufliche Anforderung 
darstellt, sofern der Zweck rechtmäßig und die Anfo rderung angemessen ist. 

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung für  gleiche oder gleichwertige Arbeit 
wegen eines in § 1 genannten Grundes wird nicht dad urch gerechtfertigt, dass wegen 
eines in § 1 genannten Grundes besondere Schutzvors chriften gelten. 

AGG § 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder Weltanschauung 

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unte rschiedliche Behandlung wegen der Religion oder  
der Weltanschauung bei der Beschäftigung durch Reli gionsgemeinschaften, die ihnen  
zugeordneten Einrichtungen ohne  Rücksicht auf  ihre  Rechtsform oder  durch  
Vereinigungen, die  sich  die  gemeinschaftliche Pflege einer  Religion oder  
Weltanschauung zur Aufgabe machen, auch zulässig, w enn eine bestimmte Religion oder 
Weltanschauung unter  Beachtung des  Selbstverständnisses der  jeweiligen 
Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbstbestimmungsrecht 
oder  nach  der  Art  der  Tätigkeit  eine  gerechtfertigte  berufliche  Anforderung  
darstellt.  

(2)  Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen  der  Religion oder  der  
Weltanschauung berührt nicht  das  Recht  der  in  Absatz 1  genannten 
Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten Ein richtungen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform oder der Vereinigungen, die sich die gem einschaftliche Pflege einer 
Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, vo n ihren Beschäftigten ein loyales 
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und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweilige n Selbstverständnisses verlangen 
zu können.  

AGG § 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters 

Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behand lung wegen des Alters auch 
zulässig, wenn  sie  objektiv und  angemessen und  durch  ein  legitimes Ziel  
gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung diese s Ziels müssen angemessen und 
erforderlich sein.  Derartige unterschiedliche Behandlungen können insb esondere 
Folgendes einschließen: 

1.  die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugan g zur Beschäftigung und 

zur beruflichen Bildung sowie besonderer Beschäftig ungs- und 

Arbeitsbedingungen, einschließlich der Bedingungen für Entlohnung und 

Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, um die berufliche 

Eingliederung von Jugendlichen, älteren Beschäftigt en und Personen mit 

Fürsorgepflichten zu fördern oder ihren Schutz sich erzustellen, 

2.  die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alte r, die Berufserfahrung  

oder das Dienstalter für den Zugang zur Beschäftigu ng oder für bestimmte  

mit der Beschäftigung verbundene Vorteile, 

3.  die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstell ung auf Grund der 

spezifischen Ausbildungsanforderungen eines bestimm ten Arbeitsplatzes oder 

auf Grund der Notwendigkeit einer angemessenen Besc häftigungszeit vor dem 

Eintritt in den Ruhestand, 

4.  die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betriebli chen Systemen der  

sozialen Sicherheit als Voraussetzung für die Mitgl iedschaft oder den  

Bezug von Altersrente oder von Leistungen bei Inval idität einschließlich 

der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen im Rahmen dieser Systeme 

für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen von Beschäf tigten und die 

Verwendung von Alterskriterien im Rahmen dieser Sys teme für 

versicherungsmathematische Berechnungen, 

5.  eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschäfti gungsverhältnisses ohne  

Kündigung zu einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem der o der die Beschäftigte 

eine Rente wegen Alters beantragen kann; § 41 des S echsten Buches 

Sozialgesetzbuch bleibt unberührt, 

6.  eine Berücksichtigung des Alters bei der Sozialausw ahl anlässlich einer 

betriebsbedingten Kündigung im Sinne des § 1 des Kü ndigungsschutzgesetzes, 

soweit dem Alter kein genereller Vorrang gegenüber anderen 

Auswahlkriterien zukommt, sondern die Besonderheite n des Einzelfalls und 

die individuellen Unterschiede zwischen den verglei chbaren Beschäftigten, 

insbesondere die Chancen auf dem Arbeitsmarkt entsc heiden, 

7.  die individual- oder kollektivrechtliche Vereinbaru ng der Unkündbarkeit 

von Beschäftigten eines bestimmten Alters und einer  bestimmten 

Betriebszugehörigkeit, soweit dadurch nicht der Kün digungsschutz anderer 

Beschäftigter im Rahmen der Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3 des 

Kündigungsschutzgesetzes grob fehlerhaft gemindert wird, 

8.  Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen im  Sinne des 

Betriebsverfassungsgesetzes, wenn die Parteien eine  nach Alter oder  

Betriebszugehörigkeit gestaffelte Abfindungsregelun g geschaffen haben, in  

der die wesentlich vom Alter abhängenden Chancen au f dem Arbeitsmarkt 

durch eine verhältnismäßig starke Betonung des Lebe nsalters erkennbar 

berücksichtigt worden sind, oder Beschäftigte von d en Leistungen des 

Sozialplans ausgeschlossen haben, die wirtschaftlic h abgesichert sind, 

weil sie, gegebenenfalls nach Bezug von Arbeitslose ngeld, rentenberechtigt 

sind.  
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Unterabschnitt 2 Organisationspflichten des Arbeitgebers 

AGG § 11 Ausschreibung 

Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7  Abs. 1 ausgeschrieben werden. 

AGG § 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers 

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderl ichen Maßnahmen zum Schutz vor 
Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grun des zu treffen. Dieser Schutz 
umfasst auch vorbeugende Maßnahmen. 

(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weis e, insbesondere im Rahmen der 
beruflichen Aus- und Fortbildung, auf die Unzulässi gkeit solcher Benachteiligungen 
hinweisen und darauf hinwirken, dass diese unterble iben. Hat der Arbeitgeber seine 
Beschäftigten in geeigneter Weise zum Zwecke der Ve rhinderung von Benachteiligung 
geschult, gilt dies als Erfüllung seiner Pflichten nach Absatz1.  

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteiligun gsverbot des § 7 Abs. 1, so hat  
der  Arbeitgeber die  im  Einzelfall geeigneten, erforderlichen und  angemessenen 
Maßnahmen zur Unterbindung der Benachteiligung wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung 
oder Kündigung zu ergreifen. 

(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Täti gkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 
benachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im Einzel fall geeigneten, erforderlichen  
und angemessenen Maßnahmen zum Schutz der Beschäfti gten zu ergreifen.  

(5) Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsgerichtsgese tzes sowie Info rmationen über die  
für die Behandlung von Beschwerden nach § 13 zustän digen Stellen sind im Betrieb oder 
in der Dienststelle bekannt zu machen. Die Bekanntm achung kann durch Aushang oder 
Auslegung an geeigneter Stelle oder den Einsatz der  im Betrieb oder der Dienststelle 
üblichen Informations- und Kommunikationstechnik er folgen. 

Unterabschnitt 3 Rechte der Beschäftigten 

AGG § 13 Beschwerderecht 

(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den  zuständigen Stellen des Betriebs, 
des Unternehmens oder der Dienststelle zu beschwere n, wenn sie sich im Zusammenhang  
mit  ihrem  Beschäftigungsverhältnis vom  Arbeitgeber, von  Vorgesetzten, anderen 
Beschäftigten oder Dritten wegen eines in § 1 genan nten Grundes benachteiligt fühlen. 
Die Beschwerde ist zu prüfen und das Ergebnis der o der dem beschwerdeführenden 
Beschäftigten mitzuteilen. 

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben  unberührt. 

AGG § 14 Leistungsverweigerungsrecht 

Ergreift  der  Arbeitgeber  keine  oder  offensichtlich  ungeeignete  Maßnahmen zur  
Unterbindung einer Belästigung oder sexuellen Beläs tigung am Arbeitsplatz, sind die 
betroffenen Beschäftigten berechtigt, ihre Tätigkei t ohne Verlust des Arbeitsentgelts 
einzustellen, soweit dies zu ihrem Schutz erforderl ich ist. § 273 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

AGG § 15 Entschädigung und Schadensersatz 

(1)  Bei  einem  Verstoß gegen  das  Benachteiligungsverbot ist  der  Arbeitgeber 
verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu  ersetzen. Dies gilt nicht, wenn 
der Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht zu vert reten hat. 

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschade n ist, kann der oder die 
Beschäftigte eine angemessene Ents chädigung in Geld verlangen. Die Entschädigung darf  
bei einer Nichteinstellung drei Monatsgehälter nich t übersteigen, wenn der oder die 
Beschäftigte auch bei benachteiligungsfreier Auswah l nicht eingestellt worden wäre. 

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektiv rechtlicher Vereinbarungen nur 
dann zur Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsät zlich oder grob fahrlässig 
handelt. 

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhal b einer Frist von zwei Monaten 
schriftlich geltend gemacht werden, es sei denn, di e Tarifvertragsparteien haben 
etwas anderes vereinbart. Die Frist beginnt im Fall e einer Bewerbung oder eines 
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beruflichen Aufstiegs mit dem Zugang der Ablehnung und in den sonstigen Fällen einer 
Benachteiligung  zu  dem Zeitpunkt,  in  dem der  oder  die  Beschäftigte  von  der  
Benachteiligung Kenntnis erlangt.  

(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitge ber, die sich aus anderen 
Rechtsvorschriften ergeben, unberührt. 

(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachte iligungsverbot des § 7 Abs. 1 
begründet keinen Anspruch auf  Begründung eines  Beschäftigungsverhältnisses, 
Berufsausbildungsverhältnisses oder einen beruflich en Aufstieg, es sei denn, ein 
solcher ergibt sich aus einem anderen Rechtsgrund. 

AGG § 16 Maßregelungsverbot 

(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen d er Inanspruchnahme von Rechten 
nach  diesem Abschnitt oder  wegen der  Weigerung, eine  gegen  diesen Abschnitt 
verstoßende Anweisung auszuführen, benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die 
den Beschäftigten hierbei unterstützen oder als Zeu ginnen oder Zeugen aussagen. 

(2)  Die  Zurückweisung  oder  Duldung  benachteiligender  Verhaltensweisen  durch  
betroffene Beschäftigte darf nicht als Grundlage fü r eine Entscheidung herangezogen  
werden, die diese Beschäftigten berührt. Absatz 1 S atz 2 gilt entsprechend. 

(3) § 22 gilt entsprechend. 

Unterabschnitt 4 Ergänzende Vorschriften 

AGG § 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten 

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigt e und deren Vertretungen sind 
aufgefordert, im  Rahmen ihrer  Aufgaben und  Handlungsmöglichkeiten an  der  
Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels mitzuwirk en. 

(2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes  vorliegen,  können  bei  einem  groben  Verstoß  des  
Arbeitgebers gegen Vorschriften aus diesem Abschnit t der Betriebsrat oder eine im  
Betrieb vertretene Gewerkschaft unter der Vorausset zung des § 23 Abs. 3 Satz 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes die dort genannten Rech te gerichtlich geltend machen; § 
23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsgeset zes gilt entsprechend. Mit dem 
Antrag dürfen nicht Ansprüche des Benachteiligten g eltend gemacht werden. 

AGG § 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsp rechend für die Mitgliedschaft 
oder die Mitwirkung in einer 

1.  Tarifvertragspartei, 

2.  Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Beru fsgruppe angehören oder 

die eine überragende Machtstellung im wirtschaftlic hen oder sozialen 

Bereich innehat, wenn ein grundlegendes Interesse a m Erwerb der 

Mitgliedschaft besteht,  

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.  

(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das Bena chteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 
darstellt, besteht ein Anspruch auf Mitgliedschaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1 
genannten Vereinigungen. 
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Abschnitt 3 Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr 

AGG § 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot 

(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder  wegen der ethnischen Herkunft, 
wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behinder ung, des Alters oder der sexuellen  
Identität  bei  der  Begrü ndung,  Durchführung  und  Beendigung  zivilrechtlicher  
Schuldverhältnisse, die 

1.  typischerweise ohne Ansehen der Person zu vergleich baren Bedingungen in 

einer Vielzahl von Fällen zustande kommen (Massenge schäfte) oder bei denen 

das Ansehen der Person nach der Art des Schuldverhä ltnisses eine 

nachrangige Bedeutung hat und die zu vergleichbaren  Bedingungen in einer 

Vielzahl von Fällen zustande kommen oder 

2.  eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand h aben, 

ist unzulässig. 

(2) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder  wegen der ethnischen Herkunft ist 
darüber hinaus auch bei der Begründung, Durchführun g und Beendigung sonstiger 
zivilrechtlicher Schuldverhältnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig. 

(3) Bei der Vermietung von Wohnraum ist eine unters chiedliche Behandlung im Hinblick 
auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bew ohnerstrukturen und ausgewogener 
Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaft licher, sozialer und kultureller 
Verhältnisse zulässig. 

(4) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine  Anwendung auf familien -  und  
erbrechtliche Schuldverhältnisse.  

(5) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine  Anwendung auf zivilrechtliche 
Schuldverhältnisse, bei denen ein besonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis der 
Parteien oder ihrer Angehörigen begründet wird. Bei  Mietverhältnissen kann dies 
insbesondere der Fall sein, wenn die Parteien oder ihre Angehörigen Wohnraum auf 
demselben  Grundstück  nutzen.  Die  Vermietung  von  Wohnraum zum nicht  nur  
vorübergehenden Gebrauch ist in der Regel kein Gesc häft im Sinne des Absatzes 1 Nr.  
1, wenn der Vermieter insgesamt nicht mehr als 50 W ohnungen vermietet.  

AGG § 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung 

(1) Eine Verletzung des Benachteiligungsverb ots ist nicht gegeben, wenn für eine  
unterschiedliche Behandlung wegen  der  Religion oder  der  Weltanschauung, einer  
Behinderung, des Alters, der sexuellen Identität od er des Geschlechts ein sachlicher 
Grund vorliegt. Das kann insbesondere der Fall sein , wenn die unterschiedliche 
Behandlung 

1.  der Vermeidung von Gefahren, der Verhütung von Schä den oder anderen 

Zwecken vergleichbarer Art dient, 

2.  dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre oder der persönlichen Sicherheit 

Rechnung trägt, 

3.  besondere Vorteile gewährt und ein Interesse an der  Durchsetzung der 

Gleichbehandlung fehlt, 

4.  an die Religion eines Menschen anknüpft und im Hinb lick auf die Ausübung 

der Religionsfreiheit oder auf das Selbstbestimmung srecht der 

Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten Ein richtungen ohne 

Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie der Vereinigung en, die sich die 

gemeinschaftliche Pflege einer Religion zur Aufgabe  machen, unter 

Beachtung des jeweiligen Selbstverständnisses gerec htfertigt ist.  

(2) Eine unterschiedliche Behandlung wegen des Gesc hlechts ist im Falle des § 19 Abs.  
1 Nr. 2 bei den Prämien oder Leistungen nur zulässi g, wenn dessen Berücksichtigung 
bei einer auf relevanten und genauen versicherungsm athematischen und statistischen 
Daten beruhenden Risikobewertung ein bestimmender F aktor ist. Kosten im Zusammenhang 
mit Schwangerschaft und Mutterschaft dürfen auf kei nen Fall zu unterschiedlichen 
Prämien oder Leistungen führen. Eine unterschiedlic he Behandlung wegen der Religion 
oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität ist  
im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn d iese auf anerkannten Prinzipien  
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risikoadäquater Kalkulation beruht, insbesondere au f einer versicherungsmathematisch 
ermittelten Risikobewertung unter Heranziehung stat istischer Erhebungen.  

AGG § 21 Ansprüche 

(1) Der Benachteiligte kann bei einem Verstoß gegen  das Benachteiligungsverbot 
unbeschadet weiterer Ansprüche die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind 
weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann er auf Unterlassung klagen. 

(2)  Bei  einer  Verletzung des  Benachteiligungsverbots ist  der  Benachteiligende 
verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu  ersetzen. Dies gilt nicht, wenn 
der Benachteiligende die Pflichtverletzung nicht zu  vertreten hat. Wegen eines 
Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der Benachteiligte eine angemessene 
Entschädigung in Geld verlangen. 

(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung bleiben unbe rührt. 

(4) Auf eine Vereinbarung, die von dem Benachteilig ungsverbot abweicht, kann sich der 
Benachteiligende nicht berufen. 

(5) Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 muss inn erhalb einer Frist von zwei  
Monaten geltend gemacht werden. Nach Ablauf der Fri st kann der Anspruch nur geltend  
gemacht werden, wenn der Benachteiligte ohne Versch ulden an der Einhaltung der Frist 
verhindert war. 
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Abschnitt 4 Rechtsschutz 

AGG § 22 Beweislast 

Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist , die eine Benachteiligung wegen 
eines in § 1 genannten Grundes vermuten lassen, trä gt die andere Partei die  
Beweislast  dafür,  dass  kein  Verstoß  gegen  die  Bestimmungen  zum Schutz  vor  
Benachteiligung vorgelegen hat. 

AGG § 23 Unterstützung durch Antidiskriminierungsverbände 

(1)  Antidiskriminierungsverbände sind  Personenzusammenschlüsse, die  nicht  
gewerbsmäßig und nicht nur vorübergehend entspreche nd ihrer Satzung die besonderen 
Interessen von benachteiligten Personen oder Person engruppen nach Maßgabe von § 1 
wahrnehmen. Die Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie 
mindestens 75 Mitglieder haben oder einen Zusammens chluss aus mindestens sieben  
Verbänden bilden. 

(2) Antidiskriminierungsverbände sind befugt, im Ra hmen ihres Satzungszwecks in 
gerichtlichen Verfahren, in denen eine Vertretung d urch Anwälte und Anwältinnen nicht 
gesetzlich vorgeschrieben ist, als Beistände Benach teiligter in der Verhandlung 
aufzutr eten.  Im Übrigen  bleiben  die  Vorschriften  der  Verfahrensordnungen,  
insbesondere diejenigen, nach denen Beiständen weit erer Vortrag untersagt werden  
kann, unberührt.  

(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im Rahmen ihr es Satzungszwecks die Besorgung 
von Rechtsangelegenheiten Benachteiligter gestattet . 

(4) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefugnisse  von Verbänden zu Gunsten von 
behinderten Menschen bleiben unberührt. 
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Abschnitt 5 Sonderregelungen für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

AGG § 24 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter Berüc ksichtigung ihrer besonderen  
Rechtsstellung entsprechend für  

1.  Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, der G emeinden, der  

Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht d es Bundes oder eines  

Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und  Stiftungen des  

öffentlichen Rechts,  

2.  Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder,  

3.  Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegsdienstv erweigerer, soweit ihre  

Heranziehung zum Zivildienst betroffen ist.  
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Abschnitt 6 Antidiskriminierungsstelle 

AGG § 25 Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

(1) Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, F rauen und Jugend wird unbeschadet  
der Zuständigkeit der Beauftragten des Deutschen Bu ndestages  oder der Bundesregierung  
die Stelle des Bundes zum Schutz vor Benachteiligun gen wegen eines in § 1 genannten  
Grundes (Antidiskriminierungsstelle des Bundes) err ichtet.  

(2) Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist d ie für die Erfüllung ihrer  
Aufgaben notwendige Personal -  und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Sie ist  
im Einzelplan des Bundesministeriums für Familie, S enioren, Frauen und Jugend in  
einem eigenen Kapitel auszuweisen.  

AGG § 26 Rechtsstellung der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

(1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister fü r Familie, Senioren, Frauen und  
Jugend ernennt auf Vorschlag der Bundesregierung ei ne Person zur Leitung der  
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Sie steht na ch Maßgabe dieses Geset zes in  
einem öffentlich - rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund. Sie ist in Aus übung ihres Amtes  
unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen.  

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung  der Urkunde über die Ernennung  
durch die Bundesministerin oder den Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und  
Jugend.  

(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Tod  

1.  mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages,  

2.  durch Ablauf der Amtszeit mit Erreichen der Altersg renze nach § 41 Abs.1  

des Bundesbeamtengesetzes,  

3.  mit der Entlassung.  

Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Fa milie, Senioren, Frauen und Jugend  
entlässt die Leiterin oder den Leiter der Antidiskr iminierungsstelle des Bundes auf  
deren Verlangen oder wenn Gründe vorliegen, die bei  einer Richterin oder einem  
Richter auf Lebenszeit die Entlassung aus dem Diens t rechtfertigen. Im Falle der  
Beendigung  des  Amtsverhältnisses  erhält  die  Leiterin  oder  der  Leiter  der  
Antidiskriminierungsstelle  des  Bundes  eine  von  der  Bundesministerin  oder  dem 
Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Ju gend vollzogene Urkunde. Die  
Entlassung wird mit der Aushändigung der Urkunde wi rksam.  

(4) Das Rechtsverhä ltnis der Leitung der Antidiskriminierungsstelle de s Bundes  
gegenüber dem Bund wird durch Vertrag mit dem Bunde sministerium für Familie,  
Senioren,  Frauen  und  Jugend  geregelt.  Der  Vertrag  bedarf  der  Zustimmung  der  
Bundesregierung.  

(5)  Wird  eine  Bundesbeamtin  oder  ein  Bundesbeamter  zur  Leitung  der  
Antidiskriminierungsstelle des Bundes bestellt, sch eidet er oder sie mit Beginn des  
Amtsverhältnisses aus dem bisherigen Amt aus. Für d ie Dauer des Amtsverhältnisses  
ruhen die aus dem Beamtenverhä ltnis begründeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme  der  
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbots de r Annahme von Belohnungen oder  
Geschenken. Bei unfallverletzten Beamtinnen oder Be amten bleiben die gesetzlichen 
Ansprüche auf das Heilverfahren und einen Unfallausgleich unberührt.  

AGG § 27 Aufgaben 

(1) Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 genannt en Grundes benachteiligt worden zu  
sein, kann sich an die Antidiskriminierungsstelle d es Bundes wenden. 

(2) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unte rstützt auf unabhängige Weise  
Personen, die sich nach Absatz 1 an sie wenden, bei  der Durchsetzung ihrer Rechte zum  
Schutz vor Benachteiligungen. Hierbei kann sie insb esondere  

1.  über Ansprüche und die Möglichkeiten des rechtliche n Vorgehens im Rahmen  

gesetzlicher Regelungen zum Schutz vor Benachteilig ungen informieren,  

2.  Beratung durch andere Stellen vermitteln,  

3.  eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten an streben.  

Soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder d er Bundesregierung zuständi g sind,  
leitet die Antidiskriminierungsstelle des Bundes di e Anliegen der in Absatz 1  
genannten Personen mit deren Einverständnis unverzü glich an diese weiter.  
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(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt  auf unabhängige Weise folgende 
Aufgaben wahr, soweit nicht die Zuständigkeit der B eauftragten der Bundesregierung  
oder des Deutschen Bundestages berührt ist:  

1.  Öffentlichkeitsarbeit, 

2.  Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen au s den in § 1 genannten 

Gründen, 

3.  Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen zu d iesen 

Benachteiligungen. 

(4) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und d ie in ihrem Zuständigkeitsbereich 
betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und de s Deutschen Bundestages legen 
gemeinsam dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre B erichte über Benachteiligungen aus 
den in § 1 genannten Gründen vor und geben Empfehlu ngen zur Beseitigung und 
Vermeidung dieser Benachteiligungen. Sie  können gemeinsam wissenschaftliche 
Untersuchungen zu Benachteiligungen durchführen. 

(5) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und d ie in ihrem Zuständigkeitsbereich 
betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und de s Deutschen Bundestages sollen bei 
Benachteiligungen aus mehreren der in § 1 genannten  Gründe zusammenarbeiten. 

AGG § 28 Befugnisse 

(1) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann in Fällen des § 27 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 3 Beteiligte um Stellungnahmen ersuchen, soweit  die Person, die sich nach § 27 
Abs. 1 an sie gewandt hat, hierzu ihr Einverständni s erklärt. 

(2) Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes sind  
verpflichtet, die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der E rfüllung ihrer  
Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die erforder lichen Auskünfte zu erteilen. Die 
Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten ble iben unberührt. 

AGG § 29 Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen und anderen Einrichtungen 

Die  Antidiskriminierungsstelle des  Bundes soll  bei  ihrer  Tätigkeit 
Nichtregierungsorganisationen sowie Einrichtungen, die auf europäischer, Bundes-, 
Landes- oder regionaler Ebene zum Schutz vor Benach teiligungen wegen eines in § 1 
genannten Grundes tätig sind, in geeigneter Form ei nbeziehen. 

AGG § 30 Beirat 

(1) Zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftliche n Gruppen und Organisationen, die  
sich den Sc hutz vor Benachteiligungen wegen eines in §1 genann ten Grundes zum Ziel  
gesetzt haben, wird der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ein Beirat beigeordnet.  
Der Beirat berät die Antidiskriminierungsstelle des  Bundes bei der Vorlage von 
Berichten und Empfehlungen an den Deutschen Bundest ag nach § 27 Abs. 4 und kann 
hierzu sowie zu wissenschaftlichen Untersuchungen n ach § 27 Abs. 3 Nr. 3 eigene 
Vorschläge unterbreiten. 

(2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Fr auen und Jugend beru ft im  
Einvernehmen mit der Leitung der Antidiskriminierun gsstelle des Bundes sowie den  
entsprechend  zuständigen  Beauftragten  der  Bundesregierung  oder  des  Deutschen  
Bundestages die  Mitglieder dieses Beirats und  für  jedes  Mitglied eine  
Stellvertretung. In den Beirat sollen Vertreterinne n und Vertreter gesellschaftlicher 
Gruppen und Organisationen sowie Expertinnen und Ex perten in Benachteiligungsfragen 
berufen werden. Die Gesamtzahl der Mitglieder des B eirats soll 16 Personen nicht 
überschreiten. Der Beirat soll zu gleichen Teilen mi t Frauen und Männern besetzt  
sein.  

(3)  Der  Beirat gibt  sich  eine  Geschäftsordnung, die  der  Zustimmung des  
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen un d Jugend bedarf. 

(4) Die Mitglieder des Beirats üben die Tätigkeit n ach diesem Gesetz ehrenamtlich 
aus.  Sie  haben  Anspruch auf  Aufwandsentschädigung sowie  Reisekostenvergütung, 
Tagegelder und Übernachtungsgelder. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 



 
Ein Service der juris GmbH - www.juris.de - Seite 14 

Abschnitt 7 Schlussvorschriften 

AGG § 31 Unabdingbarkeit 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu Ungunsten der geschützten Personen 
abgewichen werden.  

AGG § 32 Schlussbestimmungen 

Soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes bestimmt  ist, gelten die allgemeinen 
Bestimmungen. 

AGG § 33 Übergangsbestimmungen 

(1) Bei Benachteiligungen nach den §§ 611a, 611b un d 612 Abs. 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs oder sexuellen Belästigungen nach dem B eschäftigtenschutzgesetz ist das 
vor dem 18. August 2006 maßgebliche Recht anzuwende n. 

(2) Bei Benachteiligungen aus Gründen der Rasse ode r wegen der ethnischen Herkunft 
sind die §§19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse a nzuwenden, die vor dem 18. August 
2006  begründet  worden  sind.  Satz  1 gilt  nicht  für  spätere  Änderungen  von  
Dauerschuldverhältnissen.  

(3) Bei Benachteiligungen wegen des Geschlechts, de r Religion, einer Behinderung, des 
Alters oder  der  sexuellen Identität sind  die  §§ 19 bis  21 nicht  auf  
Schuldverhältnisse anzuwenden, die vor dem 1. Dezem ber 2006 begründet worden sind. 
Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen von Dauers chuldverhältnissen. 

(4) Auf Schuldverhältnisse, die eine privatrechtlic he Versicherung zum Gegenstand 
haben, ist § 19 Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn diese vor dem 22. Dezember  2007  
begründet  worden  sind.  Satz  1 gilt  nicht  für  spätere  Änderungen  solcher  
Schuldverhältnisse. 


